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Die Puppe

Leicht zu nehmen, zu beherrschen, zu belohnen oder zu bestrafen und
der Willkür jedweder Projektion, Forderung und Handhabung hilflos
ausgeliefert ist im allgemeinen wie im besonderen die Puppe, die
deshalb allen Sehnsüchten und Wünschen, Ängsten, Aggressionen und
Zärtlichkeiten des Menschen als Spielzeug und Werkzeug dient, um der
Anforderung durch die Wirklichkeit und ihre Bewältigung nicht in aller
Konsequenz Rechnung tragen zu müssen.

Wäre der Mensch nur seiner eigenen Art gegenüber so interessiert und
zugetan, wie es ihm gewiß auch möglich wäre, hätte er den Geistertanz,
den Imaginationsaufwand, also das Spiel mit den Puppen nicht nötig,
dem er sich doch in einem so großen Umfang widmet, daß es seine ganze
Realität zu füllen scheint, und das ausschließlich durch das Motiv
begründet, der gleichwohl unverzichtbaren Aufgabe und Chance zu
entgehen, seinen täglichen Kampf auf sich zu nehmen, erklärt werden
kann.

Ihre Schattenblick-Redaktion


4. Oktober 2019
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ATOM/227: Halbwertzeit - der Bürger zahlt den Preis ... (GAL)


Pressemitteilung der Grün Alternativen Liste (GAL) Gronau vom 04.10.2019

Scharfe Kritik: Neuer Uranmüllexport von Gronau nach Russand / 22.000
Tonnen Uranmüll im Freilager neben Gronauer Uranfabrik



Die Wiederaufnahme von Uranmülltransporten von der bundesweit einzigen
Urananreicherungsananlage (UAA) in Gronau (NRW) nach Russland wird von
der Grün Alternativen Liste (GAL) Gronau scharf kritisiert. Zudem wirft
ein Schreiben des NRW-Wirtschaftsministeriums, das die GAL im September
erhalten hat, mehr Fragen als Antworten auf. Und so bezeichnet
GAL-Vorstandsmitglied Udo Buchholz die Lagerung von rund 22.000 Tonnen
Uranmülls neben der Anreicherungsanlage unter dem freien Himmel und die
Sicherung des Anlagengeländes durch einfachen Maschendraht als absolut
besorgniserregend. "Die GAL Gronau fordert zum Schutz der Bevölkerung
die sofortige Stilllegung der Gronauer Urananreicherungsanlage und der
Uranmüllproduktion sowie ein endgültiges Verbot der Uranmüllexporte nach
Russland", so Udo Buchholz, der für die parteiunabhängige GAL im Rat der
Stadt Gronau sitzt.

Stilllegung der Urananreicherungsanlage wäre ein konsequentes
Zeichen

Anlässlich des 34. Jahrestages der Inbetriebnahme der
Urananreicherungsanlage (UAA) in Gronau hatte die GAL Gronau am 15.
August 2019 in einem Schreiben an NRW-Wirtschaftsminister Andreas
Pinkwart ihre langjährige Forderung nach der sofortigen Stilllegung der
umstrittenen und hochgefährlichen Anlage bekräftigt. In dem Schreiben an
Minister Pinkwart betonte die GAL Gronau: "Als Wirtschaftsminister des
Landes NRW liegt die Atomaufsicht in Ihrer Hand. Es liegt in Ihrer Hand,
weitere Störfälle in der Anlage zu verhindern, die weitere
Atommüllproduktion in Gronau zu verhindern und den weiteren Umgang mit
der hochbrisanten Zentrifugentechnik zu unterbinden. Wiederholt wurde in
Rechtsgutachten festgestellt, die u. a. von der ehemaligen
Bundesumweltministerin Frau Barbara Hendricks in Auftrag gegeben wurden,
dass die Urananreicherung in Gronau rechtssicher beendet werden kann.
Und da Ministerpräsident Laschet vor dem Weiterbetrieb der belgischen
Atomkraftwerke warnt, die auch mit angereichertem Uran aus Gronau
betrieben werden, und die Entsorgung des Gronauer Atommülls weiterhin
ungelöst ist, wäre die sofortige Stilllegung der Gronauer
Urananreicherungsanlage ein konsequentes Zeichen."

Die GAL Gronau, die sich schon seit ihrer Gründung im Jahr 2008 intensiv
gegen den Weiterbetrieb der Gronauer Urananreicherungsanlage engagiert,
hat in ihrem Schreiben an Minister Pinkwart auch konkrete Fragen
gestellt. So wollte die GAL wissen, wohin das abgereicherte
Uranhexafluorid verbracht wurde, dass am 29. Juli 2019 mit einem
Sonderzug die Anlage verlassen hat, welche Menge abtransportiert wurde
und wieviel abgereichertes Uranhexafluorid sich aktuell (Stichtag
15.8.2019) in dem Freilager neben der Gronauer Urananreicherungsanlage
befand. Weitere Fragen der GAL bezogen sich auf die Umzäunung der
Urananreicherungsanlage, die aus Maschendraht besteht und auf den
Zustand der Urancontainer, in denen der Uranmüll gelagert und
transportiert wird.

Das Antwortschreiben an die GAL Gronau datiert vom 12. September 2019
und wurde nicht von Minister Pinkwart, sondern von einem Mitarbeiter des
NRW-Wirtschaftsministeriums unterschrieben. Udo Buchholz kritisiert,
dass der Minister nicht persönlich geantwortet hat und dass auf die
Kernforderung der GAL nach sofortiger Stilllegung der Gronauer
Uranfabrik überhaupt nicht eingegangen wurde. Und die Beantwortung der
gestellten Fragen bezeichnet Buchholz als weitgehend "oberflächlich und
ausweichend".

29. Juli 2019: Sonderzug mit Uranmüll von Gronau Richtung Russland

Und laut GAL Gronau werden neue Fragen aufgeworfen: "Das Ministerium
räumte auf unsere Nachfrage ein, dass am 29. Juli 2019 mit einem
Sonderzug ca. 600 Tonnen abgereichertes Uranhexafluorid nach Russland
abtransportiert wurden. Offiziell wurden die Uranmülltransporte von
Gronau nach Russland Ende 2009 eingestellt. Da in den letzten Wochen
mehrfach Sonderzüge mit Uranmüll die Anlage in Gronau verlassen haben,
bleibt zu klären, ob diese Transporte vielleicht auch nach Russland
gegangen sind. Als Ziel stand bisher - unbestätigt - Frankreich im Raum.
Denkbar ist jetzt, dass bereits mehrere der jüngsten Transporte Russland
als Ziel hatten. Vielleicht auch schon zwischen 2010 und 2019?"

Erschreckend findet die GAL Gronau die Auskunft, dass Mitte August "ca.
22.000 t abgereichertes Uranhexafluorid (ca. 1.850 Behälter)" unter dem
freien Himmel neben der Urananreicherungsanlage gelagert wurden. "Diese
Behälter sind im Jahreswechsel allen Extremwitterungen ausgesetzt und
sie sind nicht gegen Flugzeugabstürze oder gegen Sabotage gesichert", so
Udo Buchholz.

Die Fragen, die die GAL zur Behältersicherheit gestellt hatte, wurden
nur lückenhaft beantwortet. Offenbar werden nicht nur neue Behälter zur
Lagerung eingesetzt und die Frage, wer firmenunabhängig die Sicherheit
der Container überprüft, wurde nur lapidar mit "unabhängige
Sachverständige" beantwortet. Offen bleibt auch die Frage, wo
Urancontainer verblieben sind, in die der Uranmüll nach der
Inbetriebnahme der Urananreicherungsanlage in den 80er und 90er Jahren
eingefüllt wurde. Udo Buchholz will nicht ausschließen, dass diese alten
Container "irgendwo in Russland vor sich hin rosten".

Die GAL wird versuchen, durch weitere Anfragen mehr Licht in das
"strahlende Dunkel" zu bringen.

Am Sonntag (6. Oktober) werden sich erneut Mitglieder der GAL Gronau an
dem Sonntagsspaziergang an der Gronauer Urananreicherungsanlage
beteiligen, bei dem sich seit Ende 1986 immer am ersten Sonntag im Monat
Anti-Atomkraft-Initiativen aus Gronau und Umgebung treffen,
Informationen austauschen und das Geschehen bei der Uranfabrik
dokumentieren.

Hintergrundinformationen:

Seit Mitte der 90er Jahre wurden rund 30.000 Tonnen Uranhexafluorid in
abgereicherter Form von der Gronauer Urananreicherungsanlage nach
Russland verbracht. Entsprechende Lieferverträge endeten zum 31.12.2009.
Gegen die Transporte hatte es immer wieder Proteste deutscher,
niederländischer und russischer Umwelt- und Anti-Atomkraft-Initiativen
gegeben. Seit 2010 kritisieren der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU), das Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen und
weitere Verbände und Initiativen, dass verstärkt Uranmüll von Gronau
nach Frankreich transportiert wird. Ihre Forderung: Die
NRW-Landesregierung ist für den Betrieb der Gronauer Uranfabrik
verantwortlich und muss dafür Sorge tragen, dass die Urananreicherung
und die Uranmüllschieberei beendet werden!




http://www.aku-gronau.de/texte/20100104-presse.html

Weitere Hintergrundinformationen und Fotos von dem Urantransport vom
29.07.2019:

- http://urantransport.de/2019/08/muensterland-wieder-urantransporte-proteste-und-anklagen

- https://www.anti-atom-aktuell.de/2019/2019-07-29_Urantransport/index.html

- http://urantransport.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der Grün Alternativen Liste (GAL) Gronau vom 04.10.2019
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KOHLEALARM/648: Klimakampf und Kohlefront - in die Irre geführt ... ("Kohle kapern!")


"Kohle kapern!" - Mitteilung von 6. Oktober 2019

Statement: "Kohle kapern!"-Besetzer*innen resümieren die Blockade



Flensburg - Gestern Abend haben wir uns nach acht Stunden
Blockade des Kohlelagers und der beiden Anleger-Kräne der Stadtwerke
Flensburg dazu entschieden, die Aktion eigenständig zu beenden.

Nachdem wir direkt nach Aktionsstart von einem wütenden Arbeiter mit seinem
Radlader attackiert und fast vom Kohleberg gestoßen wurden, blieb die
Situation tagsüber relativ entspannt. Recht früh kamen wir mit dem
Geschäftsführer ins Gespräch, wobei wir uns zunächst über
die Aufgeschlossenheit seinerseits freuten. Schnell stellte sich jedoch
heraus, dass er mit dieser Offenheit eine recht simple Taktik verfolgte:
Die Vereinnahmung und Entschärfung unseres Protestes. Während er zwar
immer wieder beteuerte, unser Anliegen zu verstehen und uns den Raum zu
gewähren, verriet er sein wahres Motiv durch einige Bemerkungen - Die
shz wäre schon hier gewesen und sonst käme ohnehin keine Presse, wir
könnten also nun unbehelligt gehen. Und das obwohl es eine dpa-Meldung
gab, der NDR mit einem Kamerateam da war und selbst russische Medien
berichteten. Es ging ihm also darum, uns möglichst schnell loszuwerden
und so wenig Presseresonanz wie möglich zu erzeugen. Dafür erschien ihm
die offensive "Umarmungstaktik" am effektivsten.

Und das Kalkül geht auf: Nun steht tatsächlich in vielen Presseberichten,
wie verständnisvoll die Stadtwerke unseren Protest duldeten. Auch wenn die
Stadtwerke als individuelle Akteure ebenso Systemzwängen des
kapitalistischen Marktes ausgesetzt sind wie wir alle, kann niemand
wirklich verständnisvoll sein, der von Kohle auf Erdgas umsteigt und
sich dafür als Klimaretter feiern lassen möchte. Die Gesprächstaktik mit
uns fügt sich in dieselbe Linie des "Greenwashing" und hat mit einer
ernsthaften, inhaltlichen Auseinandersetzung auf Augenhöhe nichts zu
tun!

Als wir uns dazu entschieden, die Aktion zu beenden, kam der
Geschäftsführer nochmals auf uns zu. Verunsichert von immer größer
werdender Polizeipräsenz verließen wir uns trotz großer Skepsis auf sein
Versprechen, dass wir hier demonstrieren und uns nun dementsprechend
auch unbehelligt entfernen dürften. Er bekräftigte das noch einmal und
sicherte uns schriftlich zu, dass wir uns ohne Personalienfeststellungen
vom Gelände bewegen dürften. Am Werkstor angekommen hielten uns die
Beamt*innen jedoch auf und verlangten die Personalien von drei Personen
zur Strafverfolgung, die sich aber nach Aussage des Einsatzleiters
nicht identifizieren ließen. So war der Deal de facto also folgender:
Ihr liefert willkürlich drei Menschen ans Messer und wir lassen den Rest
laufen. Auf so einen unsinnigen Tauschhandel konnten wir uns natürlich
nicht einlassen und so setzte sich die Gruppe geschlossen hin, um klar
zu machen: Wir stehen solidarisch zusammen.

Zunächst begann die Polizei die drei Menschen, die sie sich spontan
rausgepickt hatten, gewaltsam aus der Gruppe herauszuziehen und die
Personalienfeststellung anzufangen. Zwei der Menschen verweigerten sich der
- aus Sicht aller Beteiligten - willkürlichen Maßnahme und behielten ihre
Personalien für sich. Nun verwies uns der Geschäftsführer plötzlich doch
des Geländes und kündigte weitere Strafverfolgung an, um die Räumung der
übrigen Gruppe durchzusetzen, obwohl er uns vorher sogar noch zum Bleiben
einlud. Die Polizei schien diese Gelegenheit dankend anzunehmen und begann
sehr bald mit der Räumung, die allerdings nicht primär durchs Wegtragen
durchgeführt wurde, sondern durch den Einsatz von drei Polizeihunden.
Die Hunde wurden auf die sitzenden Menschen losgelassen und sprangen
ihnen in den Rücken, wobei die Polizist*innen damit drohten, die
Metallmaulkörbe abzunehmen, "damit es richtig wehtut". Menschen, die
sich von den Hunden wegdrehten wurden mit Schmerzgriffen und an den
Haaren weggezogen und anschließend aufs Polizeirevier verfrachtet. Gegen
Mitternacht waren alle Aktivist*innen wieder frei.

Die Aktion sehen wir aber trotz der billigen Vereinnahmungsmasche der
Stadtwerke und der unnötigen Gewalt als vollen Erfolg. Es gab eine große
Presseresonanz, insbesondere auch international. Außerdem gab es im Rahmen
der deCOALonize!-Kampagne Aktionen in Hamburg, Bremen, Dortmund,
Salzgitter, Berlin und Lünen mit denen wir uns nochmal ausdrücklich
solidarisch zeigen. Kohleausstieg ist Handarbeit! Das begreifen immer mehr
Menschen. Dennoch bleibt die politisch-ökonomische Situation katastrophal
und wir müssen weitermachen. - Das Klimapaket der Bundesregierung ist
ebenso heuchlerisch wie der Klimapakt der Stadt Flensburg und reiht sich
ein in eine lange Reihe an bloßen Absichtsbekundungen und Pseudomaßnahmen,
die tatsächliches Handeln suggerieren sollen, um die Debatte einzudämmen.
Unter diesen Umständen bleibt entschlosseneres Handeln notwendig! Es
reicht nicht mehr, an "die da oben" zu appellieren und zu hoffen, dass
irgendwer die nötigen Veränderungen schon einleiten wird - Das müssen
wir selbst machen!

twitter: @kohle_kapern

 * 

Quelle:

"Kohle kapern!" - Mitteilung von 6. Oktober 2019

E-Mail: kohle@nirgendwo.info
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KOHLEALARM/647: Klimakampf und Kohlefront - keine echte Alternative ... ("Kohle kapern!")


"Kohle kapern!" - Pressemitteilung von 5. Oktober 2019

Aktivist*innen blockieren Steinkohlekraftwerk in Flensburg



Flensburg - Seit heute früh blockiert eine Gruppe engagierter Menschen das
Gelände der Stadtwerke Flensburg, auf dem Fernwärme und Strom hauptsächlich
durch das Verbrennen von Steinkohle und Erdgas erzeugt werden. Die Aktion
steht unter dem Namen Kohle kapern!. Mit Bannern und Flaggen besetzten sie
die beiden Kräne des Anlegers und das offene Kohlelager, um gegen die
ökologischen und sozialen Folgen der fossilen Brennstoffe zu protestieren.
Zeitgleich finden an verschiedensten Orten Aktionen unter dem Motto
deCOALonize! statt, von denen sie sich inspirieren ließen - unter anderem
am Hamburger Hafen.

Nach Angaben des Unternehmens kommt die eingesetzte Steinkohle
ausschließlich aus Russland. Es ist eines der erklärten Ziele der
Aktivist*innen, auf die Situation in den dortigen Abbaugebieten aufmerksam
zu machen und die an der Lieferkette beteiligten Firmen zur Verantwortung
zu ziehen. Die nach Zentraleuropa importierte Steinkohle stammt zum größten
Teil aus der Region Kuzbass im Süden Sibiriens. Dort wird die Steinkohle
aus dem Berg gesprengt, wodurch die Staubbelastung weit über derjenigen
anderer Abbaugebiete liegt und in enormen Maße Luft, Boden und Wasser
verschmutzt. So ist laut dem Bericht der Rospotrebnadzor von 2013, der
offiziellen Verbraucherschutzbehörde Russlands, 93,8% des Wassers in der
Region verschmutzt. Darunter leidet vor allem die indigene Gruppe der
Schoren, unter denen sich in den vergangenen Jahren vermehrt Widerstand
regt. Nachdem die Bewegung 2018 sogar die Genehmigung einer neuen Mine
nachträglich verhinderte, kämpft insbesondere die Gruppe Ecodefence aktuell
mit heftigen Repressionen des russischen Staates.

An dieser ökologischen und sozialen Zerstörung machen sich nach Meinung der
Aktivist*innen die Flensburger Stadtwerke als Steinkohlenutzer mitschuldig.
Dort werden ca. 190.000t Steinkohle im Jahr verbrannt, um Fernwärme für den
regionalen und Strom für den bundesweiten Verbrauch zu produzieren. Daneben
setzt das Unternehmen vor allem auf den Wechsel zu Erdgas. So sollen der
bereits gebaute Kessel 12 und der im Bau befindliche Kessel 13 die
Kohlekessel ablösen und die Produktion auf Erdgas umstellen. "So viel
Kurzsichtigkeit ist für mich absolut unverständlich", sagt eine der
Aktivist*innen. "Anstatt die Debatten um den Kohleausstieg endlich als
letzten Denkzettel für die fossilen Brennstoffe anzuerkennen, werden hier
wieder nur wachstumsorientierte Maßnahmen mit der Aussicht auf ein
'grundsätzlich weiter so' als grüne Alternativen verkauft. Von wirklicher
Einsicht keine Spur. Gas ist keine Alternative! Es führt zwar bei der
Verbrennung zu weniger CO2-Emissionen, aber die gesamte Struktur aus
Förderung, Transport und Verarbeitung ist äußerst energieintensiv. Außerdem
ist der vermeintliche 'Strukturwandel' von Kohle auf Gas in einigen
Jahrzehnten auch wieder für die Katz - Gas wird ebenso ausgehen. Dann ist
es auch mit der vielbeschworenen 'Versorgungssicherheit' zu Ende.".

Was die Aktivist*innen an der lokalen Situation in Flensburg anprangern,
geht allerdings über diese hinaus. Das Bündnis deCOALonize! versucht in
ihrer Broschüre "Still Burning" zu belegen, dass die Wertschöpfungsketten
der Steinkohle immer noch von kolonialer Struktur seien. Während die
schmutzige Primärproduktion aus den sogenannten Industrienationen
ausgelagert wurde, blieb der Profit hingegen dort, so das Bündnis. Dies sei
ein klares Beispiel für die unmenschlichen Resultate des Wachstumszwangs
unseres Wirtschaftssystems: Zur Suche nach neuen Absatzmärkten gezwungen,
erschaffe der Kapitalismus Kolonien, Ausbeutung, Umweltzerstörung. Und
ebenjene Umweltzerstörung ist ein häufiger Fluchtgrund, wie zum Beispiel
eine Oxfam-Studie von 2017 zeigte. So ist es dann auch nicht verwunderlich,
dass die Aktivist*innen von Kohle kapern! sich ausdrücklich mit der
ebenfalls heute in Flensburg stattfindenden Demonstration der
Seebrücke-Bewegung solidarisieren, die sichere Fluchtwege und
bedingungslose humanitäre Hilfe fordert.

Das Wichtigste nochmal in Kürze: 


	Die Stadtwerke Flensburg beziehen ihre Steinkohle ausschließlich aus Russland, wo der Abbau zu enormen Schäden an Mensch und Natur führt.

	Der eingeleitete Umstieg auf Erdgas ist lediglich ein ökologisches Feigenblatt, das weiter den kurz- bis mittelfristigen Profit garantiert, und keine grüne Alternative.

	Der Steinkohleabbau führt auch in anderen Abbauregionen zu Schäden an Mensch und Natur, während die Profite in die globalen Machtzentren fließen. Dieses Gefälle ist noch immer kolonialistisch!

	Die Aktion stellt sich solidarisch hinter die Proteste in den Abbauregionen, die deCOALonize!-Aktionen und die Seebrücke-Demonstration.



twitter: @kohle_kapern

 * 

Quelle:

"Kohle kapern!" - Pressemitteilung von 5. Oktober 2019

E-Mail: kohle@nirgendwo.info
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KOHLEALARM/646: Klimakampf und Kohlefront - nicht hier und nicht anderswo ... (Bündnis "deCOALonize Europe")


Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 4. Oktober 2019

Steinkohleproteste auf Wasser, Land, Fahrrad und Schienen + Bündnis
"deCOALonize Europe" blockiert in Hamburg, NRW und bei Salzgitter +
Menschen in Abbauregionen fordern Ende der Steinkohleverbrennung



Hamburg, Dortmund, Lünen, Salzgitter - Aktivist*innen des Bündnisses
deCOALonize Europe protestierten am Freitag mit vielfältigen, dezentralen
Aktionen für einen sofortigen Kohleausstieg. In Hamburg blockierten rund
200 Menschen den Wasserweg zum Kraftwerk Moorburg und setzten sich für die
sofortige Schließung des größten deutschen Steinkohle-Seehafens ein. In NRW
besetzten Aktivist*innen einen Kran des Trianel Kraftwerks Lünen. Kajak-
Aktivist*innen forderten auf dem Zufahrtskanal des Kraftwerks, dass
Deutschland keine Steinkohle mehr aus Kolumbien, Russland und den USA
importiert. Bei Salzgitter wurde ein Kohlezug blockiert. In Hamburg und
Dortmund fanden außerdem Fahrraddemonstrationen statt, die unter anderem
lokale Fridays for Future Gruppen organisierten.

Mit den Aktionen schließt sich das Bündnis deCOALonize Europe dem
Widerstand von Menschen in den Abbaugebieten an. Am Samstag setzt das
Bündnis seinen Protest mit einer Demonstration gegen die
Steinkohlekraftwerke und koloniale Kontinuitäten in Bremen fort.

"In La Guajira, Kolumbien, zeigten mir Menschen aus der Gemeinde Rocio, wie
sie von den Tagebauen bedroht sind. Sie wehren sich gegen die Vertreibung.
In Rocio schützen indigene Wayúu und afrokolumbianische Gemeinden den für
sie lebensnotwendigen Fluss Arroyo Bruno vor der Zerstörung durch den
Kohleabbau. Wir schließen uns heute mit unseren Aktionen diesen mutigen
Kämpfen an. Deshalb blockieren wir heute die Blutkohle. Deutschland muss
aus der Kohle aussteigen", sagt Maria Fernanda Herrera Palomo,
kolumbianische Aktivistin im Ruhrgebiet.

"Die Menschen in Kuzbass baten mich, hier die gesundheitlichen und
ökologischen Schäden bekannt zu machen. Mit der Aktion machen wir auf die
Folgen des Steinkohleimports aufmerksam", sagt Tjan Zaotschnaja, russische
Aktivistin von deCOALonize Europe.

 * 

Bündnis "deCOALonize Europe" - Pressemitteilung vom 5. Oktober 2019

Erfolgreiche Proteste für sofortigen Kohleausstieg in Hamburg,
Dortmund, Lünen, Salzgitter, Flensburg und Bremen + Bündnis "deCOALonize
Europe" fordert Importstopp von Steinkohle + Vielfältige Aktionen am 4. und
5.10. schlossen sich dem Widerstand in Abbauregionen an


Aktivist*innen des Bündnisses deCOALonize Europe protestierten am
Freitag und Samstag mit vielfältigen, dezentralen Aktionen für einen
sofortigen Kohleausstieg. Mit den dezentralen Aktionen zeigten sie auf, an
welchen Orten der globalen Lieferkette der Handel und Verbrauch der
klimaschädlichen Kohle beendet werden muss. So demonstrierten heute in
Bremen 200 Menschen gegen die kolonialen Kontinuitäten des
Steinkohleimports. Zuvor besetzte die Kleingruppe "Kohle kapern" bereits
Anlegekräne und einen Kohlebunker der Stadtwerke Flensburg. Diese verfeuern
Steinkohle aus Russland. Die Blockade hält zum aktuellen Zeitpunkt an. Bis
in die Morgenstunden besetzten Aktivist*innen seit Freitagnachmittag
Schienen zur Flachstahlproduktion in Salzgitter und blockierten den
Transport von Steinkohle.

Am Freitag blockierten bereits rund 200 Menschen in Hamburg den Wasserweg
zum Kraftwerk Moorburg und setzten sich für die sofortige Schließung des
größten deutschen Steinkohle-Seehafens ein. In NRW störten Aktivist*innen
mit der Besetzung eines Krans und einer Kohlezerstäubungsanlage den Betrieb
des Trianel Kraftwerks Lünen. Zeitgleich forderten Kajak-Aktivist*innen auf
dem Zufahrtskanal des Kraftwerks, dass Deutschland keine Steinkohle mehr
aus Kolumbien, Russland und den USA importiert. In Hamburg und Dortmund
fanden außerdem Fahrraddemonstrationen statt.

"Die Schoren und Bewohner in Kuzbass baten mich, mit den Aktionen von
deCOALonize Europe ihre Forderungen bekannt zu machen: Sie haben auch ein
Recht zu leben und fordern Deutschland und Europa auf, keine Steinkohle
mehr zu verbrennen", sagt Tjan Zaotschnaja, russische Aktivistin von
deCOALonize Europe.

"Das Klimapaket ist für den Klimaschutz ein Desaster aber für Menschen in
den Abbauregionen von Steinkohle gar tödlich. Wenn es nach der
Bundesregierung geht, soll Deutschland noch bis 2038 Steinkohle
importieren. Es ist unsere Verantwortung, uns dem mutigen Widerstand in den
Abbauregionen anzuschließen und hier den sofortigen Kohleausstieg zu
fordern. Mit unseren Aktionen setzen wir uns gegen das kapitalistische
System ein, das auf Kosten von Mensch und Natur geht", sagt die in Bremen
aktive Lina Ottner.



deCOALonize Europe ist ein Bündnis von Gruppen der
Klimagerechtigkeitsbewegung, der Lateinamerika- und Russlandsolidarität und
Initiativen gegen Kohle aus Deutschland, den Niederlanden und
Großbritannien. In dem Buch "Still Burning -Vom Kampf gegen die
Steinkohleindustrie" informiert das Bündnis über Steinkohleverbrennung in
Deutschland und den Widerstand in den Abbauregionen.

 * 

Quelle:

Bündnis "deCOALonize Europe"

E-Mail: info@decoalonize-europe.net

Internet: https://decoalonize-europe.net/de/
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MELDUNG/107: 20 Jahre Exilprogramm "Writers in Exile" - Grütters trifft sich mit Exilkünstlern (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

20 Jahre Exilprogramm "Writers in Exile" - Grütters trifft sich mit
Exilkünstlern



Seit 1999 unterstützt das Stipendienprogramm "Writers in Exile" des
PEN-Zentrums Deutschland geflüchtete Schriftstellerinnen und Schriftsteller
- von Beginn an zu 100 Prozent vom Bund finanziert. Anlässlich eines
Empfangs zu 20 Jahren "Writers in Exile" im Bundeskanzleramt sagte
Kulturstaatsministerin Monika Grütters: "Gerade Deutschland trägt aufgrund
seiner Vergangenheit eine große Verantwortung dafür, die Freiheit der
Kunst zu schützen. Deshalb helfen wir verfolgten Künstlerinnen und
Künstlern, damit sie bei uns in Freiheit arbeiten können und mit ihrer
Stimme Gehör finden - in Deutschland, in ihren Heimatländern und weltweit."

Das Programm "Writers in Exile" bietet geflüchteten Künstlerinnen und
Künstlern finanzielle Unterstützung, Orientierungshilfe im Alltag sowie
Kontakte zu anderen Autorinnen und Autoren. In Hinblick auf das 20-jährige
Jubiläum des Programms sprach Monika Grütters von einer "vorbildlichen
Erfolgsgeschichte".

Bei dem Empfang am Dienstag stellte Monika Grütters zudem die Studie "Exil
in der Bundesrepublik Deutschland" der Universität Osnabrück vor. Die
Untersuchung hatte die Kulturstaatsministerin zu Jahresbeginn in Auftrag
gegeben, um sich ein genaueres Bild über die Lebenssituation verfolgter
Schriftstellerinnen und Schriftsteller hierzulande zu machen, denn ein
Leben im Exil ist immer Chance und Herausforderung zugleich.

Wie nicht anders zu erwarten, sind viele Exilantinnen und Exilanten
beindruckt vom hohen Stellenwert der künstlerischen Freiheit, die sie in
Deutschland genießen. Zudem bietet Deutschland viele erfolgreiche
Förderungsmöglichkeiten für geflüchtete Künstlerinnen und Künstler, in der
Studie werden allein 65 Kulturprojekte dargestellt, die sich speziell an
Exilkünstler richten.

Die Studie unterbreitet darüber hinaus verschiedene Handlungsempfehlungen
zur Verbesserung der Situation von Exilkünstlern. So sei es zum Beispiel
notwendig, die Visaverfahren zu erleichtern. Auch in Hinblick auf
Diversität im deutschen Kulturbetrieb gibt es nach wie vor
Verbesserungsbedarf, etwa bei der Besetzung von Jurys. Zudem wird
empfohlen, Anlaufstellen einzurichten, die über die Besonderheiten der
deutschen Kulturförderung informieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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TREFF/1441: Berlin - Martyna Bunda, »Das Glück der kalten Jahre«, im Gespräch mit Matthias Nawrat, 21.10.19


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für Oktober 2019

Mo 21.10., 19:30 Uhr

Buchpremiere

Martyna Bunda »Das Glück der kalten Jahre«

7 EUR / erm. 4 EUR

Martyna Bunda im Gespräch mit Matthias Nawrat



Martyna Bunda (*1975 in Danzig) widmet ihren Roman den Frauen:
»Meiner Mutter, meiner Schwester, meinen Töchtern, unseren
Großmüttern, Tanten, Freundinnen.« Und tatsächlich sind es vier
starke, sehr unterschiedliche Frauen, die hier gegen die großen
historischen und die ganz privaten Schwierigkeiten im Polen des 20.
Jahrhunderts füreinander einstehen. Nach dem Unfalltod ihres Mannes
baut die bitterarme Rozela für sich und ihre drei Töchter ein
Steinhaus in ihrem kaschubischen Dorf: Symbol des Schutzes und des
Zusammenhalts. Doch das bewirkt wenig inmitten der Schrecken des
Zweiten Weltkriegs, denen die Familie ausgesetzt ist. Wirkliche
Stärke finden die eigenwilligen Töchter Greta, Truda und Ilda in sich
selbst - und in ihrer Verbundenheit miteinander.

Über das Matriarchat, über Polen, über Geschichte und Gegenwart
spricht Martyna Bunda mit dem Schriftsteller Matthias Nawrat.

In deutscher und polnischer Sprache,

mit Simultanübersetzung von Tomasz Olszówka

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Suhrkamp Verlag

Martyna Bunda »Das Glück der kalten Jahre« Suhrkamp, 2019

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für Oktober 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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TREFF/1440: Stuttgart - Junges Literaturhaus, Besuch der Überblicksausstellung von Ragnar Kjartansson, 18.10.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Oktober 2019

Freitag, 18.10.19, 18.00 Uhr

Scheize - Liebe - Sehnsucht: Ragnar Kjartansson

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/stopp = Exkursion



Melancholie, Liebe, Sehnsucht: Der isländische Künstler Ragnar
Kjartansson wirkt wie ein Romantiker des 19. Jahrhunderts, wären da
nicht die Ironie, die Persiflage, die ständige Wiederholung.
Aufgewachsen als Kind zweier Schauspieler lässt er die Grenzen
zwischen bildender Kunst, Literatur, Musik und darstellender Kunst
verschwimmen und verbindet die verschiedenen Gattungen spielerisch
beispielsweise in seinen Performances. Inhaltlich nimmt Kjartansson
Bezug auf Künstlerstereotype und Motive der westlichen Erinnerungs-
und Wissenskultur. So stellt er etwa in der Videoarbeit Scenes from
Western Culture idyllische Szenen des Alltags nach, die auf
entlarvende Weise vertraut erscheinen, inszeniert sich als
Schauspieler und Musiker in unterschiedlichen Rollen, tritt als
Pleinair-Maler, Dandy oder Ritter, als Opern-, Swing- oder Popsänger
auf.

Wir besuchen gemeinsam die Überblicksausstellung im Kunstmuseum
Stuttgart und laden euch ein zur Diskussion: Über alles von Island
über Drama bis Kulturkritik.

Ort: Kunstmuseum Stuttgart, Treffpunkt Foyer

Eintritt: Euro 11,-/8,- (inkl. Sammlung)

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Oktober 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/1439: Stuttgart - Dragon Days, Benjamin Rudolph, Christoph Rasulis, Masters of Virtual Worlds, 23.10.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Oktober 2019

Mittwoch, 23.10.19, 18.30 Uhr

Masters of Virtual Worlds

Benjamin Rudolph, Christoph Rasulis

Veranstaltungsreihe: Dragon Days

Gespräch,

Moderation: Eva Wolfangel



Für seine dystopische Cyberpunk-Romanreihe "Otherland" wurde dem
Fantasy-Autor Tad Williams im Rahmen der Dragon Days 2013 der erste
Schwäbische Lindwurm verliehen. Zur Preisverleihung 2013 vermittelte
bereits der Prototyp der Total-AR-Brille von Benjamin Rudolf, wie es
sich anfühlen könnte, sich in den Otherland-Romanen vollkommen in
virtuelle Realitäten einzuklinken und sie hautnah zu erleben. Durch
Oculus Rift, HTC Vive und andere VR-Brillen hat sich inzwischen viel
verändert und das Thema hat die Dragon Days begleitet, etwa an der
Ideentanke auf der Frankfurter Buchmesse.

In Zusammenarbeit mit der MFG Baden-Württemberg widmen die Dragon
Days diesen Abend nun den neuen virtuellen Welten. Die Schöpfer*innen
dieser Welten geben Einblick in ihre Arbeit, stellen u.a. Projekte
wie "Jack the Ripper" und "Blautopf VR" sowie weitere VR-Projekte
vor. Das Publikum wiederum kann an diesem Abend seine eigenen
Erfahrungen mit dem Medium sammeln.

Im Rahmen des 8. Dragon Days Festivals und in Zusammenarbeit mit der
MFG Baden-Württemberg

Eintritt frei

Die Teilnehmerzahl ist begrenzt

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Oktober 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/8497: Universität Hamburg - neues Programm öffentlicher Vorlesungen, Oktober 2019 bis März 2020


Universität Hamburg

Mehr als 250 kostenlose Vorträge: Universität Hamburg startet neues
Programm öffentlicher Vorlesungen



Das Zentrum für Weiterbildung der Universität Hamburg lädt alle
interessierten Bürgerinnen und Bürger zu den Veranstaltungen des
"Allgemeinen Vorlesungswesens" ein. Die Vorlesungen finden überwiegend
abends statt und sind kostenlos. Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.
Der Schwerpunkt in diesem Wintersemester sind sechs Vorlesungsreihen zu
digitalen Welten der Wissenschaft.

Präsentiert werden im Wintersemester insgesamt 29 Vorlesungsreihen.
Semesterbeginn ist am Montag, dem 14. Oktober 2019. Bis Anfang März 2020
finden fast täglich Veranstaltungen statt.

In vielen Vorlesungsreihen in diesem Semester stehen Themen im Zentrum,
die unsere Gesellschaft langfristig beeinflussen. In diesem Zusammenhang
greift das Allgemeine Vorlesungswesen den großen Themenkomplex der
Digitalisierung auf, der im Wintersemester 2019/20 in insgesamt sechs
Vorlesungsreihen behandelt wird. Vom Zusammenspiel von Gesellschaft und
Technologie über Ethikfragen in der Informationstechnologie bis hin zum
Umgang mit Daten in der Wissenschaft werden verschiedene Dimensionen der
Digitalisierung wissenschaftlich beleuchtet.

In anderen Vorlesungsreihen steht die Stadt Hamburg im Mittelpunkt wie
beispielsweise bei: "Andocken 18 - Eine Hansestadt und ihre Kulturen",
"Hamburg für alle - aber wie? Ringvorlesung über Wohnungs- und
Obdachlosigkeit als gesamtgesellschaftliche Herausforderung",
"PatientInnengeschichten. Veranstaltungsreihe im Medizinhistorischen
Museum Hamburg" oder "Stadt.Literatur.Theater: Schauplatz Hamburg vom
Barock bis zur Gegenwart".

Weitere Vorlesungsreihen wie "Armut verstehen und überwinden. Warum der
globale Kampf gegen den Hunger so oft verloren wird", "1989: Vom Ende des
Kommunismus in Mittelosteuropa", "Gewaltstrukturen, Militär und
Gesellschaft in der Türkei" oder "Jerusalem. Himmlische Stadt!?" richten
den Blick auf internationale Forschungsschwerpunkte.

Die Vorlesungsreihe "Vom Ding zum Wissen: Aus der Werkstatt der kleinen
Fächer" eröffnet Einblicke in besonders kleine Fachdisziplinen, die im
Wintersemester im Rahmen der "Kleine-Fächer-Wochen" deutschlandweit an
Hochschulen mit verschiedenen Projektformaten die Leistungen der kleinen
Fächer für Wissenschaft und Alltag beleuchten.

Neben den Fachbereichen der Universität sind am Allgemeinen
Vorlesungswesen weitere universitäre Einrichtungen beteiligt wie das
Kompetenzzentrum Nachhaltige Universität (KNU), das Zentrum für
nachhaltiges Forschungsdatenmanagement (FDM) oder das Career Center der
Universität Hamburg. Beiträge leisten auch andere wissenschaftliche
Einrichtungen, Forschungsverbünde und Hochschulen Hamburgs wie die
Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg (FZH), der
Forschungsverbund zur Kulturgeschichte Hamburgs (FKGHH), die HafenCity
Universität Hamburg (HCU), die Hochschule für Musik und Theater Hamburg
(HfMT) und die Evangelische Hochschule für Soziale Arbeit und Diakonie.


Das Programm zum Allgemeinen Vorlesungswesen ist im Internet zu
finden unter:

https://www.zfw.uni-hamburg.de/oeffentliche-vortraege.html

Das Programmheft liegt im Zentrum für Weiterbildung, im Hauptgebäude der
Universität Hamburg und an vielen anderen öffentlichen Orten der Stadt
aus. Gegen eine geringe Gebühr kann es abonniert werden.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution109

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hamburg, 08.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/329: Klimaschutzprogramm 2030 - Bundesregierung wird ihrer menschenrechtlichen Verantwortung nicht gerecht


Amnesty International - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Klimaschutzprogramm 2030: Bundesregierung wird ihrer menschenrechtlichen
Verantwortung nicht gerecht

Amnesty International kritisiert das heute vom Bundeskabinett
verabschiedete Klimaschutzprogramm 2030 und die damit geplanten Maßnahmen
als wenig effektiv.



BERLIN, 9.10.2019 - Amnesty International kritisiert das heute vom
Bundeskabinett verabschiedete Klimaschutzprogramm: "Deutschland hat sich im
Rahmen des völkerrechtlich verbindlichen Pariser Abkommens zu konkreten 
CO2-Einsparzielen verpflichtet. Doch nach wissenschaftlichen Bewertungen reicht
das von der Bundesregierung verabschiedete Klimaschutzprogramm 2030 nicht
aus, um diesen notwendigen Beitrag zur Eindämmung der Klimakrise zu
leisten", sagt Mathias John, Vorstand für Länder und Themen bei Amnesty
International in Deutschland. "Die Klimakrise ist auch eine
Menschenrechtskrise, denn weltweit bedrohen die Folgen klimabedingter
Umweltzerstörungen und Naturkatastrophen ganz konkret die Rechte unzähliger
Menschen auf Leben, Gesundheit, Nahrung, sauberes Wasser und eine
angemessene Unterkunft. Die Bundesregierung hat daher auch eine
menschenrechtliche Verantwortung, den Klimawandel durch eine Reduktion der
Treibhausgasemissionen Deutschlands wirksam zu bekämpfen. Dieser
Verantwortung wird sie mit ihren aktuellen Plänen nicht gerecht."

Der Sonderbericht des Weltklimarates von Oktober 2018 war ein
eindringlicher Weckruf. Er macht deutlich, was passieren wird, wenn es
nicht gelingt, die Erderwärmung auf maximal 1,5°C zu begrenzen. Die
Klimakrise als Folge der Erwärmung bedroht ganz konkret die Menschenrechte.
Die Auswirkungen treffen besonders Menschen, die aufgrund von Armut,
Herkunft oder Krankheit ohnehin schon benachteiligt sind.

"Alle Staaten haben eine menschenrechtliche Pflicht, klimaschädliche
Emissionen zu senken und der globalen Erderwärmung entgegenzuwirken - so
auch Deutschland. Die Bundesregierung muss dringend effektive
Klimaschutzmaßnahmen ergreifen, die im Einklang mit den Zielen des Pariser
Abkommens stehen und menschenrechtskonform sind," so John.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/246: Türkei - Justizfarce um Istanbul 10 und Amnesty-Vertreter Taner Kılıç dauert an


Amnesty International - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Türkei: Justizfarce um Istanbul 10 und Amnesty-Vertreter Taner
Kılıç dauert an



Der Prozess gegen den Ehrenvorsitzenden von Amnesty in der Türkei, Taner
Kılıç, und die als Istanbul 10 bekannt gewordenen
Menschenrechtler, unter ihnen der deutsche Menschenrechtstrainer Peter
Steudtner und die ehemalige türkische Amnesty-Direktorin İdil Eser,
wurde heute in Istanbul erneut vertagt. Amnesty kritisiert das schon seit 2
Jahren andauernde Verfahren als unfair. Auch die Verlängerung der Haft des
Aktivisten Osman Kavala zeigt, dass die Verfolgung kritischer Stimmen in
der Türkei weiter System hat.

BERLIN, 09.10.2019 - Zum heutigen Prozesstag des Verfahrens gegen die
Istanbul 10 und Taner Kılıç sagt Markus N. Beeko, Generalsekretär
von Amnesty International in Deutschland: "Die politisch motivierte
Justizfarce gegen meinen Kollegen Taner Kılıç und die
Menschenrechtler der Istanbul 10 dauert an. Der heutige Prozesstag hat
erneut gezeigt, wie die türkische Justiz als Waffe gegen kritische Stimmen
eingesetzt wird. Gegen keinen der elf Angeklagten liegen Beweise vor, die
erhobenen Vorwürfe sind haltlos. Trotzdem müssen sie weiter befürchten, zu
Unrecht zu hohen Haftstrafen verurteilt zu werden. Das Gericht hätte vor
dem Hintergrund ihrer offensichtlichen Unschuld alle elf Menschenrechtler
freisprechen müssen. Wir alle müssen uns weiter dafür einsetzen, dass der
Prozess endlich ein Ende findet."

"Die Menschenrechtsverletzungen unserer Inhaftierung im Juli 2017 werden
auf juristischer Ebene weitergeführt und in die Länge gezogen. Die an den
Haaren herbeigezogenen Anschuldigungen haben das eindeutige Ziel, die
türkische und internationale Zivilgesellschaft einzuschüchtern. Doch ihre
kontinuierlichen Aktionen zeigen ganz klar, dass dies nicht funktioniert",
sagt Peter Steudtner. "Ich erwarte von dem zuständigen Gericht, dass es dem
türkischen Recht und den Menschenrechten verpflichtet für unseren
Freispruch entscheidet. Ich bin dankbar für die Solidarität und für alle,
die weiter mit uns gegen dieses unfaire juristische Verfahren und für die
Menschenrechte kämpfen."

Zur Entscheidung der Haftverlängerung im Verfahren gegen Osman Kavala am
gestrigen Montagabend ergänzt Beeko: "Dass ein Gericht bei Istanbul
entschied, Osman Kavala in Haft zu behalten, unterstreicht, dass die
Verfolgung kritischer Stimmen in der Türkei weiter System hat. Osman Kavala
sitzt seit fast zwei Jahren unschuldig hinter Gittern. Amnesty fordert
seine Freilassung, die absurden Vorwürfe gegen ihn und die 15
Mitangeklagten müssen fallengelassen werden."

"Die Bundesregierung bleibt weiter gefordert, die türkische Regierung an
die Einhaltung der Europäischen Menschenrechtskonvention zu erinnern - ob
bei den in den nächsten Wochen anstehenden Austauschgesprächen von
Bundesminister Altmaier oder anderen politischen Gelegenheiten", so Beeko
weiter. "Die andauernden systematischen Menschenrechtsverletzungen in der
Türkei gehören auch zukünftig immer mit auf die Tagesordnung aller
Gespräche - die Bundesregierung darf die Menschenrechte nicht
wirtschaftlichen Interessen oder dem EU-Türkei-Deal opfern."

Hintergrund

Der Ehrenvorsitzende der türkischen Sektion von Amnesty International,
Taner Kılıç, und die als "Istanbul 10" bekannt gewordenen
Menschenrechtler, unter ihnen die frühere Direktorin von Amnesty
International in der Türkei, İdil Eser, und der deutsche
Menschenrechtstrainer Peter Steudtner, wurden im Sommer 2017 inhaftiert. Im
Oktober 2017 begann der Prozess gegen die elf Menschenrechtsverteidiger.
Ihnen werden ohne Vorlage jeglicher Beweise Mitgliedschaft beziehungsweise
Unterstützung "bewaffneter terroristischer Organisationen" vorgeworfen. Am
25. Oktober 2017 wurden die acht noch inhaftierten Menschenrechtler der
"Istanbul 10" nach fast vier Monaten aus der Untersuchungshaft entlassen.

Taner Kılıç blieb mehr als 14 Monate im Gefängnis. Ein
hochrangiger Vertreter einer internationalen Menschenrechtsorganisation saß
damit mehr als ein Jahr in Haft - ein deutliches Beispiel für die prekäre
Menschenrechtslage in der Türkei, aber auch für den Menschenrechtsschutz
weltweit. Am 15. August 2018 wurde Taner Kılıç aus der
Untersuchungshaft entlassen. Doch der Prozess gegen ihn und die Istanbul 10
läuft weiter. Nach wie vor drohen ihnen bis zu 15 Jahre Haft. Am 27.
November 2019 soll der nächste Prozesstag stattfinden. Amnesty
International fordert Freisprüche für alle 11 Angeklagten.

Der bekannte zivilgesellschaftliche Aktivist Osman Kavala wurde am 18.
Oktober 2017 willkürlich festgenommen und ist seit dem 1. November 2017 im
Hochsicherheitsgefängnis Silivri bei Istanbul inhaftiert. In den
vergangenen 30 Jahren hat Osman Kavala zahlreiche unabhängige
Menschenrechtsorganisationen unterstützt und eine Reihe von
zivilgesellschaftlichen Organisationen mitgegründet.

15 weitere prominente Vertreter der türkischen Zivilgesellschaft sind
gemeinsam mit Osman Kavala angeklagt. Osman Kavala und seine Mitangeklagten
werden beschuldigt, geplant zu haben, "die Regierung zu stürzen bzw. sie
von ihren Aufgaben abzuhalten". Begründet wird dieser Vorwurf vor allem mit
den Gezi-Park-Protesten vom Sommer 2013, die angeblich von Osman Kavala und
den anderen Angeklagten organisiert worden seien. Diese Vorwürfe entbehren
jeglicher Grundlage. Den Beschuldigten droht lebenslange Haft.

Mit Ausnahme von Kavala sind die übrigen Angeklagten derzeit in der Türkei
auf freiem Fuß oder leben im Exil. Der Prozess gegen Kavala und die 15
anderen Angeklagten soll am 24. Dezember 2019 fortgesetzt werden. Amnesty
International fordert die sofortige und bedingungslose Freilassung von
Osman Kavala. Die Vorwürfe gegen alle 16 Angeklagten müssen fallengelassen
werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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NAHOST/351: Türkische Militär-Intervention in Syrien - Menschenrechtler warnen vor Terrorgefahr in Europa


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Geplante türkische Militär-Intervention in Syrien

Menschenrechtler warnen vor Terrorgefahr in Europa



Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert eine
Sondersitzung des Weltsicherheitsrates, um die Türkei vor den
dramatischen Folgen einer Militär-Intervention in Syrien zu warnen.
"Eine Offensive der Türkei würde nicht nur Frieden und Stabilität in
Syrien in weite Ferne rücken lassen, sie wäre auch eine ernste Gefahr
für Europa", erklärte GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in
Göttingen. "Wenn der sogenannte Islamische Staat wieder erstarkt,
können viele tausend in Nordostsyrien festgesetzte Kämpfer nach ihrer
Freilassung Terror in Europa verbreiten". Niemand erwarte ernsthaft,
dass die Türkei die Kämpfer des IS für ihre Verbrechen strafrechtlich
belangen werde, warnte die Menschenrechtsorganisation. Die Türkei
unterstütze islamistische Bewegungen in ihrem Nachbarland seit
Jahren. US-Präsident Donald Trump hatte der Türkei vor wenigen Tagen
die Verantwortung für das weitere Schicksal der in Nordostsyrien
inhaftierten IS-Kämpfer zugewiesen.

Die GfbV fordert eine konzertierte internationale Initiative, um die
bis zu 10.000 inhaftierten IS-Kämpfer vor Gericht zu stellen und in
enger Betreuung wieder in die Gesellschaft zu integrieren. Dazu
müssten sie zusammen mit ihren etwa 73.000 Familienangehörigen aus
den Flüchtlingslagern in Syrien in ihre Heimatländer oder in
Drittstaaten gebracht werden. "Sollten die derzeit von kurdischen
Kämpfern festgehaltenen IS-Terroristen unter türkischer Besatzung in
die Freiheit gelangen, wären sie ein erhebliches Sicherheitsrisiko",
warnt Delius. Die von Kurden dominierten Syrian Democratic Forces
hatten nach der Ankündigung der türkischen Offensive erklärt, sie
könnten die Lager nicht länger verteidigen, da sie nun andere
militärische Prioritäten hätten.

Sowohl aus der Schutzverantwortung für die Zivilbevölkerung in
Nordostsyrien als auch aufgrund der Gefahren für den Frieden im Nahen
Osten und in Europa müsse Deutschland nun aktiv werden, erklärte die
Menschenrechtsorganisation. Die Bundesregierung müsse ihren Sitz im
Weltsicherheitsrat nutzen, um eine erneute Eskalation der Gewalt zu
verhindern.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/175: Vorgeschlagene Entschädigung für die Vertriebenen im Fall Neumann Kaffee Gruppe als zu niedrig kritisiert


Fian - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

FIAN kritisiert die von der Regierung Ugandas vorgeschlagene
Entschädigung für die Vertriebenen im Fall Neumann Kaffee Gruppe als
deutlich zu niedrig



Am 10. Oktober findet im Mediationsverfahren zur Entschädigung von mehr als
2.000 gewaltsam vertriebenen Bäuerinnen und Bauern zugunsten der
Kaffeeplantage der Neumann Kaffee Gruppe das zweite Treffen statt. Das
Mediationsverfahren wurde am 1. Juli 2019 vom Hohen Gericht in Kampala
angeordnet. Im Vorfeld der Sitzung bietet die Generalstaatsanwaltschaft
einen finanziellen Ausgleich von 1,9 Milliarden ugandischen Schilling (UGX)
an, was rund 467.600 Euro entspricht. FIAN begrüßt, dass die Regierung
Ugandas ihre Pflicht zur Entschädigung der Vertriebenen anerkennt,
kritisiert jedoch den viel zu niedrigen Betrag. Dieser entspricht nur der
Hälfte des von den Vertriebenen in ihrer Klage aus dem Jahr 2002
geforderten Betrags und berücksichtigt weder Zinsen noch Inflation. Die
Neumann Kaffee Gruppe hat noch kein Entschädigungsangebot vorgelegt.

Die gewaltsame Räumung fand vom 18. - 21. August 2001 statt. Etwa 4.000
Einwohner von vier Dörfern im Bezirk Mubende wurden von ihrem Land
vertrieben und ihre Häuser zerstört, ohne dass die Betroffenen entschädigt
wurden. Seitdem leiden viele von ihnen unter Hunger und Armut, während die
Kaweri Coffee Plantation auf dem Land Kaffee produziert. Im August 2002
haben die Vertriebenen die Regierung von Uganda und das Unternehmen auf
Schadenersatz in Höhe von 3,9 Mrd UGX (ca. 935.000 ?) verklagt. Der Fall
ist noch immer vor Gericht. In einem ersten Urteil vom März 2013 hat der
High Court Nakawa den geforderten Betrag um Zinssätze ergänzt und die
Anwälte der Kaweri Coffee Plantation Ltd. zu einer Entschädigung von 37 Mrd
UGX (rund 9 Mio Euro) verurteilt.

"Das Angebot ist ein Schlag in das Gesicht der Menschen, die im Zuge der
Vertreibung ihre Existenz verloren haben", sagt Gertrud Falk, die den Fall
für FIAN Deutschland seit 2003 begleitet. "Der angebotene Betrag von
467.600 ? bedeutet, dass jeder der Kläger nur 116 ? für die Zerstörung
seines gesamten Eigentums und 18 Jahre Leiden erhalten würde." FIAN fordert
den Präsidenten von Uganda sowie den Geschäftsführer der Neumann Kaffee
Gruppe, Christian Neumann, auf, für eine angemessene Entschädigung der
Vertriebenen zu sorgen. "Auch die Bundesregierung muss sowohl ihren
diplomatischen Einfluss auf Uganda geltend machen als auch ihre Beziehungen
zur Neumann Kaffee Gruppe nutzen, damit die Vertriebenen eine
menschenwürdige Entschädigung erhalten", so Falk weiter.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln

Telefon: 221/702 00 72, Fax: 0221/702 00 32

E-Mail: fian@fian.de

Internet: www.fian.de
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ATTAC/2012: Aktionstour "Menschenrechte vor Unternehmensgewinnen"


Attac Deutschland - Pressankündigung

Frankfurt am Main, 9. Oktober 2019

Aktionstour "Menschenrechte vor Unternehmensgewinnen"

Vom UN-Menschenrechtsrat in Genf zur UN-Handelsrechtskommission in
Wien




	Samstag, 12.Oktober, bis Freitag, 18. Oktober

	Frankfurt - Genf - Basel - Baar (Zürich) - München - Innsbruck - Salzburg - Wien



Mit einer internationalen Aktionstour tragen Aktivistinnen und
Aktivisten von Attac ihre Forderung nach "Menschenrechten vor
Unternehmensgewinnen" kommende Woche von Genf nach Wien.

Der Anlass: Ab Montag tagt in Genf die Arbeitsgruppe des
UN-Menschenrechtsrates zum so genannten Binding Treaty, einem
internationalen UN-Vertrag, der die Macht transnationaler Unternehmen
eindämmen und sie für Menschenrechtsverletzungen haftbar machen soll.
Zeitgleich beginnen in Wien Verhandlungen der UN-Handelsrechtskommission
UNCITRAL über eine Reform der Sonderklagerechte für Konzerne.

Bundesregierung und EU-Kommission stehen in beiden Fällen auf Seiten der
Konzerne: In Genf blockieren sie den Prozess für ein verbindliches
Menschenrechtsabkommen. In Wien treten sie für ein Multilaterales
Investitionsgericht (MIC) ein, bei dem - ebenso wie beim in Verruf
gekommenen Investor-Staat-Schiedsverfahren (ISDS) - Unternehmen Staaten
im Falle von Gewinnverlusten verklagen können.

"Menschenrechte müssen endlich Vorrang vor Unternehmensprofiten
bekommen. Es muss Schluss damit sein, dass eine Politik für Menschen,
die Umwelt und das Klima durch Sonderklagerechte für Investoren weltweit
ausgebremst wird. Diese Paralleljustiz für Konzerne ist umso
skandalöser, als Betroffene, deren Menschenrechte von Unternehmen
verletzt werden, kaum Klagemöglichkeiten zur Verfügung stehen", sagt
Thomas Köller von der Attac-Kampagne "Menschenrechte vor Profit".

Arno Belau, ebenfalls in der Attac-Kampagne aktiv, ergänzt: "Wir fordern
die Bundesregierung und die EU auf, konstruktiv an den Verhandlungen zum
Binding Treaty in Genf teilzunehmen, wie es auch das EU-Parlament immer
wieder gefordert hat. In Wien muss die EU ihren Vorstoß für einen
Multilateralen Investitionsgerichtshof zurückziehen."

Die Aktionstour startet - nach einem Prolog am Samstag in Frankfurt - am
Montag in Genf und trägt von dort symbolisch die Botschaft der
Menschenrechte über Zwischenstationen nach Wien. Unterwegs machen die
Aktivistinnen und Aktivisten gemeinsam mit lokalen Initiativen auf ihr
Anliegen aufmerksam. Geplant sind etwa Aktionen auf der UN-Plaza in
Genf, vor Konzernsitzen in Basel, Zug und München sowie vor der
Juristischen Fakultät in Wien, an der sich Studierende auf
Konzernklagerechte spezialisieren.

"Die Tour ist Bestandteil der europaweiten Aktionswoche "Rights for
People, Rules for Corporations - Stop ISDS" und wird getragen von den
Attac-Netzwerken in Deutschland, Frankreich, Österreich, der Schweiz und
Großbritannien sowie der Schweizer Organisation "Multiwatch" und der
"Global Campaign".




Tourplan und weitere Informationen:

www.attac.de/genf-wien

www.attac.de/geneva-vienna

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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VORTRAG/216: Borken - "Über das Leben und Wirken von Ilse und Maria von Stach" am 28.10.2019


Stadt Borken

Frauen und Straßennamen in Borken-West - "Über das Leben und Wirken von Ilse und Maria von Stach"



Beim Vortrag "Zwei Schwestern der besonderen Art" referiert Dr. phil.
Heiner Teroerde über das Leben und Wirken von Ilse und Maria von Stach
am Montag, den 28. Oktober 2019, um 19 Uhr in der Schlossklinik
Pröbsting in Borken.

Straßennamen sagen etwas darüber aus, wie Menschen mit ihrer
Geschichte umgehen, woran sie glauben, worauf sie hoffen und: Woran
sie sich erinnern wollen - und woran nicht! Alle Persönlichkeiten
werden mit Bedacht gewählt, denn in Straßennamen drückt sich auch die
Geisteshaltung einer Zeit aus. Das gilt bis heute!

Es überwiegen deutlich männliche Persönlichkeiten in allen
bundesdeutschen Städten bei der Namensgebung von Straßen, wenn sie
nach Berühmtheiten benannt worden sind. Dies gilt auch bis heute für
die Straßen im Kreis- und Stadtgebiet von Borken.

Dieser Missstand wurde jedoch in Borken schon vor langer Zeit erkannt,
denn am 25.5.1995 wurde vom Rat der Stadt Borken der Beschluss
gefasst, die Straßen im neu entstandenen Stadtteil "Baugebiet BO 64
Borken-West" nach bedeutenden Frauen zu benennen.

Hierzu ist nun auf Initiative des Büros für Chancengleichheit der
Stadt Borken eine Informationsbroschüre erstellt worden, die die
Biografien der damals ausgewählten Frauen und ihr Leben skizziert,
damit Ihr Leben und Wirken wieder in Erinnerung gebracht wird. Zu
diesen Biografien wird es eine Serie von Veranstaltungen geben.
Auftakt sind die Biografien der Schwestern Ilse und Maria von Stach.

Am Montag, den 28. Oktober 2019, um 19 Uhr wird Dr. phil. Heiner
Teroerde aus Borken in der Schlossklinik Pröbsting, Pröbstinger Allee
14, in 46325 Borken über das Leben und Wirken von Ilse und Maria von
Stach lebensnah berichten.

Vor ca. 150 Jahren wuchsen die Schwestern Ilse und Maria in Borken
auf; hier erhielten sie die ersten, entscheidenden Prägungen für ein
Leben als selbstbewusste, selbstsichere und selbstbestimmte Frauen.
Nach lse von Stach wurde eine Straße in Borken-West benannt. Ihre
Schwester Maria von Stach hat einen ebenso interessanten Lebensweg.

Einlass ist um 18:30 Uhr. Der Eintritt beträgt an der Abendkasse 12
Euro. Die Karten sind ab sofort im Vorverkauf für 10 Euro an der
Infozentrale der Stadt Borken, Im Piepershagen 17, Tel.: 02861/9390
und in der Tourist-Info, Neutor 5, Tel.: 02861/939-252 erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 4. Oktober 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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LESUNG/6506: Frankfurt - Karen Köhler, Miroloi, 28.10.2019


Literaturhaus Frankfurt - Programm im Oktober 2019

Mo 28.10., 19.30 h

Karen Köhler: Miroloi

Moderation: Nadja Erb (Frankfurter Rundschau)



Die Autorin des Debüterfolgs "Wir haben Raketen geangelt" mit
ihrem ersten Roman

"Na ja", sagte Karen Köhler einmal, "irgendwann zerplatzte der
Kosmonautin-Traum an meinen Amalgamfüllungen." Ansonsten wäre sie
sicher auch eine gute Repräsentantin im All geworden. Die
Schriftstellerin und ausgebildete Schauspielerin, Illustratorin und
Theaterautorin legt jetzt einen Roman vor. In dem erzählt sie von
einer jungen Frau, die als Findelkind in einer abgeschirmten
Gesellschaft aufwächst. Hier haben Männer das Sagen, dürfen Frauen
nicht lesen, lasten Tradition und heilige Gesetze auf allem. Aber was
passiert, wenn man sich in einem solchen Gefüge als Außenseiterin
gegen alle Regeln stellt, heimlich lesen lernt, sich verliebt? Der
Roman "Miroloi" (Hanser) ist Lesestoff gegen feste Strukturen und für
Freiheit. Ein Roman, wie mal jemand so schön hinstellte, "in dem
jedes Detail leuchtet und brennt".

Moderation: Nadja Erb (Frankfurter Rundschau).

Die Veranstaltung wird aus Mitteln des Grenzgänger Programms der
Robert Bosch Stiftung und des Literarischen Colloquium Berlin
gefördert. Ein Abend in Kooperation mit dem Journal Frankfurt.

Eintritt 9 / 6 Euro

 * 

Quelle:

Literaturhaus Frankfurt Newsletter

Programm im Oktober 2019

Schöne Aussicht 2, 60311 Frankfurt am Main

Telefon: 069/75 61 84-0, Fax: 069/75 61 84-20

E-Mail: info@literaturhaus-frankfurt.de

Internet: www.literaturhaus-frankfurt.de
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LESUNG/6505: Mönchengladbach - Luca Schroter "Zwischen zwei Flügelschlägen wartet das Glück" am 12.10.2019


Stadt Mönchengladbach

Luca Schroter stellt ihren Debütroman "Zwischen zwei Flügelschlägen
wartet das Glück" in der Stadtbibliothek vor



Am Samstag, 12. Oktober, von 12 bis 14 Uhr stellt Luca Schroter, 20
Jahre, ihren Debütroman "Zwischen zwei Flügelschlägen wartet das
Glück" im Rahmen einer SClub-Lesung (Sclub der Sparkasse
Mönchengladbach) in der Zentralbibliothek im Carl-Brandts-Haus vor.
Anschließend steht die Autorin, die ihr Erstlingswerk 2018 im
Selfpublishing veröffentlichte, für Fragen zur Verfügung. Nicht nur
zum Buch selber, sondern auch zum Prozess des Schreibens und
Veröffentlichens als Selfpublisherin.

Gibt es noch Glück, wenn einem das Wichtigste im Leben genommen wird?
Liz ist ein wandelnder Eisbrocken. Seit dem Tod ihrer besten Freundin
lässt sie niemanden mehr an sich heran. Doch dann tritt Emily in ihr
Leben. Sie ist ein sogenannter Kofferengel und steht Liz als
unsichtbare Begleiterin in dieser schweren Zeit zur Seite. Gemeinsam
sollen die beiden anderen Menschen mit ihren Koffern voller Probleme
helfen. Doch Liz denkt gar nicht daran - schließlich zerbricht sie
beinahe selbst an ihren Problemen. Aber ganz so einfach macht Emily es
ihr nicht - schon bald ist von dem Eis nicht mehr übrig als nur eine
Pfütze.

Der Eintritt ist frei!

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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TREFF/1253: Berlin - Trainingslager für Wort-Sportler I, 3-Tage-Workshop, 21.-23.10.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Mo 21.10.2019, 09:00 Uhr

Trainingslager für Wort-Sportler I

POETISCHE BILDUNG



Dreitägiger Workshop aus Anlass der deutschsprachigen Poetry Slam
Meisterschaft 2019 mit Tanasgol Sabbagh Spoken-Word-Artist, Berlin

MO. 21.10.- MI. 23.10., jeweils 9-15 Uhr - Vorkenntnisse sind nicht
erforderlich

Anlässlich der deutschsprachigen Poetry-Slam-Meisterschaft wird im Haus
für Poesie ein dreitägiges Trainingslager für die neue Generation von
Wort-Sportlern und Text-Athletinnen eingerichtet. Dieses Jahr ist Berlin
vom 21. bis 23. Oktober Austragungsort der Meisterschaft, die zu den
größten Festivals für Bühnenliteratur in Europa gehört. Drei Tage vor dem
Start sollen interessierte Jugendliche zwischen 14 und 18 Jahren - auch
ohne Vorwissen - die Chance erhalten, mit Profi-Slammern und Slammerinnen
gemeinsam ihre Talente und eigene Möglichkeiten von Wort und Bühne zu
entdecken.

Textlich wird ein breites Spektrum von alltäglichen Sonderbarkeiten unter
die Lupe genommen. Ideen der Teilnehmenden werden aus neuen Blickwinkeln
betrachtet, so dass sich Altbekanntes in Überraschendes verwandelt. Ziel
des Projektes ist, das Bewusstsein für Sprache zu schärfen und auch die
Wirkung des eigenen gesprochenen Wortes auf Publikum zu erforschen.

Tanasgol Sabbagh ist eine Spoken-Word-Performerin aus Friedberg und seit
2013 deutschlandweit auf Poetry-Slam-Bühnen unterwegs. Sie zeichnet sich
durch eine ruhige, melodische Vortragsweise und komplexe, gefühlvolle
Reime aus. Thematisch beschäftigt sie sich oft mit gesellschaftlichen
Konfikten, zu denen sie immer einen persönlichen Bezug herstellt. Ihre
YouTube-Clips erreichen fünfstellige Klickzahlen.

Das Projekt ist eine Kooperation vom Friedrich-Boedecker-Kreis Berlin, dem
Haus für Poesie und der Max-Beckmann-Oberschule.

Öffnungszeiten

9-15 Uhr

Eintritt: frei

Anmeldung: Begrenzte Teilnehmerzahl.

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für Oktober 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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VORTRAG/824: Braunschweig - Manfred Zieger stellt den Feuilletonisten Fritz J. Raddatz vor, 15.10.2019


Stadt Braunschweig

Manfred Zieger stellt den Feuilletonisten Fritz J. Raddatz vor



Braunschweig. Manfred Zieger stellt am Dienstag, 15. Oktober, um 19
Uhr den Feuilletonisten, Essayisten, Biograph und Romancier Fritz J.
Raddatz im Raabe-Haus:Literaturzentrum, Leonhardstraße 29a, vor. Der
Eintritt ist frei. Reservierungen unter sind unter der Telefonnummer
0531/70189317 möglich.

Den Krieg erlebte Fritz J. Raddatz in Berlin, studierte später an der
Humboldt-Universität und wurde stellvertretender Cheflektor im Verlag
Volk und Welt, in dem Literatur des Auslands für die DDR erschien.
1958 ging Raddatz in die Bundesrepublik und war von 1960 bis 1969
"zweiter Mann" im Rowohlt Verlag. Danach leitete er das Feuilleton der
Wochenzeitung Die Zeit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AUSSICHTEN/8766: Und morgen, den 10. Oktober 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 10.10.2019 bis zum 11.10.2019 +++






[image: Jean-Luc 8766 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Windig, trübe oder grauer

treibt der Tag Frosch Jean entgegen,

Regen, Kühle und auch Schauer,

Blätter, die sich niederlegen.
















Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / EUROPOOL / POLITIK





INNEN/544: Trotz türkischer Militäroffensive - EU setzt weiter auf Deal mit der Türkei (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Trotz drohenden türkischen Einmarschs in Nord-Syrien:
EU setzt weiter auf Deal mit der Türkei

PRO ASYL wirft den EU-Innenministern angesichts der Eskalation der
Türkei-Syrienkrise Totalversagen vor



PRO ASYL-Geschäftsführer Günter Burkhardt wirft angesichts des drohenden
Einmarschs der Türkei in Nordsyrien den EU-Innenministern »Totalversagen«
vor. Trotz der desaströsen Menschenrechtslage in der Türkei und der
türkischen Militäroffensive in Nord-Syrien hofieren die europäischen
Staaten weiter Erdogan. PRO ASYL wirft den Staaten Europas vor, die
Entwicklungen in der Türkei nur unter dem Gesichtspunkt der
Flüchtlingsabwehr zu betrachten. Burkhardt: »Innertürkische Repressionen
gegen Oppositionelle, Verfolgungsdruck auf syrische und andere Flüchtlinge
und nicht zuletzt die drohende Militäroffensive in Nord-Syrien, die viele
Menschen neu in die Flucht schlagen wird, machen Erdogan zu einem
Fluchtverursacher. Die EU verschließt konsequent die Augen.« Beim
EU-Innenminister-Treffen in Luxemburg wurde einmal mehr die Partnerschaft
mit der Türkei betont.

Zeitgleich ist für die in Griechenland ankommenden Schutzsuchenden weder
Aufnahme noch Zugang zum Asyl geplant. Stattdessen baut der deutsche
Innenminister ein neues Bedrohungsszenario von einer neuen
»Flüchtlingswelle« wie 2015 auf und will die türkische Küstenwache stärken.
Dass das Regime in der Türkei massiv Oppositionelle verfolgt und zur Flucht
zwingt, wird unterschlagen. Vor Erdogans militärischer Offensive in
Nord-Syrien verschließen die EU-Innenminister komplett die Augen. Dabei
bahnt sich in Nord-Syrien die nächste Flüchtlingstragödie an - auf
Betreiben Erdogans.

Der Einmarsch der Türkei in Nord-Syrien wird zu einer weiteren Eskalation
des Konflikts in Syrien führen und dürfte noch mehr Flucht und Verfolgung
vor allem innerhalb der kurdischen Bevölkerung verursachen. Nicht zuletzt
plant Erdogan, Millionen syrischer Flüchtlinge nach Nord-Syrien zu
verfrachten, nachdem er die kurdische Bevölkerung von dort vertrieben hat.
Dies wird längst vorbereitet: Die Situation für syrische Flüchtlinge in der
Türkei verschlechtert sich zusehends. Die türkischen Behörden sind längst
dazu übergegangen, Syrer*innen zu Hunderten aus der Türkei nach Syrien
abzuschieben.

Der Vertreibungsdruck auf syrische Flüchtlinge nimmt zu, sodass
mittlerweile viele gezwungen sind, auf die griechischen Inseln in der Ägäis
überzusetzen - wo sie in vollkommen überfüllten Elendslagern landen. Das
zeigen die Ankunftszahlen der vergangenen Wochen und Monate. Aber auch
Afghan*innen, Iraner*innen und andere Schutzsuchende haben in der Türkei
keinerlei Zugang zu einem Schutzsystem. Dies wurde nun auch öffentlich vom
türkischen Parlamentsabgeordneten Yeneroglu (AKP) in deutschen Medien
bestätigt.

Erdogans Politik ist nicht nur menschenrechtsverletzend, sondern
fluchtverursachend - sowohl in Bezug auf Menschen aus Syrien, Afghanistan
und Iran, aber auch für türkische Staatsbürger. Der repressive
Staatsapparat führt zu massiven Fluchtbewegungen aus der Türkei: Das Land
gehört mittlerweile zu den Top 3 Hauptherkunftsländern bei Asylerstanträgen
in Deutschland: Von Januar bis September 2019 stellten 8.329 türkische
Staatsangehörige erstmals einen Asylantrag. Die bereinigte Schutzquote für
die Türkei beträgt im selben Zeitraum rund 59 Prozent: Von den 6.856
inhaltlich getroffenen Entscheidungen wurden 4.039 positiv beschieden. Bei
den Anerkennungen wurde größtenteils (ca. 98,4 Prozent) Asyl nach 16a (564)
und Schutz nach der Genfer Flüchtlingskonvention (3.412) gewährt. Eine
solche Anerkennungsquote spricht Bände über die Verfolgungssituation der
Betroffenen in der Türkei.

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 8. Oktober 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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AUSSTELLUNG/436: Mainz - Asyut's Fourteen. 14 Kampagnen in einem ägyptischen Gräberberg, 16.10.19-30.01.20


Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Asyut's Fourteen. 14 Kampagnen in einem ägyptischen Gräberberg



Forschungsausstellung in der Schule des Sehens auf dem Campus der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz präsentiert Arbeiten und Ergebnisse von 14
archäologischen Feldkampagnen in Mittelägypten

AUF EINEN BLICK

Vernissage: Dienstag, 15. Oktober 2019, 18:15 Uhr

Wo: Johannes Gutenberg-Universität Mainz - Hörsaal P1, Philosophicum,

Jakob-Welder-Weg 18, 55128 Mainz

Öffnungszeiten der Ausstellung:

16. Oktober 2019 - 30. Januar 2020, jeweils Di/Mi 12-14 Uhr, Do 17-19 Uhr
(geschlossen vom 20. Dezember 2019 bis 6. Januar 2020)

Wo: Schule des Sehens (neben Philosophicum, Jakob-Welder-Weg 18) auf dem
Campus der Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 55099 Mainz

Veranstalter: Arbeitsbereich Ägyptologie des Instituts für
Altertumswissenschaften der Johannes Gutenberg-Universität Mainz

Webseite: https://asyutsfourteen.uni-mainz.de/

Programmflyer zur Eröffnung:

https://www.schuledessehens.uni-mainz.de/files/2019/09/Ausstellung-Asyuts14-Einladung.pdf

Programmflyer zur Ausstellung:

https://www.schuledessehens.uni-mainz.de/files/2019/09/Ausstellung-Asyuts14-Flyer.pdf

Rahmenprogramm:

https://asyutsfourteen.uni-mainz.de/termine/

Broschüre zur Ausstellung: 

In Kürze als PDF auf https://asyutsfourteen.uni-mainz.de/ zu finden.

Facebook-Event:

https://www.facebook.com/events/1096799007178333/

Eintritt: frei

Anmeldung: nicht erforderlich



Seit gut 16 Jahren erforschen deutsche und ägyptische Wissenschaftlerinnen
und Wissenschaftler den Nekropolenberg westlich der mittelägyptischen
Stadt Assiut. Bei ihren Feldarbeiten während 14 je zweimonatigen Kampagnen
im Sommer wurden unter anderem monumentale Fürstengräber entdeckt bzw.
erstmals vollständig freigelegt und wissenschaftlich dokumentiert. Die
Architektur, die umfangreichen Inschriften und das Bildprogramm der Gräber
aus der Zeit um etwa 2100 bis 1900 v. Chr. offenbarten historische
Neuerungen und ungeahnte Ausmaße mit bis zu 28 Meter tiefen Schächten. Zu
den Funden zählen ungestörte Bestattungen, Tongefäße und deren
Verschlüsse, Opferteller, Statuetten, Amulette und vieles mehr. Zahlreiche
antike Tuschegraffiti in einem der Gräber bezeugen eine rege
Besuchstätigkeit der alten Gräber durch gelehrte Schreiber in der Zeit
zwischen 1600 und 1100 v. Chr. Eine weitverzweigte Bestattungsanlage aus
dem späten 1. Jahrtausend v. Chr. wurde nach über 150 Jahren
wiederentdeckt. Die darin abgelegten unzähligen Mumien und Knochen von
Hunden, Schakalen und anderen Tieren standen in Verbindung mit den lokal
verehrten hundegestaltigen Göttern Upuaut und Anubis und wurden vom
Projektteam auch naturwissenschaftlich untersucht. Die Nutzung des Berges
setzt sich bis heute fort: Mönche erbauten sich hier koptische Klöster,
Eremiten lebten in den alten Gräbern und islamische Scheichs wurden hier
bestattet. Daneben diente das Kalksteinmassiv des Berges auch als
Steinbruch und Militärlager.

Die Ausstellung "Asyut's Fourteen. 14 Kampagnen in einem ägyptischen
Gräberberg" präsentiert nun Einblicke in die Arbeiten und einige
Ergebnisse des von der Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) bis Ende
2019 mit insgesamt rund 3,5 Millionen Euro geförderten Langzeitvorhabens.
Das Forschungsprojekt "Die altägyptische Nekropole von Assiut:
Dokumentation und Interpretation" ist eine Kooperation der Freien
Universität Berlin und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz mit der
Universität Sohag in Ägypten.

Bild- und Textmedien, Kurzfilme und Arbeitsmaterialien erläutern die
archäologischen Entdeckungen und vielfältigen Analysemethoden. Da alle
Funde in Ägypten verbleiben müssen, ergänzen Abgüsse von altägyptischen
Originalen aus der Mainzer Ägyptologischen Studiensammlung die Themen der
Ausstellung. Kuratorinnen der Ausstellung sind Prof. Dr. Ursula
Verhoeven-van Elsbergen, Dr. Andrea Kilian und Dr. Monika Zöller-Engelhardt
vom Arbeitsbereich Ägyptologie des Instituts für Altertumswissenschaften der
JGU.

Die Forschungsausstellung "Asyut's Fourteen. 14 Kampagnen in einem
ägyptischen Gräberberg" wird am Dienstag, 15. Oktober 2019, um 18:15 Uhr
zunächst im Hörsaal P1 im Philosophicum neben der Schule des Sehens auf
dem Gutenberg-Campus mit einer Einführung eröffnet. Es sprechen Prof. Dr.
Stefan Müller-Stach, Vizepräsident der Johannes Gutenberg-Universität
Mainz, Grabungsleiter Prof. Dr. Mohamed Abdelrahiem von der Universität
Sohag sowie die beiden Projektleiter Prof. Dr. Jochem Kahl von der Freien
Universität Berlin und Prof. Dr. Ursula Verhoeven-van Elsbergen von der
Johannes Gutenberg-Universität Mainz. Die interessierte Öffentlichkeit ist
herzlich eingeladen. Der Eintritt ist frei.

Die Ausstellung ist vom 16. Oktober 2019 bis zum 30. Januar 2020 jeweils
dienstags und mittwochs von 12 bis 14 Uhr und donnerstags von 17 bis 19
Uhr geöffnet (Ausnahme: 20.12.2019 - 06.01.2020). Es ist zudem möglich,
auf Anfrage per E-Mail an asyutsfourteen@uni-mainz.de Gruppenführungen zu
Sonderterminen zu vereinbaren.

Im Rahmen der Ausstellung findet eine Reihe von Sonderveranstaltungen
statt:

Freitag, 29. November 2019, 14 - 19 Uhr,

"#explorer4aday: Mehr als Pyramiden, Pharaonen und Mumien - Alltag in der
Ägyptologie"

Thementag im Rahmen der "Kleine Fächer-Wochen" der Hochschulrektorenkonferenz

JGU - Schule des Sehens und Philosophicum (vor Hörsaal P2-P5),

Jakob-Welder-Weg 18, 55128 Mainz

Dienstag, 14. Januar 2020, 18:30 Uhr,

"'Gekommen, um die schönen Tempel zu sehen' - Von Menschen, Tieren und
Göttern in Assiut zur Zeit des Neuen Reiches"

Vortrag von Prof. Dr. Ursula Verhoeven-van Elsbergen, Fachgebiet
Ägyptologie des Instituts für Altertumswissenschaften der Johannes
Gutenberg-Universität Mainz

JGU - Atrium maximum, Alte Mensa,

Johann-Joachim-Becher-Weg 3-9, 55128 Mainz

Montag, 27. Januar 2020, 18:15 Uhr

"Environment and human activities in Ancient Egypt: case studies on Asyut
and Qantir"

Vortrag von Chiori Kitagawa, Ägyptologisches Seminar, Freie Universität
Berlin,

JGU - Raum 00-309, Hegelstr. 59, 55122 Mainz


Weitere Informationen unter:

https://asyutsfourteen.uni-mainz.de/ausstellung/

- Ausstellung "Asyut's Fourteen. 14 Kampagnen in einem ägyptischen
Gräberberg"

https://www.aegyptologie.uni-mainz.de/das-projekt-lage-der-stadt-und-ausgangspunktthe-project-location-of-the-city-and-the-starting-point/

- DFG-Projekt "Die altägyptische Nekropole von Assiut: Dokumentation
und Interpretation"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution218

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Johannes Gutenberg-Universität Mainz, 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FERIEN/968: Leer - Vielfältiges Programm in der Evenburg am 15. Oktober 2019


Landkreis Leer

Herbstferienprogramm in der Evenburg

Veranstaltungen am 15. Oktober



Das Schloss Evenburg bietet im Ferienprogramm der Stadt Leer am 15.
Oktober folgende Veranstaltungen an:

Von 10 bis 12 Uhr: "Erlebnisführung durch die Evenburg für Kinder von
sechs bis zehn Jahren" - Wir reisen in die Vergangenheit der Evenburg.
Wie haben die früheren Bewohner hier gelebt und wozu brauchten sie
einen Geheimgang? Teil der Führung ist ein Picknick auf dem Dach oder
im Keller.

Von 15 bis 17 Uhr: "Ikebana für Kinder und Eltern" - Die Natur liefert
das Material und die Hände zaubern daraus ein wunderschönes
Blumengesteck zum Mitnehmen. Nach Möglichkeit sind eine kleine Vase
bis 30 cm Höhe, sowie ein Steckigel (Kenzan) mitzubringen.
Mindestalter 10 Jahre.

Für die Veranstaltungen sind Anmeldungen bei der Stadt Leer unter
Telefon 0491 9606-7520 erforderlich. Die Kosten betragen jeweils drei
Euro.

Schloss Evenburg

Zentrum für Gartenkultur

Am Schlosspark 25

26789 Leer-Loga

Telefon: 0491 99756000

info@schloss-evenburg.de

www.schloss-evenburg.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Landkreis Leer

Bergmannstraße 37, 26789 Leer

Telefon: +49 (0) 491 / 926-1254

Telefax: +49 (0) 491 / 926-1200

E-Mail: pressestelle@landkreis-leer.de
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KURSE/507: Braunschweig - Workshop über Geheimschriften am 15. Oktober 2019


Stadt Braunschweig

Workshop über Geheimschriften in der Stadtbibliothek 



Braunschweig. In den Herbstferien bietet die Stadtbibliothek im
Schloss, Schlossplatz 2, im Rahmen von FiBS (Ferien in Braunschweig),
am Dienstag, 15.Oktober, von 10 bis 15 Uhr, einen Workshop
"Geheimschriften im Wandel der Zeiten" an. Er wendet sich an Kinder
von zehn bis zwölf Jahren. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer
erforschen geheime und alte Schriften sowie deren Wandel in den
letzten Jahrhunderten. Mit einem Tablet kommt man neuen Geheimnissen
auf die Spur. In einem selbstgebundenen Heft können Schriften
ausprobiert oder auch selber erfunden werden. Es wird ein
Kostenbeitrag von fünf Euro erhoben. Da die Teilnehmerzahl begrenzt
ist, ist eine Anmeldung bis Montag, 14. Oktober, erforderlich. Weitere
Informationen und Anmeldung unter der Telefonnummer 470-6834.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 8. Oktober 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1441: Wiesbaden - Fräulein Brehms Tierleben. Der Regenwurm, 15.10.2019


Wissenschaftliches Theater - Umweltamt Wiesbaden

Theater im Pariser Hof - Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Das Umweltamt der Landeshauptstadt Wiesbaden lädt zum wissenschaftlichen
Theater ein:

Fräulein Brehms Tierleben - Der Regenwurm

Artgerechte Unterhaltung, nicht nur für Erwachsene

Datum: 15. Oktober 2019

Beginn: 19:00 Uhr

Einlass: 18:30 Uhr

Tickets: ab 7 €



Die Umweltberatung Wiesbaden lädt zu einem wissenschaftlichen
Theaterabend mit Fräulein Brehm ein. Die Schauspielerin weiß das
unsichtbare Leben unter der Erdoberfläche sichtbar zu machen und
erzählt viel Wissenswertes über den Regenwurm, Lumbricus terrestris,
dem König von Edaphon.

Fäulein Brehms Tierleben ist das einzige Theater der Welt für
heimische gefährdete Tierarten. Gefährdete Tierarten inszeniert mit
den Wissenschaften an Fräuleins Seite. Die Zeiten in denen
Forschungsergebnisse in universitären Bibliotheken verstauben sind
vorbei!

Das sinnliche Bühnenabenteuer verflicht handfeste Wissenschaft,
praktische Feldforschung und tiefe Einblicke in tierische
Zusammenhänge zu einem theatralischen Ganzen und weckt Neugierde für
die wilde Tierwelt Europas.


Der Regenwurm, Lumbricus terrestris - König von Edaphon

Ein altes Sprichwort lautet: Der liebe Gott weiß, wie man fruchtbare
Erde macht und hat das Geheimnis den Regenwürmern anvertraut. Was
König Regenwurm und sein Hofstaat alles anstellen, damit es überhaupt
Leben auf dem Blauen Planeten gibt, das hat Fräulein Brehm erkundet.
Sie macht den Bewohnern des Edaphons den Hof und macht das unsichtbare
Leben unter der Erdoberfläche sichtbar, so wie es Homo sapiens noch
nicht kennt.

Zu Gast: Dr. Klaus Friedrich, Bodenkundler beim Hessischen Landesamt
für Naturschutz, Umwelt und Geologie (HLNUG)

Ein Theaterstück für Erwachsene und Kinder ab 10 Jahre

Eine Veranstaltung im Rahmen der Ausstellung "Boden. Grund zum Leben"
im Umweltladen, gesponsert vom BUND Wiesbaden.

Preisinformationen


Vorverkauf bei uns und im Umweltladen: 6,00 €

Luisenstraße 19

65185 Wiesbaden

Tel: (0611) 313600

E-Mail: umweltberatung@wiesbaden.de

Abendkasse: 7,00 €

Vorverkauf- & Bürozeiten

Montag, Mittwoch & Donnerstag 15:00 bis 19:00 Uhr

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9

65183 Wiesbaden

Tel: +49 (0)611/44 76 46 44

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de
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MELDUNG/406: Raubkunst? Museum für Kunst und Gewerbe gibt Marmorpaneel an Afghanistan zurück (MKG)


Museum für Kunst und Gewerbe - Presseinformation vom 8. Oktober 2019

Raubkunst? Museum für Kunst und Gewerbe gibt Marmorpaneel aus dem 12.
Jahrhundert an Afghanistan zurück 

Prof. Tulga Beyerle, Direktorin des MKG, übergibt das Kunstwerk an Herrn
Abdul Jabar Ariyaee, Geschäftsträger der Afghanischen Botschaft, Berlin



Am 8. Oktober gibt das Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg (MKG) ein
Wandpaneel aus Marmor an die Islamische Republik Afghanistan zurück. Herr
Abdul Jabar Ariyaee, Geschäftsträger der Afghanischen Botschaft in Berlin,
nahm das Paneel in Hamburg in Empfang. Damit ist das MKG eines der ersten
deutschen Museen, das ein Kunstwerk nach Afghanistan zurückgibt. Über die
Prüfung von Fragen zum Kunstraub im Nationalsozialismus und kolonialen
Sammlungen hinaus befasst sich das MKG auch verstärkt mit jüngeren
Erwerbungen. Die erforschte Zugangsgeschichte und die sich daraus
ergebende Rückgabe des Paneels machen die Verantwortung der Museen und des
internationalen Kunsthandels und ihren Umgang mit Objekten aus
Raubgrabungen einmal mehr deutlich. Das Paneel gehört zu einem 78-teiligen
Fries aus dem 12. Jahrhundert, der aus dem Innenhof des Königspalastes von
Sultan Mas'ud III. in der Stadt Ghazni stammt. Ende der 1970er Jahre wurde
das Paneel aus dem dortigen Rawza Museum of Islamic Art geraubt. Nach
Jahren der Recherche, unterstützt von Wissenschaftler*innen der Universität
Hamburg und der Sapienza Universitá di Roma, sowie der intensiven
Zusammenarbeit deutscher und afghanischer Behörden, kann das Paneel nun
seinen rechtmäßigen Eigentümer*innen übergeben werden. Vorerst soll es im
Afghanischen Nationalmuseum in Kabul aufbewahrt werden. Mit dessen
Museumsdirektor, Mohammad Fahim Rahimi, steht das MKG in vertrauensvollem
Kontakt. Seit November 2018 ist das Paneel in der Ausstellung Raubkunst?
Provenienzforschung zu den Sammlungen des MKG zu sehen: Halb verpackt
steht es in einer Transportkiste zur Rückgabe bereit. Die recherchierte
Verlust- und Erwerbungsgeschichte des Paneels hat das MKG im vierten Band
seiner "Raubkunst?"-Reihe veröffentlicht.

2013 hatte das MKG das Marmorpaneel gutgläubig auf einer Auktion in Paris
erworben. Nachdem die Provenienz zunächst unbedenklich erschien, stellte
sich bei der Bearbeitung des Objektes heraus, dass es sich um Raubgut aus
dem Rawza Museum of Islamic Art in Ghazni handelt. Das Paneel konnte einer
Ausgrabung zugeordnet werden, die afghanische und italienische
Archäolog*innen von 1957 bis 1966 durchführten. Die Grabungsfunde wurden
damals dem Rawza Museum of Islamic Art in Ghazni übergeben und sind dort
als Museumsbestand dokumentiert. In Folge der Destabilisierung Afghanistans
1978 und dem Einmarsch der Sowjetarmee 1979 kam es zu einer Auslagerung der
Museumssammlung. Währenddessen ist das Paneel, das sich zurzeit noch im MKG
befindet, gestohlen oder verbracht worden und tauchte Anfang der 1990er
Jahre im Pariser Kunsthandel auf. Viele internationale Museen besitzen
Objekte aus Afghanistan, die ebenfalls aus diesen Ausgrabungen in Ghazni
stammen.

Dr. Carsten Brosda, Senator für Kultur und Medien, Hamburg: "Viel zu lange
wurden die Augen vor den Herkunftsgeschichten von Kulturgütern
verschlossen. Auf unterschiedlichsten Ebenen stellen wir uns derzeit der
wichtigen Aufgabe, die Herkunft unserer Sammlungen und gegebenenfalls die
Rückgabe zu regeln. Dank dieses dringend notwendigen Bewusstseinswandels
und der intensiven Provenienzforschung in den Häusern kann nun auch das
historische Marmorpaneel aus dem MKG an Afghanistan zurückgegeben werden.
Ich danke dem MKG für den kritischen Blick auf die eigene Sammlung. Mit der
Rückgabe an Afghanistan erhalten die dort lebenden Menschen wieder Zugang
zu diesem Objekt, das zu ihrem kulturellen Erbe gehört."

Prof. Tulga Beyerle, Direktorin des MKG: "Dass sich ein Museum, konkret das
Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg, zu seinen Fehlern öffentlich bekennt,
halte ich für einen wichtigen Schritt. Meine Vorgängerin Dr. Sabine Schulze
hat damit einen Maßstab im Umgang mit Raubkunst gesetzt. Denn es geht nicht
nur um die sorgfältige Provenienzforschung und die potentielle Rückgabe von
Kunstgut, welches schon lange im Bestand ist, sondern auch um das
Eingeständnis, selbst bei kürzlich angekauften Objekten Fehler gemacht zu
haben, und um die Bereitschaft, diese zu korrigieren."

Mohammad Fahim Rahimi, Direktor des Afghanischen Nationalmuseums Kabul:
"Tausende bewegliche Artefakte wurden sowohl aus Ghazni wie aus dem
Nationalmuseum Afghanistans geraubt, insbesondere die weißen Marmorplatten
aus dem Palast Mas'uds III. Wir freuen uns darauf, das Paneel aus Hamburg
bald wieder in unserer Sammlung zu haben. Daher möchte ich meine
Dankbarkeit gegenüber dem MKG für die Unterstützung bei dieser Rückgabe zum
Ausdruck bringen. Ich appelliere an andere Museen und Privatsammlungen, uns
bei der Rückholung geraubter Kunstgegenstände aus Afghanistan behilflich zu
sein."

Seit 2014 bemüht sich das MKG unter Einschaltung des Kulturgutschutzes und
des Auswärtigen Amtes um die Rückgabe des Paneels. Im Sommer 2018 kam es zu
einem ersten Gespräch zwischen dem MKG, Vertreter*innen der afghanischen
Botschaft in Berlin und deutschen Behörden. Nun kann das MKG als erstes
deutsches Museum ein Objekt nach Afghanistan zurückgeben. Bereits 2006
restituierte das Pariser Musée Guimet Stücke an das Afghanische
Nationalmuseum. Im Juli 2019 kündigte das British Museum die Rückgabe von
Buddha-Skulpturen an, die vermutlich durch die Taliban in den Kunsthandel
gebracht wurden und 2002 an einem Londoner Flughafen beschlagnahmt wurden.



Publikation: "Raubkunst? Ein Marmorpaneel aus dem afghanischen Königspalast
in Ghazni in der Sammlung des Museums für Kunst und Gewerbe Hamburg", hrsg.
von Sabine Schulze und Silke Reuther, mit Beiträgen von Julio
Bendezu-Sarmiento, Claus-Peter Haase, Stefan Heidemann, Frank Hildebrandt,
Tobias Mörike, Mohammad Fahim Rahimi, Silke Reuther und Sabine Schulze, mit
Illustrationen von Moshtari Hilal, 84 Seiten, mit ca. 85 Abbildungen, ISBN
978-3-923859887, 9,90 Euro

Die Publikation wurde ermöglicht durch die Justus Brinckmann Gesellschaft,
Freunde des Museums für Kunst und Gewerbe Hamburg.

 * 

Quelle:

Museum für Kunst und Gewerbe Hamburg

Steintorplatz, 20099 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 428134-880, Fax: +49 (0)40 428134-999

E-Mail: service(at)mkg-hamburg.de

Internet: www.mkg-hamburg.de
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AUSSTELLUNG/9746: Cuxhaven - Cartoons "MARUNDES Zugvögel" bis 5. Januar 2020


Stadt Cuxhaven

Cartoon-Ausstellung "MARUNDES Zugvögel"



Im Wattenmeer-Besucherzentrum ist die Ausstellung "Marundes Zugvögel"
seit 06.10.19 zu sehen. Cartoons und Illustrationen von Wolf-Rüdiger
Marunde sind bekannt aus verschiedenen Zeitschriften (Stern, Brigitte,
SZ-Magazin, Hörzu und andere). Seine Arbeiten finden sich aber auch in
prachtvollen Bildbänden, auf Kalendern und Postkarten. Marunde gewann
mit seinen Bildern bereits mehrere Preise.

Für die Zugvogeltage-Ausstellung im WattBz hat Marunde eine Auswahl
von Originalen und Drucken zusammengestellt, die thematisch mit
Vogelzug und Küste in Verbindung stehen - und wenn es nur streitende
Vogelpaare sind, die mal wieder den Aufbruch verpasst haben. Das

Marunde-Bildbände und die ausgestellten Cartoons (signierte Drucke und
Originale) können erworben werden.

Die Ausstellung ist noch bis zum 5. Januar 2020 während der üblichen
Öffnungszeiten im Wattenmeer-Besucherzentrums Cuxhaven zu sehen. Der
Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 2. Oktober 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AUSSTELLUNG/9745: Kassel - "Die Artothek zu Gast", 18.10.2019 bis 21.02.2020


Stadt Kassel

"Die Artothek zu Gast" - Vernissage zur neuen Ausstellung im
Konzertsaal der Musikakademie



Die Artothek Kassel ist mit 19 Kunstwerken ihrer Sammlung zu Gast im
Konzertsaal der Musikakademie am Karlsplatz während des
Wintersemesters 2019/20. Eröffnet wird die Ausstellung am Donnerstag,
17. Oktober, um 19 Uhr durch Carola Metz, die Leiterin des Kulturamts
der Stadt Kassel. Die musikalische Umrahmung übernehmen Studierende
der Musikakademie.

Die Ausstellung ist von Freitag, 18. Oktober, bis Freitag, 21.
Februar, während der öffentlichen Veranstaltungen der Musikakademie
(in der Regel montags bis donnerstags ab 19 Uhr mit Ausnahme der
unterrichtsfreien Zeiten) zu sehen. Um Anmeldung unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-41 82 (Hausdienst der Musikakademie) wird
gebeten. Es gelten die Eintrittsregelungen der jeweiligen
Veranstaltung.

Weitere Informationen zur Artothek sind hier zu finden:
https://www.kassel.de/einrichtungen/stadtbibliothek/artothek/index.php

Hintergrund:

Eine Artothek ist eine Kunstausleihe. Sie bietet jedem die
Möglichkeit, sein Zuhause oder einen beliebigen anderen Platz zu einem
Ort der Kunst bzw. zur Galerie einer ständig wechselnden Ausstellung
zu machen.

Hubertus Gaßner hat die Idee, eine Artothek zu gründen, seit 1988
verfolgt. Praktisch ausgeführt hat die Vorarbeiten und dann die
Ausleihe Dorlies Handt. Sie hat zusammen mit ihm Werke von Kasseler
und nordhessischen Künstlern aus den städtischen Sammlungen, die in
den "Staatlichen Museen" aufbewahrt waren, und der Arnold-Bode-Stiftung 
ausgewählt (der damalige Kulturreferent Dr. Nordhoff
unterstützt und bestätigt das in einem Schreiben vom 19.07.1989).

Zugeordnet war die Artothek zunächst dem documenta-Archiv (Eröffnung
April 1990). Dies hatte auch eine innere Logik, denn ein gewichtiger
Teil des Anfangsbestandes stammt aus dem Nachlass des documenta-Begründers 
Arnold Bode. Zum 75. Geburtstag Bodes hatten 1975
zahlreiche documenta-Künstler künstlerische Arbeiten gestiftet. Von
diesen aus seinem Nachlass stammenden Arbeiten sind heute - gemäß
Bodes Anliegen, Kunst für alle zugänglich zu machen - viele in der
Artothek auszuleihen.

Allerdings kann eine Artothek auf einem einmal aufgebauten Bestand
nicht stehenbleiben. Sie muss immer wieder auch Neues aufnehmen und
sich weiterentwickeln. Für die Kasseler Artothek war und ist daher die
Verbindung zur Dr.-Wolfgang-Zippel-Stiftung enorm wichtig für ihre
Existenz und Fortentwicklung. Die Zippel-Stiftung hat zum Zweck, die
bildende Kunst sowie die Musik zu fördern. Im Zentrum steht dabei die
jährliche Preisverleihung. Die ausgewählten Werke von jeweils vier
Künstlern gelangen so in den Bestand der Artothek. Damit wächst die
Artothek Jahr für Jahr weiter. Daneben kommen auch Schenkungen der
Artothek zugute.

Waren 1990 rund 150 Kunstwerke in der Artothek zu entleihen, so
umfasst der Bestand heute über 450 Kunstwerke. Die größten Gruppen
bilden Malerei und Grafik, daneben gibt es aber auch zahlreiche
Fotografien sowie 26 Skulpturen und Objekte. Seit 2007 steht die
Artothek unter dem Dach der Stadtbibliothek für die Öffentlichkeit zur
Verfügung.

Voraussetzung für die Ausleihe von Kunstwerken der Artothek Kassel ist
ein Mindestalter von 18 Jahren und der Besitz eines gültigen
Bibliotheksausweises der Stadtbibliothek Kassel. Die Ausleihe kostet
inklusive Versicherungsgebühr zehn Euro pro Exponat für zwei Monate.

Immer mittwochs können in den Räumen der Artothek am Karlsplatz 1
(gegenüber der Musikakademie) originale Arbeiten von Künstlerinnen und
Künstlern entliehen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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FÜHRUNG/998: Köln - Werkstattführungen zum Tag der Restaurierung in der Technischen Hochschule, 13.10.19


Technische Hochschule Köln

Werkstattführungen zum Tag der Restaurierung



Historische Malereien, Baudenkmäler oder Schriften, aber auch moderne
Kunst: An allem nagt der Zahn der Zeit. Wie das wertvolle Kunst- und
Kulturgut restauriert und erhalten wird, zeigen Lehrende und Studierende
des Instituts für Restaurierungs- und Konservierungswissenschaft der TH
Köln anlässlich des europäischen Tages der Restaurierung. Zu den
kostenlosen Führungen sind alle Interessierten eingeladen

am Sonntag, 13. Oktober 2019, von 10.00 bis 15.30 Uhr

auf dem Campus Südstadt, Ubierring 40, 50678 Köln.

Insgesamt zwölf halbstündige Werkstatt- und Laborführungen erlauben
Einblicke in den Arbeitsalltag und die angewendeten Techniken in der
Restaurierung. Dabei kommen viele handwerkliche Fähigkeiten aber auch
moderne naturwissenschaftliche und technische Methoden wie
Rasterelektronenmikroskope zum Einsatz. In den Werkstätten erfahren die
Besucherinnen und Besucher, an welchen teils jahrhundertealten Objekten
aus Privatbesitz, Museen oder Kirchen die Studierenden gerade arbeiten.
Darunter Gemälde, Skulpturen aus Holz, Stein oder Terrakotta, Möbel,
Gegenstände der modernen Alltagskultur, Bücher, Grafiken und Fotografien.

Das Institut für Restaurierungs- und Konservierungswissenschaft der TH
Köln ist eine der wichtigsten Ausbildungsstätten für Restauratorinnen und
Restauratoren in Deutschland. In den beiden Studiengängen des Instituts
sind rund 150 Studierende eingeschrieben. Zehn Professorinnen und
Professoren lehren in den fünf Studienrichtungen "Gemälde, Skulptur,
Moderne Kunst", "Objekte aus Holz und Werkstoffen der Moderne",
"Schriftgut, Grafik, Fotografie und Buchmalerei", "Textilien und
Archäologische Fasern" sowie "Wandmalerei und Kulturgut aus Stein".

Beim Europäischen Tag der Restaurierung geben Museen, private Ateliers,
Hochschulen und Denkmalämter Einblicke in die Arbeit ihrer
Restauratorinnen und Restauratoren.

Die TH Köln zählt zu den innovativsten Hochschulen für Angewandte
Wissenschaften. Sie bietet Studierenden sowie Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern aus dem In- und Ausland ein inspirierendes Lern-,
Arbeits- und Forschungsumfeld in den Sozial-, Kultur-, Gesellschafts-,
Ingenieur- und Naturwissenschaften. Zurzeit sind mehr als 26.000
Studierende in rund 100 Bachelor- und Masterstudiengängen eingeschrieben.
Die TH Köln gestaltet Soziale Innovation - mit diesem Anspruch begegnen
wir den Herausforderungen der Gesellschaft. Unser interdisziplinäres
Denken und Handeln, unsere regionalen, nationalen und internationalen
Aktivitäten machen uns in vielen Bereichen zur geschätzten
Kooperationspartnerin und Wegbereiterin.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution21

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Köln, 08.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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Nukleare Rüstungskontrolle auf der Kippe

von Jerry Sommer



2010 haben die USA und Russland den sogenannten New-START-Vertrag
abgeschlossen. Darin haben sich beide Länder verpflichtet, ihre
weitreichenden strategischen Nuklearwaffen zu begrenzen: auf jeweils
maximal 1550 Sprengköpfe und 700 Abschussvorrichtungen. Im Februar 2021
läuft der Vertrag aus. Er kann allerdings um bis zu fünf Jahre verlängert
werden. Darauf drängt Russland schon seit langem. Die Trump-Administration
jedoch hat sich in dieser Frage noch nicht festgelegt. Eine Entscheidung
soll es erst in fünf Monaten, im Februar geben. Der Nationale
Sicherheitsberater des US-Präsidenten, John Bolton, hat allerdings
wiederholt erklärt, es sei unwahrscheinlich, dass der Vertrag verlängert
werde.

Im April wurde bekannt, dass Donald Trump seine Administration angewiesen
hat, Vorschläge für eine trilaterale Rüstungskontrolle zu erarbeiten. Diese
soll neben den USA und Russland auch China einschließen. Viel zu viel Geld
werde für Rüstung, inklusive Atomwaffen ausgegeben, sagte er ebenfalls im
April. Bilaterale Rüstungskontrolle zwischen Russland und den USA sei nicht
mehr zeitgemäß, behaupten auch hohe US-Regierungsvertreter. Die Chancen für
eine Einbeziehung Chinas sind derzeit allerdings gleich Null, sagt Oliver
Meier von der Berliner "Stiftung Wissenschaft und Politik": "China hat wie
auch andere kleine Atommächte mehrfach gesagt, dass sie nicht bereit sind,
an multilateralen Gesprächen teilzunehmen, solange die USA und Russland
nicht ihrerseits zunächst weiter ihre Atomwaffen reduzieren."

Nach Angaben des Stockholmer Friedensforschungsinstituts SIPRI besitzt
China gegenwärtig etwa 290 Atomsprengköpfe. Russland und die USA verfügen
hingegen jeweils über mehr als 6000 atomare Gefechtsköpfe - also rund 20
Mal mehr als Peking. Die Nuklearwaffen aller Atommächte zu begrenzen, ist
zweifelsohne ein erstrebenswertes Ziel. Aber angesichts der großen
Ungleichgewichte wird es wohl erst zu erreichen sein, wenn zunächst die
nuklearen Supermächte ihre Arsenale weiter vermindern.

Wie schwierig eine multilaterale Verständigung ist, zeigen auch die
Diskussionen der fünf offiziellen Atommächte Russland, USA, Frankreich,
Großbritannien und China im Rahmen der UN - die sogenannten P-5-Gespräche.
Dort konnte man sich trotz mehrjähriger Debatten nicht einmal auf ein
gemeinsames Verständnis der in der Nuklearstrategie verwendeten
Fachausdrücke einigen.

Auch haben die USA bisher keinerlei konkreten Vorschläge gemacht, wie China
in solche Verhandlungen einbezogen werden könnte. Wenn man das ernsthaft
anstrebte, müsste Washington seinerseits Angebote unterbreiten, die China
als eine Stärkung seiner Sicherheit ansehen könnte. Dabei gebe es Chancen
für Kompromisse, glaubt Tong Zhao vom "Carnegie-Tsinghua Center" in Peking:
"Die Hauptsorge Chinas sind die US-Raketenabwehrsysteme. Diese treiben die
nuklearen Modernisierungspläne Chinas an. Wenn die USA bereit wären, über
eine Begrenzung ihrer Raketenabwehr zu reden, könnte das chinesische
Interesse an Rüstungskontrollgesprächen mit den USA deutlich steigen."

Nach dem Ende des INF-Vertrages hat Pentagon-Chef Mark Esper angekündigt,
die USA würden "sobald wie möglich" neue landgestützte
Mittelstreckenraketen im asiatischen Raum gegen China aufstellen. Auch das
dürfte die Bereitschaft Chinas nicht erhöhen, sich an
Rüstungskontrollverträgen zu beteiligen. Befördert werden dadurch eher
militärische Aufrüstungsmaßnahmen Pekings.

Viele Experten halten die Ankündigung der Trump-Regierung, China jetzt in
nukleare Abrüstungsverträge einzubeziehen, daher für wenig glaubwürdig. Zum
Beispiel Pavel Podvig vom UN-Institut für Abrüstungsforschung UNIDIR in
Genf: "Ich glaube, die US-Regierung oder Trump selbst wissen sehr gut, dass
es unmöglich ist, China zum jetzigen Zeitpunkt an Bord zu holen. Deshalb
ist es wahrscheinlich, dass sie mit dieser Forderung nur ihre eigene
Verantwortung für die Nicht-Verlängerung des New-START-Vertrages
verschleiern wollen."

In der US-Regierung gibt es verschiedene Auffassungen zur
Rüstungskontrolle: Einige Offizielle sind prinzipiell gegen
Rüstungsabkommen, weil sie die Handlungsfreiheit der USA einschränkten.
Andere lehnen Rüstungskontrolle ab, solange sich Russland nicht an Verträge
halte. Eine weitere Gruppe wiederum befürwortet Verträge über die
Atomarsenale - aber nur wenn sämtliche Forderungen der USA erfüllt würden.
Der große Unbekannte sei allerdings Präsident Trump, meint der
Nuklearwaffenexperte Brad Roberts, der unter Präsident Obama einer der
stellvertretenden US-Verteidigungsminister war: "Seine Entscheidung ist
schwer vorauszusehen. Eins ist aber sicher: Er will in die Geschichte
eingehen als jemand, der alle Deals von Obama verbessert hat. Und obwohl
seine Regierung größtenteils anti-russisch und gegen Rüstungskontrolle ist,
sieht er Putin als Partner an und glaubt, als der große nukleare
Friedensstifter in die Geschichte eingehen zu können."

Ein besserer Deal als der New-START-Vertrag - das könnte bedeuten, in einem
neuen Abkommen mit Russland die Zahl der nuklearen Sprengköpfe weiter zu
verringern - zum Beispiel auf jeweils 1.000. Eine andere Möglichkeit wäre,
auch die Atomsprengköpfe kurzer und mittlerer Reichweite einzubeziehen. Ein
besserer Deal könnte zudem neuartige atomare Waffensysteme beschränken,
schätzt Oliver Meier von der "Stiftung Wissenschaft und Politik": "Russland
hat im März letzten Jahres eine Reihe von neuen strategischen Waffen
vorgestellt, die zum Teil schon in der Entwicklung sind, die extrem
destabilisierend wären, wenn es sie denn gäbe. Die USA machen große
Fortschritte im Bereich der konventionellen weitreichenden Waffen. Also es
gibt einige Dinge, die Gesprächsgegenstände sein können, die über den
Rahmen von dem jetzigen vorhandenen Atomabkommen hinausgehen.

Nach Ansicht von Oliver Meier müssten zudem die russischen Bedenken in
Bezug auf die US-Raketenabwehrsysteme thematisiert werden. Moskau
kritisiert unter anderem, dass beim jüngsten Test einer neuen
landgestützten US-Mittelstreckenrakete der gleiche Startkanister-Typ
benutzt worden ist, der bereits in Rumänien für die US-Raketenabwehrwaffen
stationiert ist - und demnächst auch in Polen aufgestellt wird. Russland
und China sind besorgt, dass ihre Zweitschlagfähigkeit - also das nukleare
Vergeltungspotenzial - durch die US-Raketenabwehr neutralisiert werden
könnte. Doch Washington ist bisher nicht bereit, seine Raketenabwehr zu
begrenzen. Begründet wird das mit den nordkoreanischen und iranischen
Nuklearwaffen- und Raketenprogrammen. Brad Roberts, einer der ehemaligen
stellvertretenden US-Verteidigungsminister, hält es für unwahrscheinlich,
dass sich daran etwas ändert:

"In den USA gibt es einen nationalen Konsens, dass wir die Freiheit haben
müssen, jegliche Raketenabwehrsysteme zu bauen, die nötig sind, um diesen
neuen Gefahren nicht entblößt gegenüberzustehen."

Und es gibt ein weiteres großes Problem: Selbst wenn die Trump-Regierung
ein neues, umfassenderes Abkommen allein mit Russland anstreben würde - bis
zum Auslaufen des New-START-Vertrages im Februar 2021 bleiben nur noch 16
Monate. Pavel Podvig vom UN-Abrüstungsinstitut in Genf kommt daher zu dem
Schluss: "Selbst unter den besten Umständen ist es für die USA und Russland
in der verbleibenden Zeit unmöglich, einen neuen Vertrag auszuhandeln.
Deshalb ist es jetzt das Beste, den New-START-Vertrag zu verlängern und die
Zeit zu nutzen, um einen neuen Vertrag auszuarbeiten oder den
New-START-Vertrag auszuweiten."

Dass Donald Trump aber einer Verlängerung eines von Obama ausgehandelten
Abkommens zustimmt, ist eher unwahrscheinlich. Es spricht also vieles
dafür, dass es schon demnächst keine vertraglichen Begrenzungen und
Überprüfungen der Atomwaffenarsenale der USA und Russlands mehr geben wird.
Die nukleare Aufrüstung würde wohl verstärkt weitergehen - wenn nicht die
atomare Gefahr dann doch durch Rüstungskontrollverträge begrenzt wird.

Dieser Artikel basiert auf einem Beitrag des Autors für die Senderreihe
"Streitkräfte und Strategien" (NDR-Info, 7.9.2019). Die Interviews mit den
Experten führte der Autor am Rande einer Tagung der Evangelischen Akademie
Loccum.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 19/2019 vom 16. September 2019, Online-Ausgabe
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Die kommerzielle wie auch militärische Bedeutung des Alls nimmt
kontinuierlich zu.[1] Aus diesem Grund haben die USA bereits vor
einiger Zeit vorgelegt, indem Präsident Donald Trump die Aufstellung
eines Weltraumkommandos angekündigt hatte. Das wollte sein
französisches Pendant Emmanuel Macron wohl nicht auf sich sitzen
lassen und zog Mitte Juli 2019 nach (siehe Ausdruck August 2019). Nur
wenig später ging die französische Verteidigungsministerin Florence
Parly noch einen Schritt weiter, indem sie vermeldete, Frankreich
werde als erstes europäisches Land Waffen im Weltraum platzieren.

Zu allem Überfluss richtete sich Parly dabei außerdem auch noch ganz
offensiv an Deutschland, indem sie dazu aufforderte, sich in das
Waffenprogramm einzuklinken, während russisch-chinesische Versuche,
einen Vertrag zur friedlichen Nutzung des Weltalls auf den Weg zu
bringen, gleichzeitig seit Jahren links liegen gelassen werden. Einen
"lebendigen" Eindruck von der generellen Stoßrichtung der Parly-Rede
vermitteln die Passagen, mit denen sie ihre Ausführungen abschloss:
"Wir sind eine einzige Mannschaft. Die Weltraummannschaft von
Frankreich. Wir glauben an Frankreich, die dritte Weltraummacht. Wir
waren ein Teil der Pioniere. Und wir werden die Avantgarde sein. Lang
lebe die Luft- und Weltraumarmee!"[2]


Bewaffnung oder Militarisierung?

Sowohl wirtschaftliche als auch militärisch: Ohne den Weltraum geht
heutzutage fast nichts mehr. Die strategische Bedeutung dieser Domäne
wurde in der jüngsten Ausgabe der "Österreichischen Militärischen
Zeitschrift" (ÖMZ) unter freiem Rückgriff auf den Geopolitik-Urahn
Halford Mackinder mit den Worten zusammengefasst: "Der Weltraum ist
schon jetzt zur Schlüsselregion im Wettlauf um die besten
Informationen geworden. [...] Wer den Weltraum beherrscht, beherrscht
die Welt."[3]

In diesem Zusammenhang ist es wichtig, zwischen der schon längst
erfolgten Militarisierung und der Bewaffnung des Weltraums zu
unterscheiden, die noch in den Kinderschuhen steckt. So warnte
unlängst ein Papier der "Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik" (DGAP): "Bis zum jetzigen Zeitpunkt wurde das All nur
militarisiert: Das heißt Anlagen im Weltraum wurden für militärische
Zwecke wie Aufklärung und Frühwarnung genutzt. Nun aber stehen wir an
der Schwelle zur Bewaffnung, und das beinhaltet die Stationierung von
Waffen im All, die gegen andere Anlagen oder womöglich gar Ziele auf
der Erde vorgehen können."[4]


Frankreich geht in die Offensive

Nicht nur die USA haben den Weltraum inzwischen zum fünften
offiziellen Schlachtfeld - neben Land, Luft, Meer und Cyber -
erklärt, sondern auch von der NATO wird erwartet, dass sie beim
Gipfeltreffen im Dezember 2019 nachzieht.[5] Vor diesem Hintergrund
kündigte der französische Präsident Emmanuel Macron im Zusammenhang
mit den Feierlichkeiten zum französischen Nationalfeiertag am 14. Juli
wie erwähnt an, der Weltraum sei ein "neuer Bereich der
Konfrontation", weshalb sein Land schon im September ebenfalls ein
Weltraumkommando ins Leben rufen werde.[6]

Wenige Tage nach Macrons Rede wurde ein weiterer entscheidender
Schritt getan. Denn bei der Vorstellung der "Stratégie spatiale de
défense" kündigte Verteidigungsministerin Florence Parly am 25. Juli
2019 den Bau von Weltraumwaffen an: "Heute militarisieren unsere
Verbündeten und Gegner den Raum. [...] Mit diesen neuen
Überwachungsmöglichkeiten werden wir in der Lage sein, unsere aktive
Verteidigung zu organisieren. [...] Wir behalten uns Zeit und
Ressourcen für die Reaktion vor: Dies kann die Verwendung von
Leistungslasern beinhalten, die von unseren Satelliten oder von
unseren Nanosatelliten-Patrouillen eingesetzt werden. [...] Natürlich
hat das alles seinen Preis. Um die budgetären Folgen dieser neuen
Raumfahrtkapazitäten zu begrenzen, können wir auf sie zugreifen, indem
wir entweder Dienstleistungen von vertrauenswürdigen Betreibern
beziehen oder unsere Ressourcen mit unseren europäischen Partnern
bündeln. Ich denke dabei insbesondere an Deutschland oder Italien.
[...] Während der Laufzeit dieses Programms stellt dieser Aufwand
weitere 700 Mio. Euro dar, zusätzlich zu den bereits geplanten 3,6
Mrd. Euro für die vollständige Erneuerung unserer
Satellitenkapazität."[7]

Vor allem zwei Dinge sind an Parlys Rede bemerkenswert: Einmal
vollzieht Frankreich damit als erster europäischer Staat endgültig den
besagten Schritt von der Militarisierung zur Bewaffnung des Weltraums;
und zweitens fordert es die europäischen Verbündeten recht unverblümt
dazu auf, sich mit einzuklinken.


Deutschland: Auch dabei?

Schon im Weißbuch der Bundeswehr aus dem Jahr 2016 wurde die Bedeutung
des Weltraums betont: "Auch Weltraumsicherheit entwickelt sich für die
Staatengemeinschaft zu einem zentralen Faktor."[8] Nun deckt der
Begriff "Weltraumsicherheit" aber potenziell ein weites Feld ab, das
von der Überwachung von Weltraumschrott bis hin zu Star Wars ähnlichen
Szenarien, wie sie Frankreich vorschweben, reichen kann.

Vor diesem Hintergrund Denken hierzulande Teile der "strategischen
Gemeinschaft" laut darüber nach, ob sich hier nicht für Deutschland
eine Gelegenheit bietet, auf den fahrenden französischen Zug
aufzuspringen und im Vorbeigehen die Europäische Union gleich auch
noch mitzunehmen. Einer davon ist Christian Fischbach, Mitarbeiter der
Bundeswehr-Beratungsfirma BwConsulting[9], der kurz nach der
Ankündigung des französischen Präsidenten tweetete: "@EmmanuelMacron,
wollen wir das zusammen machen? Passt zu EU und zur NATO. Wir haben
auch schon was: Weltraumlagezentrum in Uedem. Vielleicht wollen wir
das als #PESCO-Projekt machen? Oder als #FNC-Projekt. Dann können auch
die USA mitmachen."[10]

Deutschland forscht ohnehin schon länger an Laserwaffen, betreibt mit
Frankreich zusammen die Satelliten-Aufklärungssysteme SAR-Lupe/HELIOS
II[11] und ist der wichtigste Geldgeber für die militärisch hochgradig
relevanten und milliardenschweren EU-Satellitenprojekte Galileo und
Copernicus.[12] Zwar halten sich offizielle Stellen ob der
französischen Weltraumavancen noch zurück - allerdings wird ganz
offensichtlich auch hierzulande über die "Notwendigkeit" einer
Bewaffnung des Weltraums nachgedacht: "Über die Weltraumlage
hinausgehende Gespräche zwischen der Luftwaffe und den französischen
Luftstreitkräften zur Weltraumkooperation fanden nicht statt und sind
nicht geplant", antwortete das Weltraumlagezentrum auf eine Anfrage
der Welt am Sonntag. Allerdings gelte auch: "Inwieweit die Abwehr von
Bedrohungen für kritische Weltrauminfrastrukturen die Fähigkeit eines
Wirkens im Weltraum erfordert, ist Gegenstand laufender
Untersuchungen."[13]

Ganz links liegen gelassen werden jedenfalls Versuche, vertraglich
eine Bewaffnung des Weltraums zu unterbinden.


Weltraumrüstung außer Kontrolle

Leider wird der im Januar 1967 vereinbarte Weltraumvertrag wenig dazu
beitragen können, ein neues Wettrüsten im All zu verhindern.
Vielversprechender sind da schon die Versuche, einen Vertrag zur
Verhinderung eines Wettrüstens im Weltraum (PAROS, "Prevention of an
Arms Race in Outer Space") auf den Weg zu bringen. Die Verhandlungen
darum begannen schon lange davor, aber 2008 legten Russland und China
der UN-Abrüstungskonferenz einen Vertragsentwurf vor, der unter
anderem vorsah, dass alle Unterzeichner davon absehen Waffen im Orbit
zu stationieren (siehe Ausdruck August 2019).

Davon wollten aber die westlichen Staaten nichts wissen. Gleichzeitig
dient die Nicht-Existenz von Rüstungskontrollmaßnahmen im All wiederum
als Legitimation für eigene Rüstungsbemühungen, wenn etwa der deutsche
Oberst der Reserve, Dirk Freudenberg, schreibt, es sei eine doppelte
Herangehensweise erforderlich: "wenn es für eine dem Grund nach
friedensorientierte Außenpolitik [...] darum geht, die Nutzung des
Weltraums auf ausschließlich friedliche Zwecke zu beschränken und ein
Verteidigungsressort [...] die Situation im Auge haben muss, dass
entsprechende Abkommen nicht greifen oder gar scheitern und dann aber
auf Fähigkeiten zurückgreifen können muss, um für einen solchen Fall
gerüstet zu sein."[14]


Anmerkungen

[1] Einige Rahmendaten: "57 Staaten betreiben heute Satelliten,
während elf Staaten mittels Trägersystemen den Weltraum erreichen
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OSSIETZKY/1071: Den Lebensinteressen gerecht werden


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 18 vom 21. September 2019

Den Lebensinteressen gerecht werden

von Reiner Diederich



"Das kapitalistische Wirtschaftssystem ist den staatlichen und
sozialen Lebensinteressen des deutschen Volkes nicht gerecht
geworden." Diese Feststellung klingt wie eine aus der Zukunft - einer
vielleicht gar nicht so fernen Zukunft, in der die Klimakrise immer
bedrohlicher geworden ist, in der die Kluft zwischen Armut und
Reichtum national und weltweit immer heftigere Konflikte
heraufbeschworen hat, so dass eine Mehrheit der Bundesbürger nicht
mehr nur das Versagen von Politikern, sondern das Wirtschaftssystem
selbst dafür verantwortlich macht. Es ist aber eine Feststellung aus
der Vergangenheit. Sie stammt aus einem Parteiprogramm von 1947 -
nicht dem einer linken Partei, wie man annehmen könnte. Es handelt
sich um den ersten Satz des Ahlener Programms der CDU, benannt nach
einer kleinen Stadt in Nordrhein-Westfalen.

Es gibt verschiedene Erklärungen dafür, warum die CDU damals zu einer
solchen Formulierung griff. Nach 1945 machten sich auch in den
westlichen Besatzungszonen kapitalismuskritische Tendenzen bemerkbar -
im Bewusstsein der Tatsache, dass Hitler und seine Bewegung schon vor
1933 von Großindustriellen finanzielle und politische Förderung
erhalten hatten, dass die NS-Diktatur maßgeblich mit ihrer Hilfe
errichtet worden war, dass der Zweite Weltkrieg und der Holocaust ohne
Unterstützung durch "die Wirtschaft" nicht möglich gewesen wären.
Daraus wurde der Schluss gezogen, dass die demokratiegefährdende Macht
von Banken und Konzernen unter Kontrolle gebracht werden müsse. Zudem
war innerhalb der CDU der linke Flügel noch stark, der einen
"christlichen Sozialismus" forderte. Schließlich mochten es auch
taktische Erwägungen sein, die dazu führten, dass die CDU eine
"Neuordnung von Grund aus" proklamierte: "Inhalt und Ziel dieser
sozialen und wirtschaftlichen Neuordnung kann nicht mehr das
kapitalistische Gewinn- und Machtstreben, sondern nur das Wohlergehen
unseres Volkes sein."

Aus der nach dem Ahlener Programm angestrebten "gemeinwirtschaftlichen
Ordnung" wurde dann zwar nichts, aber immerhin blieb das Grundgesetz
der 1949 gegründeten Bundesrepublik für Entwicklungen hin zu einer
Wirtschaftsdemokratie offen. Die Sozialpflichtigkeit des Eigentums an
Produktionsmitteln und die Möglichkeit zu deren Vergesellschaftung,
wenn es dem "Wohl der Allgemeinheit" dient, wurden in Artikel 14 und
15 der Verfassung ausdrücklich festgeschrieben.

In einem Interview, das unter dem Titel "Kein Marktversagen, sondern
Staatsversagen" in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 1.
August erschien, forderte Marco Buschmann als Parlamentarischer
Geschäftsführer der FDP-Bundestagsfraktion jetzt die Streichung des
Grundgesetzartikels, der Vergeseilschaftungen erlaubt. Der sei ein
"Relikt aus der Nachkriegszeit" und diene nur noch dazu,
"populistische Debatten anzuzetteln": "Denken Sie etwa an die Idee,
BMW zu verstaatlichen." Auch die von Mieterinitiativen erhobene
Forderung, die Privatisierung ehemals kommunaler Wohnungsunternehmen
rückgängig zu machen, um den horrenden Mietpreissteigerungen
entgegenzusteuern, sieht Buschmann als Gefahr für die
Eigentümerfreiheit: "Kommandowirtschaft ohne privates Eigentum macht
alle arm und geht besonders zu Lasten der Schwächsten."

An der Argumentation des FDP-Politikers ist sicherlich richtig, dass
es keine Verbesserung bringen würde, wenn man Privateigentum einfach
nur verstaatlichen würde. Es geht darum, ob die großen Unternehmen
weitgehend demokratiefreie Zonen bleiben sollen, es geht um die
Demokratisierung der Verfügungsgewalt über Produktionsmittel, es geht
um den Ausbau und die Förderung der "Gemeingüter" (Commons) und einer
"Gemeinwohlökonomie" - nichts anderes kann heute im wohlverstandenen
Sinn mit Vergesellschaftung gemeint sein, wie sie das Grundgesetz
ermöglicht.

An der Aussage des Ahlener Programms von 1947, dass das
kapitalistische Wirtschaftssystem den Lebensinteressen des deutschen
Volkes nicht gerecht geworden sei, ist der Begriff der
Lebensinteressen bemerkenswert. Wörtlich genommen besagt er, dass die
herrschende Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung nicht nur
keinesfalls die beste aller Welten darstellt, weil sie Wachstum,
Wohlstand, Freiheit und demokratische Verhältnisse ermögliche, sondern
dass sie den Bedürfnissen und Interessen der Menschen eklatant
widersprechen, ja ihr Leben selbst gefährden kann.

Das gegenwärtig brisanteste Beispiel dafür ist der durch unsere
Produktions- und Konsumtionsweise bedingte Klimawandel mit drohenden
katastrophalen Folgen für Mensch und Natur.

Dazu ein nachdenklich gewordener ehemaliger Vertreter der
Unternehmerseite: Peter H. Grassmann war jahrzehntelang in
Führungspositionen tätig, unter anderem in den 1980er und 1990er
Jahren als Vorstandsmitglied beim Technologiekonzern Siemens. Seither
hat er sich zu einem Kritiker der finanzmarktgetriebenen neoliberalen
Marktwirtschaft entwickelt und propagiert in seinem in diesem Jahr im
Frankfurter Westend Verlag erschienenen Buch "Zähmt die Wirtschaft!"
wirtschaftsethische Positionen und systemtranszendierende
Reformvorschläge.

Die Wirtschaft sei heute gefangen "zwischen Börse und Lobbyismus",
sagte er in einem Interview in der Frankfurter Rundschau am
20./21. Juli. Er benannte die "Skandale der letzten Jahrzehnte - zum
Beispiel die Korruptionsskandale oder den Gebäudeeinsturz der
Textilfabrik Rana Plaza in Bangladesch". Und den Skandal neokolonialer
oder neofeudaler Ausbeutung: "Bei sozialen Fragen, etwa bei der
Textilproduktion in den ärmsten Ländern, sorgen die Konzerne, die das
in der Hand hätten, nicht für faire Löhne. Sie folgen nicht einmal so
einleuchtenden Vorschlägen wie dem des Soziologen Peter Spiegel in
seinem Buch
'Die 1-Dollar-Revolution', der einen Dollar pro Stunde als Mindestlohn
vorschlägt. Das brächte einen enormen Rückgang der weltweiten
Armut ... Alles, was Kosten spart, wird getan, alles, was fair, aber
nicht ganz so preiswert wäre, wird vermieden."

Grassmann führt das auf die "Gier nach Geld und Gold" und auf eine
"fehlende Werteorientierung" zurück, nicht auf die Orientierung am
Tauschwert, an der Gewinnmaximierung, die für das kapitalistische
Wirtschaftssystem nun einmal charakteristisch sind. Er will, dass die
Politik dem Grenzen setzt, dass sie "strengere Regeln erzwingt",
"verpflichtende Leitlinien zu den großen Themen wie Klimaschutz,
soziale Verantwortung und global faire Produktions- und
Handelsketten". Inwieweit das durch die von ihm vorgeschlagenen
Maßnahmen erreicht werden kann - unter anderem verbindliche
Selbstverpflichtungen, mehr fachliche und wirtschaftliche Kompetenz
bei Politikern, mehr Partizipation für die Bürgerinnen und Bürger in
Wirtschaft und Gesellschaft, Volksentscheide bei zentralen politischen
Themen - mag dahingestellt bleiben.

Den Satz aus dem Ahlener Programm von 1947 aber könnte Grassmann wohl
heute schon oder wieder unterschreiben, so wie viele andere, die sich
in den Bewegungen für soziale Gerechtigkeit, gegen imperiale Kriege
und Umweltverbrechen engagieren. In Grassmanns Worten ausgedrückt: Die
"erschreckende Abwärtsspirale unserer Zivilisation", der "bisherige
Kurs" in Wirtschaft und Gesellschaft führe dazu, dass "die Menschheit
ihre Lebensgrundlagen zerstört".

Auf die Frage der Frankfurter Rundschau, wie er die "Chancen
für eine Erneuerung der Demokratie" sieht, ob "ausgelöst von den
weltweiten Schülerprotesten ein neues 1968" möglich sei, antwortete
er: "Ein Vergleich mit 1968 greift zu kurz. Wir brauchen wesentlich
mehr als das, was damals geschah. Es geht nicht nur um
gesellschaftliche Veränderungen, sondern auch um einen fundamentalen
Wandel in der Art und Weise, wie wir produzieren und konsumieren."

Das Interview war mit dem Satz überschrieben: "Wir brauchen eine
faire, keine freie Wirtschaft." Eine, die den Lebensinteressen der
Menschen gerecht werden könnte.

 * 
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VORWÄRTS/1508: Gemeinsam kämpfen, gemeinsam helfen


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr.29/30 vom 20. September 2019

Gemeinsam kämpfen, gemeinsam helfen

von Florian Sieber



Wie gehen Frauen mit Erlebnissen von Krieg und Schrecken um? Wie
finden sie Wege, um erlebtes Leid zu verarbeiten und aus dem Schmerz
heraus Neues zu erschaffen? Diesen Fragen gingen die Organisationen
medico international und medicus mundi an der Tagung resist to exist
in Basel nach.


Shengal war wohl eine der Regionen, die am stärksten unter dem
reaktionären Regime des islamischen Staats zu leiden hatte. Die dort
lebenden Êzid*innen, eine religiöse Minderheit, wurden vom IS
als Ungläubige verfemt und verfolgt. Ein grausiger Genozid begann, der
erst ein Ende fand, als kurdische Einheiten das Gebiet militärisch
befreiten. Bis dahin wurden die Angehörigen der Gemeinschaft ermordet
und versklavt. Besonders für Frauen begann unter der Knute der
religiösen Fundamentalisten ein Martyrium. Vergewaltigungen und
Verschleppungen von Frauen und Kindern werden zu Kriegswaffen. Der
Schrecken hat in Shengal nicht nur das Gesicht eines Genozids sondern
auch eines Femizids angenommen. Darauf, wie durch Organisation und
Solidarität aus solch einem Martyrium ausgebrochen werden und wie
solidarische Hilfe aussehen kann, gehen die Rednerinnen ein, die am
7. September am resist to exist in Gundeldingen in Grossbasel
sprachen.


Selbstverwaltung und Räte

So berichtet, nach Einstiegsworten der
medico international-Präsidentin Maja Hess und der grünen
Nationalrätin Sibel Arslan Ciçek Yldiz vom Dachverband der êzidischen
Frauenräte Deutschland darüber, wie der häufig spezifisch gegen Frauen
gerichteten Gewalt in Kriegsgebieten begegnet werden kann. Für Yldiz
und den Dachverband der êzidischen Frauenräte ist die Antwort klar:
Durch Selbstverwaltung und Organisation in Frauenräten sollen alle
Formen der Unterdrückung angegangen und bekämpft werden. Auf einem
Flyer beschreibt der Dachverband das Vorgehen: "Tausende
Êzidinnen haben einen Zufluchtsort in den Bergen Shengals
gefunden. Dort haben sie sich zivile Strukturen und eine Form der
Selbstverwaltung geschaffen. Frauen organisieren sich in Räten und
bauen Nähkooperativen auf." Doch auch die konkreten Bedürfnisse von
Frauen, die im Syrischen Bürgerkrieg Schreckliches erleben mussten,
sollen angegangen werden. So wird in Shengal mit Spendengeldern und
mit der Unterstützung von medico International ein
Frauengesundheitszentrum aufgebaut, das gerade auch die
traumatherapeutische Behandlung betroffener Frauen gewährleisten und
den aus IS-Gefangenschaft zurückgekehrten Frauen die Rehabilitation
ermöglichen soll.


Heilige oder Hure

Wie diese Behandlung aussehen kann, erläutert anschliessend im Referat
die Psychoanalytikerin Ursula Hauser. Das Mittel der Wahl für sie: Die
Psychodramatik - die dramatische und szenische Aufarbeitung von
erlebten Traumata. Auch für Hauser steht die Frage, wie Frauen mit
Kriegserlebnissen umgehen im Vordergrund. Und sie will sie aus einer
linken Perspektive angehen: Sie spricht von internationaler
Solidarität, vom Kampf der "Compañeras" in der Guerrillabewegung
Guatemalas und vom Spannungsfeld von kulturell vorgegebenen
Ansprüchen, in dem sich viele Frauen, die sich in Lateinamerika
politisch bewegen, befinden: "Das sind die beiden Rollen, in die diese
Frauen gedrängt werden: als Mutter vor allem die der Santa - also der
Heiligen - oder eben sonst Putana - Hure." Besonders für jene Frauen,
die die Waffe in die Hand nehmen, um die gesellschaftlichen
Verhältnisse zu ändern, sei die Bezeichnung "Putana" vorgesehen. Dabei
habe aber laut Hauser gerade der Kampf der Guerrilleras viel mit der
Hoffnung zu tun, für eine kommende Generation eine bessere
Gesellschaft zu schaffen. Und auch beim Psychodrama steht wie bei
Yldiz' Frauenräten ein Prinzip im Vordergrund: Die Lösung für Traumata
wie die kollektiv erlebte Gewalt an Frauen wird gemeinsam und nicht
vereinzelt gesucht.


Spezifische Hilfe

Auch wenn bei resist to exist die kurdische Bewegung im Vordergrund
steht und auf Hauser ein Input von Arzu Güngör folgt, die als
Projektverantwortliche für Kurdistan bei medico international arbeitet
und in ihrem Referat die Perspektiven der Projektarbeit in Kurdistan
darstellt, zeigt die Tagung viele Projektschwerpunkte der
Veranstalter*innen gut auf: So arbeitet die Organisation in Kuba am
Aufbau von feministischen Psychodrama-Netzwerken und unterstützt das
Zentrum für Immunologie in Matttanza bei Projekten zur HIV-Prävention.
In Vietnam werden Senior*innenkomitees aufgebaut und unterstützt und
Ausbildungsprojekte für Freiwillige in der Betagtenbetreuung
organisiert und in Kurdistan wird medizinische Infrastruktur für jene
aufgebaut, die nach der türkischen Invasion 2017/18 aus Afrin fliehen
mussten.

Es ist oft sehr spezifische Hilfe, die medico anbietet. In Nicaragua
werden beispielsweise laut dem Bulletin ausschliesslich
Frauenprojekte, so das Mütterhaus in Nueva Guinea, unterstützt. Es
finden sich Langzeitprojekte bei denen Infrastruktur aufgebaut und
Personal ausgebildet werden ebenso wie im Fall der Geflüchteten aus
Afrin auch Direkthilfeprojekte. Und das stets in Abstimmung mit den
Partner*innen, die bereits vor Ort arbeiten. Jenen also, die die
Probleme der Arbeit vor Ort am besten kennen werden. Und das ist
irgendwie bezeichnend für eine Organisation, die versucht, aus dem
Gefühl von Solidarität heraus Entwicklungszusammenarbeit zu
formulieren, die nicht von oben herab stattfindet: Die Probleme jener
Menschen mit denen solidarisch zusammengearbeitet werden soll, sind
spezifisch, die Lösungsansätze müssen es also auch sein.

 * 
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FORSCHUNG/154: Eröffnet Trend zum mobilen Streaming neue Chancen für die Öffentlich-Rechtlichen? (idw)


Hochschule Fresenius - 08.10.2019

Studie: Eröffnet Trend zum mobilen Streaming neue Chancen für die
Öffentlich-Rechtlichen?



In einer repräsentativen Studie der Hochschule Fresenius und des
Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und Kommunikationsdienste
GmbH (WIK) haben Prof. Dr. Anna Schneider und Dr. René Arnold den sich
ändernden Medienkonsum deutscher Nutzer beleuchtet. Die Studie zeigt: Das
Smartphone wird immer wichtiger für Konsumenten. So entstehen neue
strategische Potenziale für eine neue Generation des Fernsehens. Für die
Studie wurden insgesamt 3.184 Konsumenten online befragt.

In einer repräsentativen Studie der Hochschule Fresenius und des
Wissenschaftlichen Instituts für Infrastruktur und Kommunikationsdienste
GmbH (WIK) haben Prof. Dr. Anna Schneider und Dr. René Arnold den sich
ändernden Medienkonsum deutscher Nutzer beleuchtet. Die Studie zeigt: Das
Smartphone wird immer wichtiger für Konsumenten. So entstehen neue
strategische Potenziale für eine neue Generation des Fernsehens. Für die
Studie wurden insgesamt 3.184 Konsumenten online befragt.

Musik und Videos werden immer seltener über die traditionellen Medien
abgerufen. Online-Streamingdienste erfreuen sich weiterhin wachsender
Beliebtheit. So hat sich seit der ersten Erhebung im Jahr 2015 der Anteil
der deutschen Konsumenten, die ausschließlich Dienste aus dem Internet zur
Videowiedergabe nutzen, von rund zwölf Prozent auf 24 Prozent in 2018
verdoppelt.

Immer häufiger werden Streamingdienste auf mobilen Endgeräten konsumiert.
Gerade für Videoinhalte steckt hier enormes strategisches Potenzial. Wie
der Erfolg von TikTok und IGTV belegt, funktionieren hier insbesondere
kurze Inhalte, die von Anfang an im Hochformat produziert wurden. "Dieses
Nutzungsverhalten kann die große Chance für traditionelle Fernsehsender
sein", deutet Schneider diesen Trend. "Gerade jungen Zielgruppen fehlt
offensichtlich noch der Zugang zu den etablierten Mediatheken, wie unsere
Ergebnisse belegen. Die öffentlich-rechtlichen Sender können über das
Smartphone ihre lokale Stärke und das Vertrauen in ihre journalistische
Arbeit ausspielen."

Konkret könnten Sender lokale Kurznachrichten und exklusive Produktionen
für das Smartphone anbieten. "In erster Linie sollten die Fernsehsender
jetzt aktiv gestalten und die Nutzer durch innovative Produktionen und
regionale Bezüge im Hosentaschenformat begeistern. Das ist quasi "Heimat
to Go", so die Wirtschaftspsychologin.

Dass Streaming weiterhin ein zukunftsträchtiger Markt ist, unterstreichen
nicht zuletzt die zahlreichen neuen Dienste, die auf den Markt kommen. So
haben Apple, Disney oder HBO entweder schon neue Dienste gelauncht oder
aber angekündigt. Vor diesem Hintergrund ist es umso wichtiger, dass
europäische und gerade deutsche Sender langfristig konkurrenzfähige
Angebote machen.


Die Kurzstudie steht unter folgendem Link zum Download zur Verfügung:

https://bit.ly/31RNozL

Über die Hochschule Fresenius

Die Hochschule Fresenius mit ihren Standorten in Berlin, Düsseldorf,
Frankfurt am Main, Hamburg, Idstein, Köln, München und Wiesbaden sowie dem
Studienzentrum in New York gehört mit über 13.000 Studierenden zu den
größten und renommiertesten privaten Hochschulen in Deutschland. Sie
blickt auf eine mehr als 170-jährige Tradition zurück. 1848 gründete Carl
Remigius Fresenius in Wiesbaden das "Chemische Laboratorium Fresenius",
das sich von Beginn an sowohl der Laborpraxis als auch der Ausbildung
widmete. Seit 1971 ist die Hochschule staatlich anerkannt. Sie verfügt
über ein sehr breites, vielfältiges Fächerangebot und bietet in den
Fachbereichen Chemie & Biologie, Design, Gesundheit & Soziales, onlineplus
sowie Wirtschaft & Medien Bachelor- und Masterprogramme in Vollzeit sowie
berufsbegleitende und ausbildungsbegleitende (duale) Studiengänge an. Die
Hochschule Fresenius ist vom Wissenschaftsrat institutionell akkreditiert.
Bei der Erstakkreditierung 2010 wurden insbesondere ihr "breites und
innovatives Angebot an Bachelor- und Master-Studiengängen", "ihre
Internationalität" sowie ihr "überzeugend gestalteter Praxisbezug" vom
Wissenschaftsrat gewürdigt. Im April 2016 wurde sie vom Wissenschaftsrat
für weitere fünf Jahre reakkreditiert.

Weitere Informationen unter:

http://www.hs-fresenius.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution258

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hochschule Fresenius, 08.10.2019
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DOKUMENTATION/1681: WDR - "Unser Land in den 90ern". 1999, Countdown ins neue Jahrtausend, 11.10.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 2. Oktober
2019

"Unser Land in den 90ern"

Countdown ins neue Jahrtausend - 1999

Ein Film von Carolin Wagner

11.10.2019, 20.15 - 21.00 Uhr | WDR Fernsehen



Das Jahr 1999 brachte einen Film in die Kinos, der zum Kult wurde,
einen weltmeisterlichen Hammer-Wurf, Jagd auf niedliche Moorhühner -
und die Panik vor einem Jahrtausendfehler.

Die zweistellige Jahreszahl, die viele Computer in Industrie und
Verwaltung nutzen, sorgte für eine kleine Panik. Die Angst war: Folgt
nach der 99 die Doppelnull für das Jahr 2000, würde das vom Computer
als 1900 gedeutet werden. Rechnernetze sollten infolgedessen so
zusammenbrechen. Davon wären auch die Städte in NRW betroffen gewesen.

Doch noch liefen die PCs, und auf ihnen wurde vor allem eines:
gedaddelt! Die Jagd auf das Moorhuhn eroberte Büros im ganzen Land.
Die Erfinder des Spiels saßen in Wattenscheid. Aufgrund ihres
tierischen Erfolgs setzte eine Art Höhenrausch ein: Sie gingen an die
Börse und spielten dort das ganz große Spiel. Aber dann kam heraus:
die Bilanzen waren gefälscht. Das Moorhuhn hatte sich selbst
abgeschossen.


Kult-Alarm

Ein todsicheres Ding zu drehen, darum ging es auch in Unna. Die Stadt
im östlichen Ruhrgebiet wurde Schauplatz des Kino-Hits "Bang Boom
Bang" von Regisseur Peter Thorwarth.

Die Story: Trottelige Gelegenheitsgauner wollen ein todsicheres Ding
drehen. Das geht - natürlich - schief. Die Idee dazu hatte Thorwarth
durch die Geschichten aus dem Kleinkriminellenmilieu, die ihm sein
Vater erzählte. Der war Kriminalkommissar in Dortmund. "Bang Boom
Bang" war Thorwarths erster großer Kinofilm - und einer der
erfolgreichsten Filme des Jahres 1999.


Hammer-Alarm!

Dass es bei ihm auch der erste Wurf war, war Hammerwerfer Karsten Kobs
bis zum Abschluss des WM-Wettkampfs in Sevilla auch nicht so ganz
klar. Mit 80,24 Metern zeigte Kobs seinen Mitstreitern gleich zu
Anfang, was an diesem Tag möglich war. Es standen noch vier weitere
Wettkampfrunden an. Kobs verzog während der Zeit nicht einmal die
Miene.

Dabei erzählte er später, dass er in diesen Momenten eigentlich extrem
unsicher und nervös war. Dann das Endergebnis: Keiner konnte diese
Weite übertrumpfen. Und Kobs sprang vor Freude über den
Weltmeistertitel in den nächsten Wassergraben. Ein unvergessener
Moment auch für seine Familie daheim in Dortmund.

Den Film erzählt Cordula Stratmann, die als "Annemie Hülchrath" Ende
der 90er Jahre einem großen Fernsehpublikum bekannt wurde.

Redaktion: Thomas Kamp

Die einzelnen Folgen und Sendedaten im WDR Fernsehen im Überblick:

09.08.2019 - Wir sind Weltmeister - 1990 (Hugo Egon Balder)

16.08.2019 - Hollywood in NRW - 1991 (Michael Kessler)

23.08.2019 - Das Land bebt - 1992 (Reinhold Beckmann)

30.08.2019 - Am Limit - 1993 (Esther Schweins)

06.09.2019 - Auf dem Gipfel - 1994 (Thorsten Schorn)

13.09.2019 - Liebe und andere Katastrophen - 1995 (Christian
Wunderlich)

20.09.2019 - Zwischen Triumph und Trauer - 1996 (Manes
Meckenstock)

27.09.2019 - Griff nach den Sternen - 1997 (Sabine Heinrich)

04.10.2019 - Mit Nussecken zum ESC - 1998 (Mariele Millowitsch)

11.10.2019 - Countdown ins neue Jahrtausend - 1999 (Cordula Stratmann)


Die Themenseite zur Reihe "Unser Land in den 90ern" 

https://presse.wdr.de/plounge/wdr/programm/2019/08/20190809_uebersicht_unser_land_in_den_90ern.html

Nach Ausstrahlung jederzeit in der WDR-Mediathek

https://www1.wdr.de/mediathek/video/index.html

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 2. Oktober 2019

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MELDUNG/1968: Deutschlandfunk - Theater- und Performancefestival Ruhrtriennale 2019, 11.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Theater- und Performancefestival Ruhrtriennale 2019

Kann Kunst Zukunft gestalten?

Von Susanne Luerweg

Mikrokosmos - Die Kulturreportage

Freitag, 11. Oktober 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



Kann man Zukunft lernen? Die Theaterperformance "Training for the
future" versucht es zumindest. Interessierte sollen kollektiv
Strategien entwickeln, wie sich unsere Zukunft aktiv gestalten lässt,
anstatt sehenden Auges in die Katastrophe zu schlittern. An drei Tagen
machen sich Künstlerinnen und Künstler, Theatermacherinnen und
Theatermacher sowie alle, die Lust auf Aktivismus und Theater haben,
fit für die Zukunft. Es wird zusammen getanzt und diskutiert. Über
Patriarchat, Klimagerechtigkeit und gemeinschaftliche Führungssysteme.
Getreu dem Motto "Machen statt reden" wollen der Künstler Jonas Staal
und der Theatermacher Florian Malzacher zur aktiven Zukunftsgestaltung
animieren. Kann das was bewirken oder bleibt diese Aktion gerade im
Kontext eines Theaterfestivals bloße Hülle und Lippenbekenntnis?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MUSIK/3022: Deutschlandfunk Kultur - Viktor Ullmanns Kammeroper "Der Kaiser von Atlantis", 11.10.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Meisterwerk aus Theresienstadt

Viktor Ullmanns Kammeroper "Der Kaiser von Atlantis"

Von Albrecht Dümling

Musikfeuilleton

Freitag, 11. Oktober 2019, 22.03 - 23.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Im Ghetto Theresienstadt schuf Viktor Ullmann 1943/44 seine Oper "Der
Kaiser von Atlantis", die erst 1975 uraufgeführt wurde. Obwohl das
Werk seitdem oft gespielt wurde, sind immer noch viele Fragen offen,
diskutiert man über die Gestalt und Deutung der Oper. Im Gespräch mit
Experten will die Sendung einigen der Rätsel nachgehen. Kein Zweifel
herrscht aber darüber, dass der vor 75 Jahren in Auschwitz ermordete
Komponist mit dieser Kammeroper ein Meisterwerk geschaffen hat.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 1. Oktober 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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SPORTMEDIZIN/349: Icaros - Fliegendes Trainingsgerät (idw)


Deutsche Sporthochschule Köln - 07.10.2019

Icaros: Fliegendes Trainingsgerät

Die Deutsche Sporthochschule hat untersucht, ob ein Ganzkörper-Exergaming
in der virtuellen Realität zu Trainings- und Therapiezwecken geeignet ist.



Epidemiologische Studien zeigen bedeutende Zusammengänge zwischen
Sitzzeiten und der Prävalenz von chronischen Erkrankungen. Dies gilt auch
für Kinder und Jugendliche. Die fehlende Motivation ist eines der größten
Hindernisse für körperliche Aktivität. Die Lösung könnte Icaros sein: ein
Flugsimulator, der in Kombination mit Exergaming Unterhaltung verspricht
und zugleich fit hält.




[image: Foto: © DSHS (Overbeck)]

Ein Proband auf dem Flugsimulator Icaros

Foto: © DSHS (Overbeck)








[image: Foto: © DSHS (Overbeck)]

Eine VR-Brille und ein großer Bildschirm vermitteln das Gefühl, wirklich zu fliegen.

Foto: © DSHS (Overbeck)



Icaros ist ein Trainingsgerät, mit dessen Hilfe die klassische Übung des
Unterarmstützes (Plank) dynamischer gestaltet werden kann, da es beweglich
ist. Bewegungssensoren auf dem frei schwingenden Metallgestell erfassen
die Richtungsänderungen des Benutzers, der in Bauchlage waagerecht in dem
Gerät liegt - und übersetzen sie in eine virtuelle Realität (VR). Eine
VR-Brille und ein großer Bildschirm vermitteln das Gefühl, wirklich zu
fliegen. "Im Idealfall kann Icaros in der Prävention und in der
Rehabilitation eingesetzt werden, denn sowohl in der Prävention als auch
in der Therapie ist die Bewegungsqualität ein wesentlicher Bestandteil
eines wirksamen, der Gesundheit zuträglichen Krafttrainings", sagt
Studienleiter Dr. Boris Feodoroff, Wissenschaftler am Institut für
Bewegungstherapie und bewegungsorientierte Prävention und Rehabilitation.

Er und sein Team ließen 33 Männer (alle unter 30 Jahre, BMI unter 25,
zwischen 170 und 190 cm groß) je zweimal fünf Minuten fliegen, um
herauszufinden, welche Auswirkungen das VR-basierte Trainingssystem auf
deren Herz-Kreislauf-System hat und welches Potenzial für ein effektives
Kraftausdauertraining besteht. Weitere Augenmerke lagen auf
Cyberkrankheitssymptomen (Bewegungskrankheit), der wahrgenommenen
Anstrengung und dem Unterhaltungsfaktor der Probanden.

Die Probanden flogen über Bergketten und sollten dabei durch 63 Ringe
navigieren, was die Veränderung ihres Körperschwerpunktes voraussetzte.
Anschließend erklärten sie in Fragebögen ihre mentale, physische und
emotionale Belastung. Während der Simulation wurden Herzfrequenz,
Muskelaktivität und Gerätebewegung kontinuierlich erfasst. Acht Teilnehmer
mussten das Experiment wegen Anzeichen von Übelkeit oder Unbehagen, die
auf die Bewegungskrankheit hinwiesen, abbrechen.

Nach Auswertung der Ergebnisse der verbliebenen Probanden lässt sich
feststellen: Die Teilnehmer empfanden die Flüge als sehr angenehm, obwohl
sie sie als körperlich sehr anstrengend beschrieben. Die dorsale
Muskelkette (Nacken, Schulter, Rücken) wurde aktiviert - ein
Rumpfkrafttraining ist also möglich. Bei allen anderen untersuchten
Muskelgruppen lag die durchschnittliche Aktivität unter 30 Prozent, was
nur für eine Mobilisierung der Muskeln sorgt. Die Herzfrequenz blieb
innerhalb einer niedrigen aeroben Intensitätsstufe (höchstens 110 bpm).
Icaros scheint also im Vergleich zum konventionellen Training wenig bis
gar keinen kardiovaskulären Nutzen zu bieten. "Zukünftige
Ganzkörperkonzepte sollten sich auf die Steigerung der dynamischen
Muskelaktivierung konzentrieren", so ein Fazit des Wissenschaftlers
Feodoroff. Die wichtigste Erkenntnis aus dem Icaros-Experiment ist aber,
dass das neue Trainingssystem Anreize zu gesteigerter körperlicher
Aktivität schafft. Alle wollen fliegen. Und diese Sehnsucht könnte das
Vehikel sein, das Menschen in Bewegung bringt. Feodoroff: "Das Motivieren
der Öffentlichkeit zu körperlicher Aktivität ist wahrscheinlich eine der
wichtigsten und schwierigsten Aufgaben des Gesundheitssektors. Die
Gamifizierung von körperlicher Bewegung kann nicht nur zur Motivation von
körperlicher Aktivität beitragen, sondern auch den sozialen Kontakt und
die Interaktion fördern."


Originalpublikation:

https://games.jmir.org/2019/3/e12324/

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dshs-koeln.de/pressemeldungen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution532

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Sporthochschule Köln - 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ETHIK/1299: USA - Forscher züchten aus humanen embryonalen Stammzellen embryonenähnliche Organismen (ALfA LebensForum)


ALfA LebensForum Nr. 131 - 3. Quartal 2019

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Bioethik Splitter

Forscher züchten Embryoide aus humanen embryonalen Stammzellen



München/New York (ALfA). Wissenschaftler der Rockefeller
University in New York um den Entwicklungsbiologen Ali Brivanlou haben
im Labor aus humanen embryonalen Stammzellen embryonenähnliche
Organismen gezüchtet. Das berichtet die "Süddeutsche Zeitung" (SZ)
unter Berufung auf eine Publikation der Forscher in der
Fachzeitschrift "Nature Cell Biology". Dem Bericht zufolge gaben die
Forscher das Protein BMP4 zu den humanen embryonalen Stammzellen
hinzu. Daraufhin hätten sich die Stammzellen zu einer Zellkugel
entwickelt, die einem zehn Tage alte menschlichen Embryo ähnele, und
von den Wissenschaftlern als Embryoid bezeichnet wird. Wie die SZ
schreibt, wolle Brivanlou Embryoide nutzen, um die frühe
Entwicklungsphase von Embryonen zu erforschen. "Ich habe das Gefühl,
auf eines der größten Geheimnisse unserer Existenz zu blicken", wird
Brivanlou zitiert. Wie die SZ weiter schreibt, besäßen Embryoide nach
Ansicht von Brivanlou nicht denselben moralischen Status wie
menschliche Embryonen, die aus Ei- und Samenzellen erschaffen worden
seien. Auch könnten aus diesen Konstrukten keine Babys erwachsen.

 * 

Quelle:

LEBENSFORUM Ausgabe Nr. 131, 3. Quartal 2019, S. 9

Zeitschrift der Aktion Lebensrecht für Alle e.V. (ALfA)

Herausgeber: Aktion Lebensrecht für Alle e.V.

Bundesvorsitzende Alexandra Maria Linder M.A. (V.i.S.d.P.)

Verlag: Ottmarsgäßchen 8, 86152 Augsburg

Tel: 0821/51 20 31, Fax: 0821/15 64 07

E-Mail: info@alfa-ev.de

Internet: www.alfa-ev.de
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POLITIK/1978: Krankheit als Geschäft (4) - Was die Gesundheitsapostel verschweigen (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 37 vom 13. September 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Krankheit als Geschäft

Teil IV: Was die Gesundheitsapostel verschweigen

von Richard Corell und Stephan Müller



Um eine Vorstellung der Dimension zu bekommen: Die Gesamtausgaben der
Gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) 2016 betrugen 222,73 Mrd. Euro
(davon rund 11 Mrd. Euro für die Verwaltung, das entspricht 4,9
Prozent). Zum Vergleich: Die Gesamtausgaben für die privaten
Krankenversicherungen beliefen sich auf 48,7 Mrd. Euro (die Kosten für
die Verwaltung lagen hier bei 3,2 Mrd. Euro, das entspricht 6,5%).
Insgesamt werden die Kosten für das Gesundheitswesen in der BRD mit
338,2 Milliarden Euro (2015) beziffert. Das entspricht in etwa den
Gesamtausgaben des Bundes im Jahr 2018 (336,7 Mrd. Euro).

Festzuhalten ist dabei, dass dies kein Geschenk der herrschenden
Klasse an die Werktätigen ist. Die Beiträge zur Sozialversicherung
sind als Zwangsabgaben vorenthaltener Lohn, inklusive des
"Arbeitgeber"beitrags, der ohnehin über die Preise auf die
Gesellschaft abgewälzt wird. Was aus dem Steuertopf bezahlt wird, wird
überwiegend von den Werktätigen selbst aufgebracht. Allein mit der
Lohn- und Mehrwertsteuer bestreiten sie rund 62 Prozent des gesamten
Steueraufkommens der BRD (2018).

Die Patienten, die nach der Anmeldung einzeln dem Arzt
gegenübertreten, werden häufig für ihre Krankheit verantwortlich
gemacht. Das wird heute allerdings nur noch von reaktionären Ärzten
vertreten, die hinter jedem Patienten den Simulanten sehen. Allein die
hohe Bedeutung der vier "Klassiker" bei Menschen weist auf das
Gefährdungspotenzial der gesellschaftlichen Verhältnisse, auf
Ausbeutung, Existenzangst, Armut und Umweltbelastung.

Vier Krankheitsklassen beanspruchen mehr als die Hälfte der Kosten:
Herz-Kreislauf-Erkrankungen (13,7 Prozent), psychische und
Verhaltensstörungen (13,1 Prozent), Krankheiten des Verdauungssystems
(12,3%, darin auch zahnärztliche Leistungen) und
Muskel-Skelett-Erkrankungen (10,1 Prozent).

Besonders ins Gewicht fallen chronische Krankheiten. Der
Sachverständigenrat zur Begutachtung der Entwicklung im
Gesundheitswesen hat in einem Gutachten von 2001 (seitdem gibt es
keine umfassende Studie hierzu, was ein bezeichnendes Bild auf den
Forschungsdrang wirft) für die USA (!) festgehalten: Die Aufwendungen
für die Versorgung chronisch Kranker betrugen 1995 drei Viertel der
gesamten Gesundheitsausgaben. So entfielen auf chronisch Kranke:

80 Prozent der Krankenhaustage, 69 Prozent der Krankenhausfälle, 66
Prozent der ambulanten Arztkontakte, 83 Prozent der
Arzneimittelverschreibungen, 96 Prozent der Hauspflegebesuche.

Entsprechende Analysen für die Gesamtkosten liegen für Deutschland
aktuell nicht vor. Die vom Zentralinstitut für die Kassenärztliche
Versorgung in der Bundesrepublik Deutschland ausgewerteten
Abrechnungsdaten zeigen zum Beispiel für die Praxen hausärztlicher
Internisten, dass in Deutschland ein relativ kleiner Anteil (27
Prozent) von chronisch Kranken ('Dauerpatienten') 55 Prozent der
Jahresbehandlungskosten verursacht. Auch die Ergebnisse des GEK
(Gesetzliche Ersatzkassen)-Arzneimittel-Reports deuten darauf hin,
dass sehr wenige Patienten besonders viele medizinische Leistungen
'verbrauchen'. So entfielen 50 Prozent der Ausgaben für Arzneimittel
auf 4 Prozent der Versicherten.

Der hohe Anteil chronischer Erkrankungen an den Gesundheitskosten
zeigt, in welchem Ausmaß die gesellschaftlichen und
Arbeitsverhältnisse für die Erkrankungen verantwortlich sind. Viele
zum Teil aggressiv vorgetragene Vorschläge richten sich an den
einzelnen Patienten: Er solle doch gefälligst mehr Sport machen,
weniger und gesünder essen und von Alkohol, Tabak, Zucker und Fleisch
ablassen. Wenn es um die Belastungen durch Umweltvergiftung oder durch
die Arbeitsbedingungen als Risikofaktoren und Krankheitsursachen geht,
werden die Gesundheitsapostel ganz leise.

Fortschrittliche Arbeitsmediziner gehören in Deutschland zu einer
aussterbenden Spezies, Verfahren zur Anerkennung als Berufskrankheit
schleppen sich über Jahre hin genauso wie bei Umweltgiften. Hier sei
nur beispielhaft an das Verfahren wegen der Holzschutzmittel Xylamon
und andere erinnert, das mit einer lächerlichen Geldbuße ohne
Entschädigung der Betroffenen zu Ende ging. In den USA wurden
seinerzeit immerhin die Zigarettenkonzerne empfindlich bestraft. Man
wird sehen, wie die Sache dort mit Bayer/Monsanto ausgeht und den
anhängigen Verfahren um das Pestizid Glyphosat.

Zwischen Arm und Reich bestehen gravierende Unterschiede in der
Lebenserwartung: Der Unterschied zwischen der niedrigsten und höchsten
Einkommensgruppe beträgt bei Frauen 13,3 und bei Männern 14,3 Jahre,
stellt der Gesundheitsbericht von 2015 fest. Immerhin wird eingeräumt:
"Der Studie zufolge lassen sich diese Unterschiede zumindest teilweise
zurückführen auf eine erhöhte psychische und physische Belastung im
Lebenslauf, insbesondere im Erwerbsleben, sowie auf geringere
materielle, kulturelle und soziale Ressourcen in der unteren
Einkommensgruppe." Und: In der DDR lag die Lebenserwartung bei Männern
um über 3 Jahre, bei Frauen um 2,3 Jahre höher als in der BRD.

 * 
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POLITIK/1977: Bundesgesundheitsminister Spahn sagt weitere finanzielle Unterstützung für den WHO-Notfallfonds zu (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 3. Oktober 2019

Bundesgesundheitsminister Spahn sagt weitere finanzielle Unterstützung für den WHO-Notfallfonds zu



Deutschland unterstützt den Kampf der Weltgesundheitsorganisation
(WHO) gegen Ebola mit weiteren 3 Millionen Euro. Das erklärte
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn bei einem Treffen mit
WHO-Vertretern in Goma (Kongo). Damit wird der Notfallfonds der WHO
(Contingency Fund for Emergencies, CFE) aufgestockt, der 2015
angesichts der ersten großen Ebola-Krise eingerichtet worden war. Die
Bundesregierung ist mit 33,6 Mio. Euro seit Gründung des Fonds größter
Beitragszahler weltweit. Allein 2018 und 2019 haben das
Bundesgesundheitsministerium und das Auswärtige Amt bislang insgesamt
20,3 Mio. Euro zur Verfügung gestellt (BMG: 15,8 Mio. Euro, AA: 4,5
Mio. Euro).

Dazu Bundesgesundheitsminister Jens Spahn:

"Die Weltgemeinschaft hat aus dem ersten Ebola-Ausbruch gelernt.
Damals wurde ein flexibler Notfallfonds gegründet. So hat die WHO die
finanziellen Mittel, um schnell auf Epidemien zu reagieren. Das ist
auch in unserem ureigensten deutschen Interesse. Denn Seuchen wie
Ebola kennen keine Grenzen. Dieser Verantwortung stellt sich
Deutschland, daher geben wir aus unserem Etat weitere 3 Millionen Euro
an die WHO."

Zuvor hatte Spahn zusammen mit der ruandischen Gesundheitsministerin
Diane Gashumba in Kigali (Ruanda) eine Absichtserklärung
unterschrieben, bei der Bekämpfung hochpathogener Erkrankungen
verstärkt zusammenzuarbeiten. Konkret sollen in den nächsten Monaten
durch Mitarbeiter des Robert Koch-Instituts insgesamt 600
Gesundheitsfachkräfte für die Ausbildung von Helfern in Krisengebieten
geschult werden (Train-the-Trainer-Ansatz). Außerdem finanziert und
organisiert Deutschland den Aus- und Aufbau von Isolierstationen in
fünf Distriktkrankenhäusern in Ebola-Hochrisikogebieten. Das
Gesamtvolumen der Maßnahmen liegt bei circa 650.000 Euro.

"Unsere Experten aus dem Robert Koch-Institut leisten einen wichtigen
Beitrag zur Bekämpfung von Ebola. Sie schulen vor Ort Ausbilder für
den Kriseneinsatz. Und sie helfen beim Aufbau der notwendigen
Infrastruktur. Der Kampf gegen Ebola erfordert Fachwissen und
Erfahrung. Damit kann Deutschland dienen", sagte
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn.

Die Unterstützungsmission in Ruanda ist Teil des Programms für
globalen Gesundheitsschutz (Global Health Protection Programme - GHPP)
des Bundesgesundheitsministeriums. Seit 2016 unterstützt das
Ministerium mit dem GHPP überwiegend Länder in Afrika beim Aufbau von
Kapazitäten zur Epidemieprävention und bei der Ausbruchsbekämpfung vor
Ort. Das Programm wird durch das Robert Koch-Institut,
Paul-Ehrlich-Institut, Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin,
Bundesinstitut für Arzneimittel und Medizinprodukte,
Friedrich-Loeffler-Institut und das Forschungszentrum Borstel
(Leibniz-Lungenzentrum) getragen. Das Volumen des Programms beträgt in
2019 rund 9,5 Mio. Euro.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 4. Oktober 2019

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00

E-Mail: Pressestelle@bmg.bund.de

Internet: www.bmg.bund.de
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POLITIK/1976: Bundesgesundheitsminister Spahn sagt finanzielle Unterstützung für das Ebola-Frühwarnsystem zu (BMG)


Bundesministerium für Gesundheit - 3. Oktober 2019

Bundesgesundheitsminister Spahn sagt finanzielle Unterstützung für das Ebola-Frühwarnsystem zu



Deutschland unterstützt die Geberkonferenz der Afrikanischen Union zu
Ebola mit 1 Million Euro. Das erklärte Bundesgesundheitsminister Jens
Spahn nach einem Treffen mit der Kommissarin der Afrikanischen Union
für Migration und Gesundheit Amira El Fadil in Addis Abeba. Das Geld
soll in den weiteren Aufbau der Centers for Disease Control and
Prevention (CDC) fließen.

Bundesgesundheitsminister Jens Spahn: "Die Centers for Disease Control
sind das Frühwarnsystem für Ebola. Sie sind unverzichtbar, um solche
Epidemien im Keim zu ersticken. Nur wenn wir einen Ebola-Ausbruch früh
erkennen, können wir ihn effektiv bekämpfen. Das hilft den Menschen
vor Ort und schützt auch uns vor Verbreitung in andere Länder.
Deswegen unterstützt Deutschland hier die Afrikanische Union mit einer
Million Euro aus unserem Etat."

Die CDC der Afrikanischen Union überwachen das Infektionsgeschehen auf
dem afrikanischen Kontinent. Beim Verdacht eines Ausbruchs einer
Epidemie gehen ihre Mitarbeiter zeitnah ins Krisengebiet, nehmen
Proben und analysieren die Lage.

Das Africa CDC arbeitet eng mit dem WHO Regionalbüro für Afrika
zusammen. Derzeit bestehen keine Kooperationen mit Deutschland. Beim
aktuellen Ebola-Ausbruch in der DR Kongo hat das Africa CDC u.a. mehr
als 40 multidisziplinäre Experten für Public Health eingesetzt, mehr
als 800 lokales Gesundheitspersonal und Freiwillige geschult. Zudem
hat es persönliche Schutzausrüstung und Labordiagnostika für
Gesundheitseinrichtungen bereitgestellt sowie sechs Labore vor Ort
eingerichtet, die vollständig von Mitarbeitenden des Africa CDC
unterstützt und betrieben werden.

 * 

Quelle:

Bundesministerium für Gesundheit, Pressestelle

Pressemitteilung 3. Oktober 2019

Hausanschrift: Friedrichstraße 108, 10117 Berlin

Postanschrift: 11055 Berlin

Telefon: 030/18 441-0, Fax: 030/18 441-49 00

E-Mail: Pressestelle@bmg.bund.de

Internet: www.bmg.bund.de
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DIABETES/2080: Wenn Kinder mit Diabetes erwachsen werden - Transitionsprogramme sichern Kontinuität der Behandlung (idw)


Deutsche Diabetes Gesellschaft - 07.10.2019

Wenn Kinder mit Diabetes erwachsen werden: Transitionsprogramme sichern
Kontinuität der Behandlung



Die Pubertät ist in vielerlei Hinsicht eine besondere Lebensphase. Für
Jugendliche mit chronischen Krankheiten ist der Übergang vom Kind zum
Erwachsenen unter Umständen mit großen Herausforderungen verbunden. Denn
zusätzlich zu körperlichen und psychischen Veränderungen steht in dieser
Lebensphase auch ein Wechsel der ärztlichen Betreuung an. Welche Hürden
mit dem Übergang von der Jugend- in die Erwachsenenmedizin verbunden sind
und wie die so genannte Transition trotzdem gelingen kann, diskutieren
Experten auf einer Pressekonferenz, die im Vorfeld der 13. Diabetes
Herbsttagung der Deutschen Diabetes Gesellschaft (DDG) am 5. November 2019
in Berlin stattfindet.

Wichtiges Ziel der Diabetes-Behandlung ist immer eine gute
Stoffwechseleinstellung - denn so lassen sich diabetische Folgeschäden
minimieren. "Gerade in den Jahren der Adoleszenz lässt die
Blutzuckerkontrolle jedoch oft zu wünschen übrig", sagt Dr. med. Silvia
Müther, Leiterin des Diabeteszentrums für Kinder und Jugendliche an den
DRK Kliniken Berlin. Sowohl der Blutzuckerspiegel, als auch der
HbA1c-Wert, der ein Maß für die Stoffwechsellage der vergangenen sechs bis acht
Wochen darstellt, seien oft deutlich erhöht.

Dafür gibt es zum einen hormonelle Gründe: Sowohl das Wachstumshormon als
auch Stresshormone wie Adrenalin oder Cortisol wirken auf den
Blutzuckerspiegel. Zum anderen spielen aber auch alterstypische
Verhaltensweisen eine Rolle, denn die Jugendlichen koppeln sich im Alltag
zunehmend vom Rhythmus und der Tagesstruktur der Eltern ab. "Variierende
Essenszeiten aber können für Menschen mit Diabetes ebenso zum Problem
werden wie eine erlebnisorientierte Freizeitgestaltung mit spontanen
körperlichen Aktivitäten", sagt Müther. Zudem werde die Therapieumsetzung
oft nicht mehr mit derselben Sorgfalt vorgenommen wie es noch unter Regie
der Eltern der Fall war.

Vor diesem Hintergrund gestaltet sich der Wechsel von der pädiatrischen
Betreuung in die Erwachsenenmedizin oft schwierig. "Anders als in der
Pädiatrie wird in der Erwachsenenmedizin ein eigenverantwortlicher Umgang
mit der Erkrankung vorausgesetzt, und auch die Transition selbst liegt
bisher ganz in der Verantwortung der Patienten", sagt Dr. med. Nikolaus
Scheper, Tagungspräsident der Herbsttagung und 1. Vorsitzender des
Bundesverbands Niedergelassener Diabetologen. Das sei eine Überforderung;
viele junge Leute verlören in dieser Zeit vorübergehend den Kontakt zur
diabetologischen Spezialbetreuung - mit dem Risiko für Folgeschäden und
Komplikationen. "Die DDG fordert daher seit längerem die Einrichtung
spezieller Programme, die eine lückenlose Transition unterstützen."

Das bislang einzige Programm dieser Art, das auch von den meisten
Krankenkassen finanziert wird, ist das Berliner TransitionsProgramm. Hier
kümmern sich Fallmanager um die jungen Patienten und begleiten sie durch
die Transition. Der übernehmende Erwachsenendiabetologe erhält eine
strukturierte Zusammenfassung der bisherigen Krankengeschichte. Wenn
darüber hinaus noch Abstimmungsbedarf besteht, kann auch eine gemeinsame
Sprechstunde mit dem Jugend- und dem Erwachsenendiabetologen stattfinden.

"Das Programm wird inzwischen bundesweit angeboten, Transitionsstellen mit
eigenen Fallmanagement bestehen neben Berlin mittlerweile auch in
Darmstadt, Augsburg und Aachen", sagt Silvia Müther, die auch als
Vorstandsvorsitzende des Berliner TransitionsProgramm e.V. fungiert.
Außerdem stehe es nicht nur jungen Diabetes-Patienten offen, sondern auch
Jugendlichen mit anderen chronischen Erkrankungen - denn auch für sie
stelle die Transition eine hohe und manchmal gefährliche Hürde dar.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1246

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Diabetes Gesellschaft - 07.10.2019

WWW: http://idw-online.de
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GENETIK/148: Genetische Ursachen für Gicht entschlüsselt (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 07.10.2019

Genetische Ursachen für Gicht entschlüsselt

Ein internationales Forscherteam unter Leitung des Universitätsklinikums
Freiburg hat viele neue Gene entdeckt, die die Veranlagung für Gicht und
andere Stoffwechselkrankheiten beeinflussen / Untersuchung an über 457.000
Freiwilligen



Gicht ist die häufigste Form der entzündlichen Arthritis, bei der eine
erhöhte Harnsäurekonzentration im Blut zur schmerzhaften Ablagerung von
Harnsäurekristallen führen kann. Wie stark der Einfluss erblicher Faktoren
auf das Gicht-Risiko ist und weshalb die Harnsäurekonzentration zusätzlich
mit anderen Stoffwechselstörungen einhergeht, konnten nun Forscherinnen
und Forscher des Universitätsklinikums Freiburg gemeinsam mit
internationalen Kollegen aus 195 wissenschaftlichen Einrichtungen im
Rahmen des CKDGen Consortiums zeigen. Anhand der Daten von weltweit mehr
als 457.000 Studienteilnehmerinnen und -teilnehmern identifizierten sie
183 Genorte, die Einfluss auf den Harnsäurespiegel haben. Bei 147 dieser
Genorte wurde ein solcher Zusammenhang jetzt erstmals nachgewiesen. Die
Ergebnisse der Studie wurden am 2. Oktober 2019 im Fachmagazin Nature
Genetics publiziert.

Der Nachweis, dass und wie das Auftreten bestimmter Gen-Varianten im
Zusammenhang mit einer Erkrankung steht, ist wissenschaftlich hochkomplex.
"Dank der enormen Größe unserer Studie konnten wir zahlreiche
Genveränderungen identifizieren, die die Harnsäurewerte im Blut und das
Risiko für Gicht beeinflussen", sagt Studienleiterin Prof. Dr. Anna
Köttgen, Direktorin des Instituts für Genetische Epidemiologie am
Universitätsklinikum Freiburg. "Die Häufigkeit von Gicht ist in der
Personengruppe mit starker erblicher Veranlagung 100-fach höher als bei
Personen mit einer sehr niedrigen erblichen Veranlagung."

Datenanalysen und Laborstudien liefern Hinweis auf andere Stoffwechselkrankheiten

Zudem identifizierten die Wissenschaftler Genvarianten, die Auswirkungen
auf die Regulationsmechanismen des Harnsäure-Gleichgewichts haben und den
schon lange beobachteten Zusammenhang mit anderen Stoffwechselerkrankungen
wie erhöhten Blutfettwerten erklären könnten. "Diese neuartigen
Zusammenhänge haben wir mittels der Verknüpfung verschiedener großer
genetischer und klinischer Datensätze zunächst vor allem am Computer
ermittelt. Besonders freut mich deshalb, dass wir unsere Vermutungen im
Anschluss für ausgewählte Beispiele im Labor bestätigen konnten", sagt
Ko-Erstautor Dr. Matthias Wuttke, Arzt und Wissenschaftler am Institut für
Genetische Epidemiologie des Universitätsklinikums Freiburg.

"Dank unserer Analysen verfügen wir nun für den Harnstoffwechsel über
einen wahren Atlas an relevanten Genveränderungen, Genen, Geweben und
Mechanismen. Wir sind zuversichtlich, dass unsere Ergebnisse als
Ansatzpunkte für Folgestudien langfristig die Entwicklung von Therapien
für Gicht verbessern und bedanken uns bei allen Studienteilnehmern sehr
herzlich für ihre freiwillige Teilnahme", sagt Ko-Erstautor Dr. Yong Li
vom Institut für Genetische Epidemiologie.


Originalpublikation:

Original-Titel der Studie: 

Target genes, variants, tissues and
transcriptional pathways influencing human serum urate levels

DOI: 10.1038/s41588-019-0504-x

Link zur Studie: https://www.nature.com/articles/s41588-019-0504-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.uniklinik-freiburg.de/genetische-epidemiologie.html 

(Institut für Genetische Epidemiologie, Universitätsklinikum Freiburg)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1401

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Freiburg - 07.10.2019
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STUDIE/652: Wie Internet-Stars mit Jugendlichen zu Ernährung und Bewegung kommunizieren (idw)


Universität Witten/Herdecke - 07.10.2019

Wie Internet-Stars mit Jugendlichen zu Ernährung und Bewegung kommunizieren

Studie der Uni Witten/Herdecke räumt auf mit dem Märchen von Freundschaft,
Schönheit und Glück



Forscherinnen der Universität Witten/Herdecke haben untersucht, wie
Influencer zu gesundheitsrelevanten Themen kommunizieren und Jugendliche
in ihrem Verhalten beeinflussen. Ergebnisse der Studie wurden jetzt
international im Springer Fachmagazin BMC Public Health veröffentlicht
(DOI: 10.1186/s12889-019-7387-8; zum Download unter

https://rdcu.be/bNlDx).

Die Wittener Forscherinnen haben 1.000 Bilder von Deutschlands Top-50
Fitness-Influencern untersucht und teilweise Kommunikationsstränge mit bis
zu 2.000 Kommentaren analysiert. Die Ergebnisse sind eindeutig:
Fitness-Influencer vermitteln Ernährung und Bewegung als Stellschrauben für die
Perfektionierung des eigenen Körpers. Auf mehr als der Hälfte der Bilder
ist ein muskulöser nackter Bauch zu erkennen. Sichtbare Muskulatur und ein
geringer Anteil an Körperfett sind Ideale des aktuellen Körperkults, der
Schönheit nur durch aktive Formung des eigenen Äußeren erlaubt. Durch
Kontrolle erschaffene, gestaltete Körper folgen einem unrealistischen
Schönheitsideal. Sie werden aber als Signale für Gesundheit und
Selbstbestimmung umkodiert und als Indikator für Kontrolle, Leistung und
Macht angesehen.

"Jugendliche kommunizieren mit Influencern über das Internet wie mit
besten Freundinnen, sie klagen über ihre Figur, kommentieren umfangreich
das Aussehen, die Kleidung, das Essen ihrer Idole, und sie suchen Rat, wie
auch sie so perfekt werden können", erklärt Katharina Pilgrim, die zu
dieser Thematik ihre Doktorarbeit verfasst hat. "Dass die dargestellten
Fotos aufwändig in Szene gesetzt und umfangreich bearbeitet sind, ist
ihnen oft nicht bewusst." Prof. Dr. Sabine Bohnet-Joschko, Betreuerin der
Arbeit, ergänzt: "Jugendliche bewegen sich täglich mehrere Stunden in
sozialen Netzwerken, dort informieren sie sich auch über
gesundheitsrelevante Themen wie Ernährung und Bewegung. Wir müssen diese
Art der Kommunikation und ihre Hintergründe verstehen, wenn wir
gesundheitsfördernde Maßnahmen planen, sonst zielen wir an der Lebenswelt
der Jugendlichen vorbei. Das war der Ausgangspunkt unserer Studie."

Selbstoptimierung als Schlüssel zum Glück

Es geht natürlich auch um Geld. Influencer verdienen über den Verkauf der
Produkte, die sie auf ihren Bildern präsentieren. "Nicht ständig, aber
doch regelmäßig geht es auch um die Vermarktung von Produkten wie
Sportbekleidung und Nahrungsergänzungsmittel," erläutert Katharina
Pilgrim. Jugendliche gewinnen den Eindruck, dass die von ihren Idolen
genutzten Produkte einen etwas einfacheren Weg zum angestrebten Äußeren
bieten. Insgesamt wurde auf zwei von drei Bildern ein Hersteller, ein
Produkt, eine Marke oder ein Unternehmen eingebunden, wobei nur die Hälfte
als Werbung gekennzeichnet war. Die Vermarktung und damit einhergehende
Einnahmen stehen somit speziell bei Fitness-Influencern eindeutig im Fokus
des Interesses. "Konsum, Schönheit und Glück werden so in einen direkten
Zusammenhang gestellt", sagt Prof. Dr. Sabine Bohnet-Joschko. Im Ergebnis
stellten die Forscherinnen fest, dass auf fast der Hälfte der Bilder
Nahrungsergänzungsmittel in Pulver oder Pillenform abgebildet waren.

Zum Hintergrund:

Die anhaltend große Zahl von Minderjährigen mit Essstörungen von
Magersucht bis Übergewicht gibt in Deutschland Anlass zu Besorgnis: 20
Prozent sind unzufrieden mit Figur und Gewicht oder leiden an
Heißhungeranfällen, jede sechste Person zwischen 14 und 17 leidet an
Übergewicht. Familien, Schulen und Krankenkassen versuchen, Einfluss zu
nehmen und diese gefährliche Entwicklung zu bremsen, doch dies ist in
Zeiten des Internet nicht leichter geworden: Aktuelle Untersuchungen
zeigen, dass 12- bis 17-Jährige täglich bis zu drei Stunden in sozialen
Netzwerken verbringen. Über ein Drittel der Jugendlichen steuert dabei
gezielt die Seiten sogenannter Influencer - Personen, die in sozialen
Netzwerken besonders einflussreich sind und deshalb bevorzugt als
Webebotschafter eingesetzt werden - an. Speziell wird das Gefühl
geschätzt, persönlich angesprochen zu werden und eine überzeugende
Erklärung von Vor- und Nachteilen zu erhalten.

Soziale Medien als eigene Lebenswelt

"Die Fitness-Influencer prägen Jugendliche heute maßgeblich in ihren
gesundheitsrelevanten Verhaltensweisen. Dabei betreiben diese keine
Gesundheitsförderung, sondern wollen Geld verdienen. Es besteht also ein
deutlicher Bedarf, Jugendliche in ihrer psychischen und physischen
Entwicklung zu schützen und zu begleiten", betont Katharina Pilgrim.

"Aktuell sehen wir großes Interesse in der Medienwelt, wenn Influencer
wegen Schleichwerbung abgemahnt werden. Aber viel wichtiger ist es,
Lehrende, Erziehungsberechtigte sowie Entscheiderinnen und Entscheider zu
befähigen, Minderjährige angemessen aufzuklären, zu beraten und zu
schützen. Dazu gehört auch das Umdenken, die sozialen Medien als eigene
Lebenswelt wahrzunehmen. Sie also nicht pauschal zu verdammen, sondern sie
zu nutzen, um mit wirklicher Gesundheitsförderung die Jugendlichen zu
erreichen", legt Bohnet-Joschko nach.


Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Originalpublikation:

DOI: 10.1186/s12889-019-7387-8; https://rdcu.be/bNlDx

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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COMPUTER/604: Neue Einblicke in die Funktion von Glutamat-Transportern (idw)


Forschungszentrum Jülich - 07.10.2019

Supercomputer liefert neue Einblicke in die Funktion von Glutamat-Transportern



Jülicher Forscher haben mithilfe von Simulationen auf dem Supercomputer
JURECA einen Kopplungsmechanismus entschlüsselt, der Glutamat-Transporter
im Gehirn von Säugetieren antreibt. Diese Proteine, die sogenannten
Excitatory Amino Acid Transporters, kurz EAATs, entfernen den Botenstoff
Glutamat aus dem synaptischen Spalt zwischen zwei Nerven. Der Beitrag
wurde für das Cover der aktuellen Ausgabe des renommierten Fachmagazins
"The EMBO journal" ausgewählt.




[image: Abbildung: © Kortzak et al., DOI: 10.15252/embj.2019101468 (Open Access)]

Glutamat-Transporter EAAT1 mit Andockstellen für K+-Ionen (K1-K4)

Abbildung: © Kortzak et al., DOI: 10.15252/embj.2019101468 (Open Access)



Glutamat ist der am häufigsten vorkommende Neurotransmitter im zentralen
Nervensystem. Er sorgt dafür, dass Signale von einer Nervenzelle zur
anderen übertragen werden. Zu hohe Glutamat-Konzentrationen sind
allerdings schädlich und können zum Absterben der Nervenzellen führen.
Deswegen ist der Abtransport durch spezialisierte Moleküle in der
Zellmembran, nämlich durch EAAT Glutamat-Transporter, wichtig.

Die EAATs sind sekundär-aktive Transporter, die das Konzentrationsgefälle
anderer Teilchen nutzen, um die Glutamataufnahme anzutreiben. Die
Transporter binden dazu den Neurotransmitter Glutamat an der Außenseite
der Zelle zusammen mit drei Natriumionen, und verfrachten alles zusammen
in das Zellinnere. Das natürliche Gefälle der Natrium-Konzentration, die
außerhalb der Zelle deutlich höher ist als im Inneren, wirkt so als
treibende Kraft, um Glutamat in die Zelle zu befördern.

Bislang war nicht verstanden, wie sich das Transporter-Molekül danach
wieder zurückbewegt, um weitere Glutamat-Moleküle aufzunehmen. Die
Jülicher Forscher haben diese Frage mit Computersimulationen und
Experimenten nun beantwortet. Sie konnten zeigen, wie Kalium-Ionen an den
Transporter binden und den Glutamat-Transport aufgrund des vorherrschenden
Konzentrationsgefälles beschleunigen.

Der Effekt der Kaliumkopplung zeigt sich unter anderem im Vergleich mit
verwandten bakteriellen Formen des Proteins, bei denen der Transport nicht
von Kalium abhängig ist. Dieser Unterschied, der im Laufe der Evolution
als Ergebnis einer umfassenden Optimierung entstanden ist, war ein
wichtiges Hilfsmittel, um den Mechanismus zu verstehen. Die Erkenntnisse
könnten hilfreich sein, um neue Behandlungsverfahren für ischämische
Hirnerkrankungen wie dem Schlaganfall zu entwickeln, bei denen erhöhte
Glutamat-Konzentrationen auftreten können.


Originalpublikation:

Allosteric gate modulation confers K+ coupling in glutamate transporters
Daniel Kortzak, Claudia Alleva, Ingo Weyand, David Ewers, Meike I
Zimmermann, Arne Franzen, Jan-Philipp Machtens, Christoph Fahlke
EMBO J (2019)

DOI: 10.15252/embj.2019101468 (Open Access)

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fz-juelich.de/SharedDocs/Pressemitteilungen/UK/DE/2019/fachmeldungen/2019-10-07-eaat.html 

(Meldung des Forschungszentrums Jülich)

https://doi.org/10.15252/embj.2019101468 

(Link zur Originalpublikation (Open Acess))


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution50
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TAGUNG/1085: Witten - Schlafkrankheit. Infotag für Betroffene, Angehörige und Interessierte am 26.10.2019


Universität Witten/Herdecke - 07.10.2019

3. Narkolepsie-Tag in Witten

Experten informieren am 26. Oktober Betroffene, Angehörige und
Interessierte über neue Erkenntnisse aus der Forschung und der Behandlung
der Schlafkrankheit



Narkolepsie, im Volksmund manchmal noch "Schlafkrankheit" oder
"Schlummersucht" genannt, ist eine seltene, lebenslang andauernde
Erkrankung, die zu einer Störung des Schlaf-Wach-Regulation führt. Am 26.
Oktober (10 bis 16 Uhr) informieren Experten beim 3. Narkolepsie-Tag
Betroffene, Angehörige und Interessierte über neue Erkenntnisse aus der
Forschung und der Behandlung der Krankheit. Für die jüngeren Teilnehmer
finden parallel kindgerechte Vorträge statt. In Gesprächsrunden finden die
Besucher zudem Zeit, sich persönlich auszutauschen. Tagungsort ist die
Universität Witten, Hauptgebäude.

Die Veranstaltung findet als Teil des Programmes "POWER: Program to
increase awareness, education and networking for people with narcolepsy"
der klinischen Schlaf- und Neuroimmunologie der Universität
Witten/Herdecke unter Leitung von Priv.-Doz. Dr. Ulf Kallweit statt. Das
"European Narcolepsy Network" und die "European Sleep Foundation" sind
Schirmherren der Veranstaltung. Ziel der Veranstaltung ist es, Betroffene,
Angehörige und Interessierte über neue Erkenntnisse aus der Forschung und
der Behandlung der Narkolepsie zu informieren. Neben Experten-Vorträgen
bekommen die Teilnehmenden auch die Möglichkeit, praxisrelevante Workshops
zu besuchen und an Gesprächsrunden teilzunehmen.

Die Teilnahme am Narkolepsie-Tag ist kostenlos. Für Snacks und einen
Mittagsimbiss ist gesorgt. Es besteht die Möglichkeit, in einem Ruheraum
Schlafpausen einzulegen. Die verbindliche Anmeldung ist per E-Mail an
Annika.HofzumBerge@uni-wh.de zu richten. Die Teilnehmenden werden gebeten,
bei der Anmeldung ihren Namen, das Alter des/der Betroffenen und die
Anzahl der Begleitpersonen anzugeben. Die Teilnahme am Narkolepsie-Tag ist
limitiert und richtet sich nach Eingang der Anmeldung. Bei erhöhter
Nachfrage behält sich der Veranstalter eine Reduzierung der
Begleitpersonen vor.

Das POWER-Programm wird gefördert durch Bioprojet Deutschland.


Weitere Informationen:

E-Mail: Annika.HofzumBerge@uni-wh.de


Über uns:

Die Universität Witten/Herdecke (UW/H) nimmt seit ihrer Gründung 1982 eine
Vorreiterrolle in der deutschen Bildungslandschaft ein: Als
Modelluniversität mit rund 2.600 Studierenden in den Bereichen Gesundheit,
Wirtschaft und Kultur steht die UW/H für eine Reform der klassischen Alma
Mater. Wissensvermittlung geht an der UW/H immer Hand in Hand mit
Werteorientierung und Persönlichkeitsentwicklung.

Witten wirkt. In Forschung, Lehre und Gesellschaft.

www.uni-wh.de / #UniWH / @UniWH

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution226
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KLASSIK/10245: Mönchengladbach - Ensemble "4 Times Baroque" am 23.1.2020


Stadt Mönchengladbach

Ensemble "4 Times Baroque" 

Reihe "Meisterkonzerte 2019/20" in der Kaiser-Friedrich-Halle



Auch in der Saison 2019/20 verspricht die Reihe der Meisterkonzerte in
der Kaiser-Friedrich-Halle spannende Begegnungen mit Interpreten der
Weltelite und gefeierten Shootingstars der Klassikszene.

Für seine "freche, immer aber frische, energiesprühende und
mitreißende Darbietung" wird das Ensemble "4 Times Baroque" gefeiert.
Das 2013 gegründete Quartett gehört zu den aufstrebenden Ensembles der
jungen Generation und wurde bereits von bedeutenden europäischen
Musikfestivals eingeladen. Ein wichtiges Bestreben der vier Musiker
ist der nahe Kontakt zum Publikum, was sich in der lebendigen, auf
Zusammenspiel perfektionierten Spielweise widerspiegelt. "Caught in
Italian Virtuosity" lautet der Titel des Programms, mit dem "4 Times
Baroque" im dritten Meisterkonzert am 23. Januar 2020 auf seinem
grandiosen Erfolgsweg in Mönchengladbach Station macht. Das Konzert
wird vom Verein der Freunde und Förderer der Musik in Mönchengladbach
e.V. unterstützt.

Abonnements für die Meisterkonzerte in der Kaiser-Friedrich-Halle, die
neben dem erheblichen Preisvorteil auch einige organisatorische
Annehmlichkeiten bieten, können bei der MGMG unter Tel. 02161-25 24 21
gezeichnet werden.

Abonnements kosten in Preisgruppe A 85,50 Euro (ermäßigt 42,75 Euro),
Preisgruppe B 67,50 Euro (ermäßigt 33,75 Euro) und Preisgruppe C 54,00
Euro (ermäßigt 27,- Euro).

Nähere Informationen und Buchung bei der MGMG unter Tel. 02161 25
52421. (MGMG/prs)

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 5. Juni 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/9187: Aus aller Welt - 09.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



USA kündigen Strafmaßnahmen gegen chinesische Firmen an

Wenige Tage vor neuen Gesprächen im Handelsstreit mit China haben die
USA die Visavergabe an chinesische Regierungsbeamte und Unternehmen
eingeschränkt. Die US-Regierung begründete die Maßnahme mit der
Unterdrückung der muslimischen Minderheit der Uiguren in der
autonomen Region Xinjiang im Nordwesten der Volksrepublik. Das
Außenministerium in Peking warf den USA vor, sich in Chinas innere
Angelegenheiten einzumischen und Chinas Interessen zu untergraben. In
Washington verschließe man die Augen vor der Tatsache, daß Chinas
Politik für Stabilität und Wohlstand in der Region gesorgt habe.

9. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9187: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Tote und Verletzte nach Schießerei in Halle

Nach den tödlichen Schüssen in Halle an der Saale konnte die Polizei
offenbar einen der Angreifer festnehmen. Nach bisherigen Kenntnissen
hatten bewaffnete Männer in Kampfmontur eine Frau und einen Mann
erschossen und zwei weitere Menschen durch Schüsse schwer verletzt.
Ziel des Angriffs war laut Behördenangaben zunächst ein Döner-Imbiß.
Der Versuch in eine in der Nähe liegende Synagoge einzudringen,
scheiterte an den geschlossenen Sicherheitstüren. In der Synagoge
hatten sich nach Angaben der Jüdischen Gemeinde mehr als 70 Menschen
versammelt, um Jom Kippur zu feiern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9184: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Türkische Luftwaffe greift Kurdenmiliz in Nordsyrien an

Unmittelbar nach dem Abzug der US-Truppen haben türkische
Streitkräfte gemeinsam mit pro-türkischen Rebellen eine Offensive in
Nordsyrien gestartet. Einem Bericht des Senders CNN Turk zufolge
waren Flugzeuglärm und Bombenexplosionen in der syrischen Grenzstadt
Ras al Ain zu hören. Rußlands Außenminister Sergej Lawrow kritisierte
die Widersprüche in dem politischen Kurs der USA in Syrien und warnte
vor einem drohenden Flächenbrand in der Region. Der Nordosten Syriens
wird seit Jahren von den kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG)
kontrolliert. Die YPG-Miliz war bislang ein enger Verbündeter der USA
im Kampf gegen die Dschihadistenmiliz Islamischer Staat (IS).
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9186: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundeskabinett billigt umstrittenes Klimapaket

Das Kabinett verabschiedete heute das umstrittene Klimapaket der
Regierung, mit dem der Ausstoß klimaschädlicher Treibhausgase
hierzulande bis 2030 um 55 Prozent im Vergleich zu 1990 reduziert
werden soll. Das Klimaschutzgesetz schreibt zum ersten Mal gesetzlich
verbindlich vor, wieviel CO2 jeder Bereich eines Ministers pro Jahr
ausstoßen darf. Die Zeit, wo die Umweltministerin den anderen ständig
auf die Füße treten mußte, sei endgültig vorbei, sagte
Bundesumweltministerin Svenja Schulze (SPD). Die Ministerin räumte
bei der Pressekonferenz zugleich ein, daß noch nachgeschärft werden
könne.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9184: Tragisches und Kurioses - 09.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Männer von Lastwagen eingeklemmt

In der saarländischen Gemeinde Heusweiler ereignete sich in der Nacht
zu Mittwoch ein tragischer Unfall, bei dem ein Mann ums Leben kam.
Der 37jährige versuchte offenbar einen Transporter mit Hilfe eines
Lastwagens zu starten, als der Lkw plötzlich losrollte und ihn
einklemmte. Der Mann verstarb noch an der Unfallstelle. Ein zweiter
Mann wurde schwer verletzt in ein Krankenhaus gebracht.

9. Oktober 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8269: Aus Forschung und Technik - 09.10.2019 (SB)




MELDUNGEN



Russische Proton-M-Rakete transportiert zwei Satelliten ins All

Eine schwere Proton-M-Trägerrakete startete heute vom kasachischen
Kosmodrom Baikonur ins All, um zwei Satelliten in ihre jeweiligen
geostationären Umlaufbahnen zu bringen. Wie die russische
Raumfahrtagentur Roskosmos mitteilte, haben der europäische
Nachrichtensatellit Eutelsat-5WB und der amerikanische
Technologiesatellit MEV-1 zusammen eine Masse von 5,2 Tonnen. Nach
einem knapp 16stündigen Flug sollen sich die beiden Hightech-Geräte
in einem Abstand von mehreren Minuten von dem Booster trennen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8283: Aus aller Welt - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Blackout in Kalifornien wegen Waldbrandgefahr

In Nordkalifornien muß der Energiekonzern Pacific Gas & Electric
(PG&E) bis zu 800.000 Haushalten für mehrere Tage den Strom
abstellen, weil orkanartige Stürme erwartet werden. Die
Überlandleitungen des Stromversorgers halten dem möglicherweise nicht
stand. Wenn sie reißen oder Masten umstürzen, können bei der
aktuellen Dürre Wald- und Buschbrände entstehen. Der Blackout sollte
in der Nacht auf Mittwoch (Ortszeit) starten. Im Süden des
US-Bundesstaats hat der Versorger Edison 100.000 Haushalten
Stromabschaltungen angekündigt. In einigen Regionen Kaliforniens hat
es seit Mai nicht mehr geregnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8238: Medizin und Gesundheitswesen - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Kinderärzte fordern Zuckersteuer

Beim Kampf gegen Übergewicht und Fettleibigkeit bei Heranwachsenden
hat der Berufsverband der Kinder- und Jugendärzte (BVKJ) erneut die
Einführung einer Zuckersteuer gefordert. Ein Blick ins Ausland zeige,
daß die Einführung von Zuckerabgaben und damit höheren Preisen den
Verbrauchern die Lust auf Süßes weitgehend genommen hat und die
Absatzzahlen an Süßgetränken seit Einführung der Steuer deutlich
zurückgehen, meinte BVKJ-Präsident Thomas Fischbach laut Deutschem
Ärzteblatt. Die BVKJ-Forderung stößt bei der Südzucker AG kaum
überraschend auf wenig Zustimmung. Aus Sicht des Zuckerproduzenten
würde eine Zuckersteuer das Problem des Übergewichts von Kindern und
Jugendlichen nicht lösen. Denn nicht der Verzehr von Zucker mache
dick, sondern eine zu hohe Gesamtkalorien-Zufuhr.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8271: Kriminalität und Rechtsprechung - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Zwei Menschen in Halle erschossen

Im Paulusviertel von Halle an der Saale sind am Mittwochmittag
mindestens zwei Personen erschossen worden. Ersten
Polizeierkenntnissen zufolge flüchteten die mutmaßlichen Täter in einem
Auto. Eine verdächtige Person wurde festgenommen. Die Hintergründe
blieben zunächst unklar. Im Internet tauchten umgehend Fotos auf, die
einen Mann im Kampfanzug mit Gewehr und Helmkamera zeigten. Die
Generalbundesanwaltschaft in Karlsruhe nahm Ermittlungen auf. Im
östlich von Halle gelegenen Landsberg fielen ebenfalls Schüsse.
Bewohner beider Gemeinden wurden aufgefordert, in ihrer Wohnung oder
an einem anderen sicheren Ort zu bleiben. Halles Oberbürgermeister
Wiegand zufolge wurden Rettungskräfte der Feuerwehr in
Alarmbereitschaft versetzt. Außerdem wurde ein Bürgertelefon
eingerichtet. Die in Halle erscheinende Mitteldeutsche Zeitung
berichtete, der Tatort liege in der Nähe einer Synagoge. Bürger
meldeten, die Schüsse seien in der Nähe eines Dönerrestaurants
gefallen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8193: Sprache, Kunst und Medium - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Heinz Erhardt ist wieder da

Am 15. September war in Göttingen ein Denkmal des vor 40 Jahren
gestorbenen Komikers Heinz Erhardt (1909-1979) von seinem Sockel
gerissen worden und über Nacht verschwunden. Der Beweggrund für den
Raub gab der Polizei Rätsel auf. Da das etwa zwei Meter große
Standbild aus Plexiglas gefertigt wurde, konnte es nicht um den
Metallwert gehen.

Möglicherweise war es ein Studentenstreich. Nun ist das 2003
gestiftete, nur 20 Kilo schwere Denkmal, das den Schauspieler in einer
Polizeiuniform zeigt, nämlich wieder aufgetaucht. Eine Spaziergängerin
fand den Komiker an einen Baum gelehnt in der Göttinger Innenstadt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8260: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Türkei führt Luftangriffe auf kurdische Kämpfer in Syrien durch

Die türkische Luftwaffe hat am Mittwoch mit der Bombardierung der
kurdischen Volksverteidigungseinheiten (YPG) in Nordsyrien begonnen.
Die Offensive, die sich auch gegen die Miliz Islamischer Staat (IS)
richten soll, hatte der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan
angekündigt. Er nannte den Kriegseinsatz in seiner Twittermeldung vom
Mittwoch "Operation Friedensquelle", deren Ziel die Ersetzung eines
sogenannten Terrorkorridors an der Grenze zur Türkei durch eine
Sicherheitszone sei, wo Frieden und Ruhe herrsche. Erdogan
versicherte seinen Amtskollegen in den USA und Rußland, Trump und
Putin, am Telefon, daß der türkische Militäreinsatz zu Frieden und
Stabilität in Syrien beitragen werde. Die türkischen Streitkräfte
werden bei ihrer Operation von der sogenannten Syrischen
Nationalarmee unterstützt. Bei dieser handelt es sich um ein
syrisches Milizenbündnis. Die kurdische Autonomieverwaltung im
türkischen Operationsgebiet forderte am Mittwoch die Zivilbevölkerung
dort zur Generalmobilmachung auf. Die von den Kurden dominierten
Syrisch-Demokratischen Kräfte (SDF) baten vor dem türkischen Angriff
die internationale Gemeinschaft und alle Länder der internationalen
Koalition gegen den IS, ihrer Verantwortung nachzukommen und eine
humanitäre Katastrophe zu verhindern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8274: Aus Parlament und Gesellschaft - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundeskabinett verabschiedet Klimaschutzprogramm

Das Bundeskabinett hat am Mittwoch unter anderem ein Klimapaket und ein
Klimaschutzgesetz verabschiedet. Demnach sollen die zuständigen
Ministerien für die Bereiche Verkehr, Landwirtschaft und Gebäude
Zielvorgaben zur Senkung von CO2-Emissionen machen. Eine
Expertenkommission soll ab nächstem Jahr regelmäßig überprüfen,
inwieweit die Vorgaben umgesetzt wurden. Im Rahmen des
Klimaschutzprogramms soll künftig auf Flugtickets eine Abgabe erhoben
werden. Außerdem wird sich die Kfz-Steuer nach dem CO2-Ausstoß der
Fahrzeuge richten. In Deutschland soll der Ausstoß an
klimaschädlichen Treibhausgasen bis zum Jahr 2030 um 55 Prozent
gegenüber 1990 reduziert werden. In diesem ersten Jahr nach der
Wiedervereinigung liefen noch die emissionsstarken Kohlekraftwerke
der DDR, die inzwischen abgeschaltet wurden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8243: Tragisches und Kurioses - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Schmugglerschiff mit Millionen Seepferdchen an Bord aufgebracht

Die peruanischen Behörden haben ein Schiff mit zirka 12,3 Millionen
getrockneten Seepferdchen beschlagnahmt.

Laut ARD Tagesschau sei das der größte jemals gemachte derartige Fund,
teilte der peruanische Zoll mit. Der Exportwert der Meerestiere liege
bei 6 Mio. Dollar (fast 5,5 Mio.Euro). Die Seepferdchen hatten sich in
55 Kisten an Bord befunden, hieß es. Die Marine habe das Schiff
"Adonay" mehrere Tage lang verfolgt und dann mehr als 300 Kilometer
vor der Küste abgefangen. Vier Crewmitglieder wurden verhaftet.

Es gibt einen regen Schwarzmarkthandel mit diesen kleinen Fischen, die
in der chinesischen Medizin verwendet werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8272: Arbeit, Soziales und Familie - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Sehbehinderte fordern akustische Warnungen von Elektrofahrzeugen

Bei einer Demonstration in Hamburg haben rund 100 Menschen akustische
Warnsignale an Elektrofahrzeugen gefordert. Zu der Protestaktion im
Rahmen der "Woche des Sehens" hatten der Blinden- und
Sehbehindertenverein Hamburg, Sozialverbände, der Fachverband
Fußverkehr und der Radfahrerverein ADFC aufgerufen.

Elektro- und Hybridfahrzeuge können so leise sein, daß sie für
Sehbehinderte im Straßenverkehr eine erhebliche Gefahr darstellen. In
der EU müssen ab Mitte 2021 alle neu zugelassenen Hybrid- und
Elektrofahrzeuge mit einem Acoustic Vehicle Alerting System (AVAS)
ausgerüstet sein, welches Motorengeräusche simuliert. Das betrifft
jedoch nicht die bis dahin zugelassenen Fahrzeuge. E-Scooter und
E-Bikes sind ein Kapitel für sich.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8249: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



IPCC warnt vor Zunahme von Wetterextremen

Der Weltklimarat IPCC hat noch einmal ganz eindringlich vor deutlich
häufigeren gefährlichen Wetterextremen in Millionenstädten gewarnt.
Selbst wenn die Emission von klimaschädlichen Treibhausgasen
zurückgefahren wird, müssen vor allem große Küstenstädte wie auch
kleine Inseln ab dem Jahr 2050 mit einer deutlichen Zunahme von
Wetterextremen wie etwa Überschwemmungen rechnen. Laut dpa soll auch
die Heftigkeit von Zyklonen, Hurrikans und Taifunen zunehmen, so daß
künftig Wirbelstürme der höchsten Kategorien 4 und 5 immer häufiger
wüten werden. Dabei soll die Zahl der Bewohner niedrig gelegener
Küstengebiete bis Mitte des Jahrhunderts auf mehr als eine Milliarde
Menschen ansteigen. Diese wären von den Auswirkungen der Erderwärmung
besonders stark bedroht.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8260: Märkte und Finanzen - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



Millionen von Retouren im Onlinehandel müßten nicht weggeworfen werden

Online-Händler in Deutschland haben im vergangenen Jahr 7,5 Millionen
von insgesamt 20 Millionen entsorgten Retourartikeln weggeworfen,
obwohl sie hätten wiederverwertet oder gespendet werden können, wie
Wirtschaftswissenschaftler der Universität Bamberg ermittelten. Die
Forscher sehen in der Entsorgung eine unnötige Verschwendung.
Meistens ging es dabei um qualitative nicht hochwertige Kleidung,
Elektro- und Freizeitartikel sowie Produkte des täglichen Bedarfs zu
einem Preis unter 15 Euro. Die Versandhändler entsorgen
zurückgeschickte Waren aus Kostengründen eher, als daß sie sie wieder
in Umlauf bringen. Etwa eine Million Artikel müssen wegen der
Vorschriften von Marken- oder Patentinhabern vernichtet werden. Auch
weist mehr als die Hälfte der Produkte einen technischen Defekt auf
oder kann nicht mehr aufbereitet werden.

9. Oktober 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8272: Aus Forschung und Technik - 09.10.2019 (SB)




VOM TAGE



KI färbt Schwarz-Weiß-Fotos nachträglich ein

Die Nachbearbeitungsmöglichkeiten von Fotos werden immer 
umfangreicher. So meldet caschys.blog, daß mit der aktuellen Version 
4.26 von Google Foto Schwarz-Weiß-Aufnahmen nachträglich koloriert 
werden können. Eine künstliche Intelligenz soll dabei selbständig
herausfinden, welche Farbwerte einzelne Bildinhalte besitzen könnten 
und die dann entsprechend einfärben. Nach Einschätzung von Experten 
soll das ganz gut funktionieren. Allerdings ist derzeit noch nicht 
bekannt, wann diese Funktion für alle Nutzer von Google Foto 
freigeschaltet wird.

9. Oktober 2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





MELDUNG/601: Axion-Teilchen in einem Festkörperkristall gesichtet (idw)


Max-Planck-Institut für Chemische Physik fester Stoffe - 07.10.2019

Axion-Teilchen in einem Festkörperkristall gesichtet



Wissenschaftler des Max-Planck-Instituts für chemische Physik fester
Stoffe in Dresden, der Princeton Universität, der Universität Illinois und
der Universität der chinesischen Akademie der Wissenschaften haben ein
bekanntermaßen schwer fassbares Teilchen entdeckt: Das Axion - vor 42
Jahren erstmals als Elementarteilchen in Erweiterungen des Standardmodells
der Teilchenphysik vorhergesagt.

Das Team fand Signaturen von Axion-Teilchen, die aus Weyl-Elektronen im
korrelierten topologischen Halbmetall (TaSe₄)₂I bestehen. Bei
Raumtemperatur ist (TaSe₄)₂I ein eindimensionaler Kristall,
der Weyl Fermion-artig Elektronen enthält, die elektrischen Strom leiten.
Durch Abkühlen von (TaSe₄)₂I unter -11 °C, kondensieren diese
Elektronen selbst zu einem Kristall - einer sogenannten
"Ladungsdichtewelle" - die das darunterliegende Kristallgitter der Atome
verzerrt. Die anfänglich freien Weyl-Fermionen sind nun lokalisiert und
das Weyl Halbmetall (TaSe₄)₂I wird zu einem Axion-Isolator.
Ähnlich wie in metallischen atomaren Kristallen freie Elektronen
existieren, beherbergt der elektronische "Ladungsdichtewellen"-Kristall
auf Weyl-Halbmetallbasis freie Axionen, die elektrischen Strom leiten
können. Solche Axion-Teilchen verhalten sich jedoch ganz anders als die
bekannteren Elektronen. Wenn diese parallelen elektrischen und
magnetischen Feldern ausgesetzt sind, erzeugen sie einen anormalen
positiven Beitrag zur magnetoelektrischen Leitfähigkeit.

Basierend auf Vorhersagen von Andrei Bernevigs Gruppe an der Princeton
Universität, hat die Gruppe von Claudia Felser in Dresden das
Ladungsdichtewellen-Weyl-Halbmetall (TaSe₄)₂I hergestellt und
die elektrische Leitung in diesem Material unter dem Einfluss elektrischer
und magnetischer Felder erforscht. Dabei wurde festgestellt, dass der
elektrische Strom in diesem Material unter -11 °C tatsächlich von
Axion-Teilchen getragen wird.

Die Ergebnisse der Experimente wurden im Nature-Magazin veröffentlicht.

"Es ist sehr überraschend, dass Materialen, die wir meinen genau zu
kennen, plötzlich solch interessante Quantenteilchen aufzeigen," sagt
Claudia Felser.

Die Untersuchung der neuartigen Eigenschaften von Axion-Teilchen in
"Tischversuchen" könnte es Wissenschaftlern nicht nur ermöglichen, das
mysteriöse Reich der Quantenteilchen besser zu verstehen, sondern auch das
Feld stark korrelierter topologischer Materialien zu erschließen.

"Ein weiterer Baustein zu meinem Lebenstraum, mit Tischexperimenten in
Festkörpern Ideen aus der Astro- und Hochenergiephysik zu realisieren."
sagt Johannes Gooth.


Das Max-Planck-Institut für Chemische Physik fester Stoffe (MPI
CPfS)
in Dresden forscht mit dem Ziel, neue Materialien mit ungewöhnlichen
Eigenschaften zu entdecken und zu verstehen.

Chemiker und Physiker, Synthetiker, Experimentatoren und Theoretiker
untersuchen gemeinsam, wie sich die chemische Zusammensetzung, die
Anordnung der Atome sowie äußere Kräfte auf die magnetischen,
elektronischen und chemischen Eigenschaften der Verbindungen auswirken.
Dazu wenden sie die modernsten Instrumente und Methoden an.

Neue Quantenmaterialien, -effekte und Materialien für Energieumwandlung
sind das Ergebnis dieser interdisziplinären Zusammenarbeit.

Das MPI CPfS (www.cpfs.mpg.de) ist Teil der Max-Planck-Gesellschaft und
wurde 1995 in Dresden gegründet. Es beschäftigt rund 280 Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter, davon etwa 180 Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler
inklusive 70 Promovierende.

Originalpublikation:

Gooth, J. et al.

Axionic charge-density wave in the Weyl semimetal (TaSe₄)₂I.

Nature (2019)

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1630-4 .

Weitere Informationen unter:

https://www.nature.com/articles/s41586-019-1630-4

https://doi.org/10.1038/s41586-019-1630-4

https://www.cpfs.mpg.de/3126182/20191007_04

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1944
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Chemische Physik fester Stoffe, 07.10.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BOTANIK





MELDUNG/253: Wie Pflanzen sich vor Pilzen abschotten (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 07.10.2019

Wie Pflanzen sich vor Pilzen abschotten



Mit speziellen Rezeptoren erkennen Pflanzen, wenn ein Pilz in sie
eindringen will. Diese neue Erkenntnis könnte dabei mithelfen, resistente
Nutzpflanzen zu züchten und Pflanzenschutzmittel einzusparen.

Pflanzen werden ständig von Pilzen und anderen Mikroorganismen bedrängt.
Die Luft ist voller Pilzsporen, die sich gerade bei feuchtwarmem Wetter
gern auf Pflanzenblättern festheften und auskeimen. Manche Pilze bleiben
auf der Oberfläche der Blätter. Andere, wie der Falsche Mehltau, dringen
in die Pflanzen ein, durchwuchern sie und zapfen wichtige Nährstoffe ab.
So können sie in Gartenbau und Landwirtschaft große Schäden anrichten.

Die Eintrittspforten für manche dieser gefährlichen Pilze sind kleine
Poren, die Stomata, die sich in großer Zahl in den Pflanzenblättern
befinden. Mit Hilfe spezieller Schließzellen können Pflanzen die
Öffnungsweite der Poren verändern und diese auch ganz zumachen. Auf diese
Weise regulieren sie den lebensnotwendigen Austausch von Wasser und
Kohlendioxid mit der Umgebung.

Chitin-Kleid verrät die Pilze

Die Schließzellen können aber noch mehr: Sie erkennen angreifende Pilze
mit speziellen Rezeptoren. Das hat ein internationales Forschungsteam um
den Pflanzenwissenschaftler Professor Rainer Hedrich von der
Julius-Maximilians-Universität (JMU) Würzburg herausgefunden.

"Die Pilze verraten sich durch ihr Chitin-Kleid, wenn sie über offene
Stomata in die Pflanze eindringen wollen", sagt Hedrich. Chitin ist ein
Kohlenhydrat. Es spielt in der Zellwand von Pilzen eine ähnliche Rolle wie
die Cellulose bei Pflanzen.

Molekulare Details enthüllt

Wie die Pflanze den Pilz erkennt und über welche molekulare Signalkette
das Chitin zum Verschließen der Stomata führt, ist detailliert in der
Zeitschrift eLife beschrieben.

Federführend bei der Publikation war, neben Hedrich, die Münchener
Professorin Silke Robatzek von der Ludwig-Maximilians-Universität. Die
Molekularbiologin ist auf die Abwehr von Krankheitserregern bei Pflanzen
spezialisiert, der Biophysiker Hedrich ist Experte für die Regulation der
Schließzellen und Stomata.

Vereinfacht gesagt, bewirkt Chitin folgende Abläufe: Werden die
Chitin-Rezeptoren gereizt, leiten sie das Gefahrsignal weiter und aktivieren
dadurch in den Schließzellen zuerst den Ionenkanal SLAH3. In der Folge
öffnen sich weitere Kanäle und lassen Ionen aus den Schließzellen strömen.
Dadurch fällt der Innendruck der Zellen ab und die Stomata schließen sich
- die Tür ist zu, der Pilz bleibt außen vor.

Ergebnisse für die Züchtung nutzbar machen

Das hat das Forschungsteam an der Modellpflanze Arabidopsis thaliana
(Ackerschmalwand) nachgewiesen. Als nächstes geht es den Forschern darum,
ihre Erkenntnisse vom Modell auf Nutzpflanzen zu übertragen. "Ziel ist es,
der Pflanzenzüchtung Werkzeuge in die Hand zu geben, um pilzresistente
Sorten zu züchten. Gelingt das, könnten in Landwirtschaft und Gartenbau
große Mengen Fungizide eingespart werden", so Rainer Hedrich.


Originalpublikation:

Anion channel SLAH3 is a regulatory target of chitin receptor-associated
kinase PBL27 in microbial stomatal closure.

eLife, 16. September 2019,

DOI 10.7554/eLife.44474

https://elifesciences.org/articles/44474

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





ENERGIE/1649: Neues Projekt - Weiterverwendung von Traktionsbatterien als stationäre Energiespeicher (idw)


Bergische Universität Wuppertal - 08.10.2019

Neues Forschungsprojekt: Weiterverwendung von Traktionsbatterien als
stationäre Energiespeicher



Mit der Frage, ob und wie Lithium-Ionen-Batterien aus Elektrofahrzeugen
in privaten Haushalten weiter genutzt werden können, beschäftigen sich
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der Bergischen Universität
Wuppertal unter Leitung von Prof. Dr.-Ing. Stefan Bracke (Lehrstuhl für
Zuverlässigkeitstechnik und Risikoanalytik) und Prof. Dr. Roland Goertz
(Lehrstuhl für Chemische Sicherheit und Abwehrenden Brandschutz). Die
Deutsche Bundesstiftung Umwelt unterstützt das neue Forschungsprojekt mit
einer Förderung in Höhe von rund 469.000 Euro.

Wenn Lithium-Ionen-Batterien an Leistungsfähigkeit verloren haben, sind
sie in Elektrofahrzeugen nicht mehr nutzbar. Mit Zunahme der Zahl der
Elektrofahrzeuge fallen perspektivisch enorme Mengen an
Lithium-Ionen-Batterien zur Entsorgung an. Werden die Systeme jedoch
weiterverwendet, zum Beispiel als stationärer Energiespeicher, kann ein
maßgeblicher Beitrag zur Umweltentlastung geleistet werden. Ob und wie die
Systeme in stationären Speichern privater Haushalte einsetzbar sind,
untersuchen die Wuppertaler Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler mit
einem Konsortium aus Wissenschaft und Industrie.

"Wir gehen hier mit einem leistungsstarken Team an den Start, um eine in
der Zukunft wichtige Frage zu beantworten: Was machen wir mit alten
Batterien aus Elektrofahrzeugen? Im Sinne der Nachhaltigkeit und
Ressourcenschonung untersuchen wir z.B. durch Entwicklung eines
Zuverlässigkeitsmodells, ob bereits verwendete Zellen zuverlässig weiter
nutzbar sind. Dazu soll auch eine repräsentative Kleinanlage von unseren
Partnern aus der Industrie aufgebaut werden", so Projektleiter Prof.
Bracke.

"Dabei spielt natürlich auch die Sicherheit eine große Rolle", ergänzt
Prof. Goertz. "In Elektrofahrzeugen ist die Batterie in ein ausgeklügeltes
Sicherheitssystem eingebettet. Nimmt man die Zellen aus dem Fahrzeug
heraus und nutzt sie stationär, z.B. in einem Wohnhaus als Speicher für
die Photovoltaikanlage, muss die Sicherheitsarchitektur des Systems für
den Brand- und Umweltschutz neu gedacht werden."

Neben den beiden Lehrstühlen der Bergischen Universität Wuppertal sind die
Hellmann Process Management GmbH & Co. KG aus Osnabrück, die BE-Power GmbH
aus Fernwald und die Röwer Sicherheits- und Gebäudetechnik GmbH aus
Osnabrück als Kooperationspartner beteiligt. Unterstützt wird das
Forschungsprojekt durch die Hoppecke Batterien GmbH & Co. KG aus Brilon.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution650
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bergische Universität Wuppertal, 08.10.2019
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / TECHNIK





INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1348: Aufbruch in die Exaflops-Welt - Supercomputer "Frontier" in den USA (idw)


Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf - 07.10.2019

Aufbruch in die Exaflops-Welt: Experten des HZDR helfen, den
Supercomputer "Frontier" in den USA hochzufahren



Der weltweit schnellste Supercomputer entsteht derzeit im US-Bundesstaat
Tennessee: Die Unternehmen Cray und AMD installieren ihn bis zum Jahr 2021
im Auftrag des US-Energieministeriums am Oak Ridge National Laboratory.
Dank einer innovativen Grafikprozessor-Architektur soll "Frontier" über
eineinhalb Trillionen Fließkomma-Rechenaufgaben pro Sekunde lösen können.
Er stößt damit als wohl erster Rechner in die Exaflops-Klasse vor.
Physiker des Helmholtz-Zentrums Dresden-Rossendorf (HZDR) werden zu den
ersten Nutzern gehören. In Zusammenarbeit mit der Projektleiterin Prof.
Sunita Chandrasekaran von der University of Delaware wollen die Dresdner
wissenschaftliche Pilotaufgaben entwickeln.

Die amerikanisch-sächsische Zusammenarbeit baut dabei auf dem Vertrauen
auf, das sich die Dresdner mit ihrer Erfahrung in Teilchen-Simulationen
sowie mit der Supercomputer-Programmierung international erworben haben.
"Frontier wird eine Schallmauer durchbrechen", schätzt Dr. Michael
Bussmann, Leiter der Abteilung "CASUS - Center for Advanced Systems
Understanding" am HZDR ein. "Wir können stolz darauf sein, dass uns die
Kollegen aus Oak Ridge eingeladen haben, sie auf diesem Weg ins
wissenschaftliche und technologische Neuland zu begleiten", betont Dr.
Guido Juckeland, der im HZDR die Abteilung für computergestützte
Wissenschaft leitet und ebenso wie Michael Bussmann zum Frontier-Team
gehört.

Verbesserungsvorschläge in Oak Ridge ausdrücklich erwünscht

Um ihren neuartigen Supercomputer rasch für die Wissenschaft nutzbar zu
machen, haben die Amerikaner ein "Center for Accelerated Application
Readiness" (CAAR), auf Deutsch: "Zentrum für beschleunigte
Anwendungsbereitschaft", eingerichtet. Die zuständige "Oak Ridge
Leadership Computing Facility" (OLCF) des US-Energieministeriums hat nun
acht Expertengruppen aus aller Welt eingeladen, in der Startphase von
Frontier mitzuhelfen. Jede Gruppe soll Simulationen zum Laufen bringen,
die so nur an einem Supercomputer der Exaflops-Klasse möglich sind.
Zugleich soll die jeweilige Simulation ein besonders herausforderndes,
wissenschaftliches Problem lösen helfen. Eines dieser Teams ist der
Verbund der University of Delaware und des HZDR.

Die US-Kollegen haben diese internationalen Kooperationen auch deshalb
erbeten, weil ihr Frontier ein paar Besonderheiten hat. Dazu gehören
dessen digitale Bausteine: Erstmals kommen für einen Hochleistungsrechner
dieser Größenordnung Grafikprozessoren des US-Unternehmens AMD zum
Einsatz. Sie gelten zwar in der Welt der normalen PCs als sehr
leistungsstark. Allerdings gibt es weltweit keine Erfahrungen damit,
Exaflops-Supercomputer aus diesen speziellen Chips zu bauen. Die Dresdner
Experten sollen dabei helfen, die zu erwartenden Anfangsprobleme in den
Griff zu bekommen.

Grenzen zwischen Intel, AMD und Nvidia überwinden

Denn die HZDR-Forschungsgruppe um Michael Bussmann hat über Jahre hinweg
eine besondere Expertise für wissenschaftliche Software entwickelt. Mit
ihren maßgeschneiderten Programmen können die Forscher das Zusammenspiel
von Ionen und anderen winzigen Teilchen an Neutronensternen oder in
Superlaser-Experimenten besonders effizient simulieren - und das auf
Supercomputern mit sehr verschiedenen Bauweisen. Ihre Software-Pakete
"PIConGPU" ("Partikel-Simulationen in Zellen auf Grafikprozessoren") und
"Alpaka" gelten dabei als wegweisend. "Durch unsere Codes laufen solche
Simulationen auf ganz unterschiedlichen Hardware-Plattformen sehr
effizient", schätzt Bussmann ein. Ihre Programmbibliotheken haben die
HZDR-Forscher bereits an Hochleistungsrechner angepasst, die mit Intel-,
AMD- oder ARM-Hauptprozessoren rechnen oder aus Nvidia-Grafikprozessoren
gebaut sind. Für Frontier optimieren sie ihre Software nun für
Supercomputer aus AMD-Grafikchips - dies ist technologisches Neuland.

Die HZDR-Simulationssoftware "PIConGPU" soll aktuelle Fragen in der
Beschleunigerphysik beantworten. So arbeiten Dr. Alexander Debus und Dr.
Thomas Kluge vom Institut für Strahlenphysik des HZDR an innovativen
Konzepten für Hochintensitäts-Laser, mit denen sich leichte Elektronen und
schwere Ionen weit effizienter und raumsparender beschleunigen lassen als
es die heutigen Linear- und Ringbeschleuniger vermögen. Dabei können die
lasergetriebenen Plasmabeschleuniger im Labormaßstab die maximale
Elektronen-Energie kilometerlanger Linearbeschleuniger erreichen.

Kompakte Beschleuniger gegen Krebs

"Wir denken, dass wir damit Strahl-Energien jenseits von zehn
Giga-Elektronenvolt in einem Durchgang erreichen können, ohne den
Elektronenbeschleuniger mehrfach neu ansetzen zu müssen", erklärt Debus.
"In Simulationen wollen wir zeigen, dass wir die alten Beschränkungen
überwinden können. Dafür sind aber sehr leistungsfähige Rechner wie
Frontier notwendig." Per Supercomputer möchten Debus und Kluge die
komplexen physikalischen Phänomene während solch eines langen
Beschleuniger-Durchlaufs untersuchen. Auch der erste Prototyp der neuen
Laser-Beschleuniger wird zunächst in der virtuellen Supercomputer-Welt
gebaut, bevor die Konstruktion in der physischen Welt startet. Denkbare
Einsatzfelder für solche lasergetriebenen Ionen- und
Elektronenbeschleuniger sind zum Beispiel die Behandlung von
Krebserkrankungen mittels Protonentherapie, die Teilchenforschung oder
auch die Astrophysik.


Das Helmholtz-Zentrum Dresden-Rossendorf (HZDR) forscht auf den Gebieten
Energie, Gesundheit und Materie. Folgende Fragestellungen stehen hierbei
im Fokus:

• Wie nutzt man Energie und Ressourcen effizient, sicher und
nachhaltig?

• Wie können Krebserkrankungen besser visualisiert,
charakterisiert und wirksam behandelt werden?

• Wie verhalten sich Materie und Materialien unter dem Einfluss
hoher Felder und in kleinsten Dimensionen?

Das HZDR entwickelt und betreibt große Infrastrukturen, die auch von
externen Messgästen genutzt werden: Ionenstrahlzentrum,
Hochfeld-Magnetlabor Dresden und ELBE-Zentrum für
Hochleistungs-Strahlenquellen. Es ist Mitglied der Helmholtz-Gemeinschaft,
hat fünf Standorte (Dresden, Freiberg, Grenoble, Leipzig, Schenefeld bei
Hamburg) und beschäftigt knapp 1.200 Mitarbeiter - davon etwa 500
Wissenschaftler inklusive 170 Doktoranden.

Weitere Informationen unter:

https://www.hzdr.de/presse/frontier

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution222
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2189: Ecuador - Ende der Gewalt


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2019

Ecuador: Ende der Gewalt!



Zu den anhaltenden Protesten in Ecuador erklärt Omid Nouripour,
Sprecher für Außenpolitik:

Seit Tagen demonstrieren Tausende von Ecuadorianerinnen und
Ecuadorianer gegen die Regierung, die darauf mit exzessiver Gewalt
reagiert. Auslöser war die Streichung der Subventionen für Treibstoff,
die eine exponentielle Erhöhung der Benzinpreise mit sich ziehen.

Die Bundesregierung muss die Regierung in Ecuador dazu auffordern, die
Gewalt gegen die Demonstrierenden sofort zu beenden. Gleichzeitig
müssen die Gründe für den Unmut der Menschen in Ecuador dringend
adressiert werden.

Im März unterzeichnete Ecuador ein Abkommen über die Aufnahme von
4,2 Milliarden US-Dollar vom IWF über einen Zeitraum von drei Jahren.
Voraussetzung dafür ist ein Wirtschaftsprogramm, das eine enorme
Straffung des Staatshaushalts des Landes fordert - zum Preis der
Reduktion des Bruttoinlandsprodukts Ecuadors um bis zu sechs Prozent
in den nächsten drei Jahren.

Dazu gehören die Entlassung von Zehntausenden von Beschäftigten des
öffentlichen Dienstes, die Erhöhung von Steuern, die überproportional
auf arme Menschen entfallen, und die Kürzung öffentlicher
Investitionen. Die Gesamtauswirkung dieser umfangreichen fiskalischen
Straffung wird darin bestehen, die Wirtschaft in eine Rezession zu
stürzen. Arbeitslosigkeit und Armut werden zwangsläufig steigen.
Gleichzeitig werden öffentliche Vermögenswerte privatisiert und das
Arbeitsrecht zum Nachteil von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
geändert.

All dies geschieht unter einer Regierung, die 2017 auf einer Plattform
der Kontinuität gewählt wurde und nun ein zurückliegendes Jahrzehnt
politischer Reformen versucht umzukehren, weil sich Präsident Lenín
Moreno zwischenzeitlich mit der Außen- und Wirtschaftspolitik der
Trump Administration in der Region abgestimmt hat.

Dass die Volkswirtschaft Ecuadors dringenden Reformen bedarf, steht
außer Frage. Die Geschwindigkeit und die Rücksichtslosigkeit der
Reformen aber überfordern alle, die auf staatliche Hilfe angewiesen
sind. Darauf mit unverhältnismäßiger Gewalt zu reagieren, wird die
Situation erst recht eskalieren lassen.
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EUROPA/1821: Verantwortungsteilung in der EU - Übergangslösung sollte Vertrauen schaffen für Dublin-Reform


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2019

Verantwortungsteilung innerhalb der EU: Übergangslösung sollte Vertrauen schaffen für Dublin-Reform



Zum heutigen Innenministerrat in Luxemburg erklärt Luise Amtsberg,
Sprecherin für Flüchtlingspolitik:

Auch wenn der heutige Gipfel offenbar keine grundlegende
Neuausrichtung gebracht hat, war das Treffen heute, nach dem
Ministertreffen auf Malta, ein weiterer Schritt in die richtige
Richtung.

Die auf Malta gelungene Schaffung eines vorübergehenden Mechanismus
zur Verteilung von aus Seenot Geretteten war überfällig. Das
Umherirren ziviler Seenotrettungsschiffe im Mittelmeer der letzten
Monate war ein unserer Europäischen Union unwürdiger Zustand. Es ist
schade, dass sich beim heutigen Treffen in Luxemburg wohl nicht noch
mehr Staaten dem Übergangsmechanismus angeschlossen haben.

Auch wir sehen bei aller Notwendigkeit dieser Regelung als ersten
Schritt noch viele offene Flanken. So nimmt der auf Malta beschlossene
Mechanismus zum Beispiel nur die zentrale Mittelmeerroute in den Blick
und vernachlässigt damit die östliche Mittelmeerroute, was von
Bulgarien, Griechenland und Zypern zurecht kritisiert wird.

Angesichts der geringen Aufnahmezahlen finden auch wir, so wie der
Bundesinnenminister, die hiesige kritische Debatte um die deutsche
Aufnahmebereitschaft "beschämend". Es ist jedoch auch wichtig, dass
das Bekenntnis des Bundesinnenministers zum Flüchtlingsschutz nicht an
eine geringe Zahl von aus Seenot Geretteten gebunden ist. Es kann
nicht sein, dass mit steigenden Ankunftszahlen die Einigung wieder
über Bord geworfen wird. Gerade in Zeiten, in denen die
Herausforderungen größer werden, ist es wichtig, die Menschen, die vor
Krieg, Verfolgung und Not fliehen müssen einerseits und die
EU-Mittelmeeranrainer andererseits nicht allein zu lassen.

Deshalb darf die Bundesregierung über den Notfallmechanismus nicht die
eigentliche Aufgabe aus dem Blick verlieren, nämlich die Schaffung
einer nachhaltigen und fairen Verantwortungsteilung innerhalb der EU
zum Flüchtlingsschutz, die sowohl die Bedarfe der Schutzsuchenden als
auch die Möglichkeiten der Mitgliedsstaaten in den Blick nimmt. Das
muss über die Verteilung von aus Seenot Geretteten hinausgehen und
alle, die die EU auf der Suche nach Schutz erreichen, einschließen.
Nur so kann eine Situation, wie wir sie 2015 erlebt haben, vermieden
werden. Dies gelingt jedoch weder durch nationale Alleingänge zur
Abschottung, wie erneut vom österreichischen Innenminister propagiert.
Noch gelingt dies durch Deals mit autoritären Regierungen, wie der
türkischen, die ungeachtet völker- und grundrechtlicher Spielregeln
die eigene Bevölkerung in die Flucht treibt. Wie gefährlich solch eine
fahrlässige Auslagerung der Schutzverantwortung gegenüber in diesem
Fall Millionen syrischer Geflüchteter sein kann, zeigen aktuell die
türkischen Pläne für eine Militäroffensive in Nordsyrien.
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GESUNDHEIT/1044: Gesetzliche Krankenversicherung - Bertelsmann-Studie zeigt politischen Handlungsdruck


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2019

Bertelsmann-Studie zeigt politischen Handlungsdruck



Zur heute veröffentlichten Studie der Bertelsmann-Stiftung über die
Finanzentwicklung in der gesetzlichen Krankenversicherung erklärt
Maria Klein-Schmeink, Sprecherin für Gesundheitspolitik:

Die gesetzliche Krankenversicherung benötigt für die Zukunft eine
verlässlichere und gerechtere Finanzierungsbasis. Nur durch die
Beteiligung aller an der solidarischen Finanzierung kann unser
Gesundheitswesen die kommenden Herausforderungen stemmen. Darauf weist
auch die Bertelsmann-Stiftung deutlich hin.

Die Studie führt aber auch das Versagen der Koalition aus Union und
SPD klar vor Augen. Sie hat in den vergangenen Monaten und Jahren
erhebliche finanzielle Mehrbelastungen für die gesetzliche
Krankenversicherung beschlossen. Krankenkassen rechnen mit bis zu
30 Milliarden Euro bis 2022. Doch eine gezielt bessere Versorgung und
patientengerechtere, effizientere Strukturen gehen damit nicht einher.
Gesundheitsminister Jens Spahn bleibt an dieser Stelle wie auch für
eine nachhaltige und gerechte Finanzierung entscheidende Antworten
schuldig.
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INNEN/3171: 30 Jahre Friedliche Revolution


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2019

30 Jahre Friedliche Revolution



Zum 30. Jahrestag der ersten großen Montagsdemonstration in Leipzig
erklärt die Fraktionsvorsitzende Katrin Göring-Eckardt:

Am 9. Oktober 1989 geschah in Leipzig das Unerwartete. 70.000 Menschen
gingen als Protest gegen die Staatsmacht der DDR auf die Straße. Erst
Plauen, dann Dresden, nun Leipzig - ein Damm war gebrochen und immer
mehr Menschen strömten auf die Straße, um ihrem Protest Nachdruck zu
verleihen. Menschen, die die über Jahrzehnte geschürte Angst vor der
Macht des Staates, vor Strafjustiz und Willkür abschüttelten. Sie
hatten Mut gefasst und schritten im aufrechten Gang, mit Kerzen in den
Händen, dieser Staatsmacht entgegen. Auf den Ruf "Keine Gewalt" hatte
der Staat, welcher bisher mit Gewalt reagierte, keine Antwort. Die
Revolution im Land war nicht mehr aufzuhalten.

Es ist wichtig, daran zu erinnern, dass der Fall der Mauer vor 30
Jahren und der Weg zur Deutschen Einheit eine Vorgeschichte hatte. Die
Mauer ist nicht einfach so eingefallen. Sie wurde zum Einsturz
gebracht von den Demonstranten in Plauen, Dresden und Leipzig, durch
die tausenden Menschen in der damaligen DDR, die für Demokratie,
Freiheit und das Ende von Überwachung demonstrierten. Diesen Menschen
gebührt der Verdienst der Friedlichen Revolution. Dafür gebührt ihnen
großer Dank. Sie haben gezeigt, dass Politik den Mut zur Gestaltung
und den Willen zur Verantwortung braucht. Das ist der Geist von 1989,
den es zu bewahren gilt für die politischen Aufgaben, die noch vor uns
liegen.

Umso wichtiger ist es, all jenen entschieden entgegen zu treten, die
mit rechtspopulistischen Parolen das Erbe der Friedlichen Revolution
kapern wollen. Die Demokratie, die wir damals gewonnen haben, gilt es
heute zu verteidigen. Dazu müssen wir Demokratiefeinden entschieden
die Stirn bieten - auf der Straße, im Netz, in politischen Debatten.
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SOZIALES/1960: Stiftung für Engagement und Ehrenamt droht als Tanker auf Geisterfahrt zu gehen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2019

Stiftung für Engagement und Ehrenamt droht als Tanker auf Geisterfahrt zu gehen



Zum Beschluss der Bundesregierung, das "Gesetz zur Errichtung der
Deutschen Stiftung für Engagement und Ehrenamt" in den Deutschen
Bundestag einzubringen erklärt Dr. Anna Christmann, Sprecherin für
Bürgerschaftliches Engagement:

Fast ein Jahr lang hat es die GroKo wegen interner Querelen nicht
geschafft, ein Konzept für die neue Bundesstiftung zur Förderung von
Engagement und Ehrenamt umzusetzen. Wir begrüßen, dass nun endlich die
versprochenen zusätzlichen 30 Millionen Euro jährlich in die
Unterstützung und Förderung von bürgerschaftlichem Engagement fließen
sollen.

Wir bezweifeln jedoch stark, dass das Geld mit dem vorgelegten Konzept
jemals bei den vielen Engagierten vor Ort ankommen wird. Die Stiftung
droht zu einem havarierenden Tanker auf einsamer Fahrt zu werden.
Statt dezentral Stiftungsgelder auszuschütten, soll offenbar eine Art
"Service-Agentur" entstehen, bei der zentral Beratungsleistungen und
Vernetzungsarbeit angeboten werden. Anstatt erfahrene Organisationen
wie die Bürgerstiftungen, Freiwilligenagenturen oder das
Bundesnetzwerk Bürgerschaftliches Engagement (BBE) einzubinden und zu
stärken, baut die Bundesregierung neue Parallelstrukturen auf, die
vermutlich kaum ein lokaler Verein in Anspruch nehmen wird. Wir
fordern stattdessen eine echte Förderstiftung, die niedrigschwellig
vor allem kleine Organisationen unterstützt und verlässliche
Strukturen vor Ort schafft. Alles deutet leider auf ein weiterhin
verstaubtes Verständnis der Bundesregierung von unserer vielfältigen
Engagementlandschaft hin. Wir brauchen keine zusätzliche Kontrolle
einer zentralen Behörde, sondern die Unterstützung der eigenständigen
Zivilgesellschaft.

Die Bundesregierung muss nun beweisen, wie die neue Stiftung eine
echte Verbesserung für die Engagierten in unserem Land liefern will -
oder ob es sich nur um eine neue Bezeichnung alter Leistungen wie zum
Beispiel den Freiwilligensurveys handelt.

Den großen Wurf in der Engagementpolitik bleibt die Bundesregierung
schuldig. Als Grüne Fraktion haben wir einen Antrag für eine
umfassende Engagementstrategie in den Bundestag eingebracht - mit
einer Engagementstiftung, die bis zu 50 Millionen Euro jährlich
tatsächlich an die Engagierten ausschüttet.

Bürgerschaftliches Engagement darf nicht länger nur in Sonntagsreden
vorkommen, sondern muss auch verlässlich gefördert werden. Es ist
nicht ohne Ironie, dass das Kabinett eine Engagementstiftung
beschließt, während im kommenden Haushalt etwa 90 Millionen Euro im
Engagementbereich gekürzt werden sollen. Nur wenn diese Kürzungen vom
Tisch genommen werden, kann die Bundesregierung überhaupt glaubwürdig
für Engagementförderung eintreten.
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UMWELT/1881: Klimaschutz - Dieser Regierung fehlt es an Willen und Kraft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 9. Oktober 2019

Klimaschutz: Dieser Regierung fehlt es an Willen und Kraft



Zum beschlossenen Klimapaket der Bundesregierung erklärt Anton
Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

Die Koalition verabschiedet eine um viele Seiten aufgeblähte
Langfassung der Eckpunkte des Klimakabinetts. Leider ist außer vielen
Seiten nichts Wirksames dazugekommen.

Damit bleibt es dabei: Die Koalition verspielt eine historische
Chance. Ihr Klimapaket fällt weiter hinter das zurück, was notwendig
ist und was gesellschaftlich möglich wäre. Gemessen an der
Menschheitsherausforderung Klimaschutz ist die Regierung gescheitert.

Was heute beschlossen wurde, ist unwirksam, unkonkret und unsozial.
Die vorgeschlagene CO2-Bepreisung ist viel zu niedrig und zugleich
sozial ungerecht. Gerecht wäre es, die Einnahmen aus dem CO2-Preis
jedem Bürger zurückzugeben. Dann würde Klimaschutz gerade die kleinen
und mittleren Einkommen belohnen. Stattdessen lässt die SPD es zu,
dass vor allem die Spitzenverdienerinnen und -verdiener am meisten
profitieren. Das ist das Gegenteil von sozialer Gerechtigkeit.

Der Ausbau der Erneuerbaren Energien wird abgewürgt. Dabei sind die
Erneuerbaren Energien das Rückgrat jeden Klimaschutzes. Der fast
vollständige Verzicht auf Ordnungsrecht, also auf Ver- und Gebote,
macht Klimaschutz unwirksam, teuer und sozial ungerecht. Eine
Verkehrswende oder eine Agrarwende finden nicht statt.

Mit diesem Päckchen kehrt die Regierung dem Pariser Klimaabkommen den
Rücken. So werden die Ziele krachend verfehlt. Union und SPD nutzen
die Chancen nicht, die Klimaschutz für nachhaltigen Wohlstand und
zukunftsfähige Jobs bedeutet.

Auch zwei Wochen nach Bekanntgabe der Eckpunkte verliert sich die
Regierung stattdessen im Unkonkreten. Sie verweigert zum Beispiel
weiterhin jede Festlegung, wie die KfZ-Steuer denn reformiert werden
soll, damit sie eine ökologische Wirkung entfaltet. Dieser Regierung
fehlt es an Willen und Kraft für echten Klimaschutz zu sorgen.
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RECHT/967: Mietpreisbremse durch Wohnungsbau ergänzen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Oktober 2019

Mietpreisbremse durch Wohnungsbau ergänzen



Zum heutigen Beschluss des Bundeskabinetts, die Mietpreisbremse zu
verlängern, können Sie die rechtspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker, wie folgt
zitieren:

"Der heute vom Kabinett beschlossene Gesetzentwurf zur befristeten
Verlängerung der Mietpreisbremse um weitere fünf Jahre verschafft
Luft für zusätzliche Maßnahmen, um die Wohnungsmärkte zu entspannen.
Die Evaluation der Mietpreisbremse hat gezeigt, dass diese
funktioniert, auch wenn sie allein nicht alle Probleme löst. Dazu
braucht es vor allem ein zusätzliches Angebot an Wohnungen im
preiswerten und mittleren Segment, für das auf allen politischen
Ebenen die Voraussetzungen geschaffen werden müssen - von der
Baulandausweisung über schnellere Baugenehmigungen bis zur
zielgerichteten Verwendung der Mittel für den sozialen Wohnungsbau.

Das Kabinett hat außerdem einen Gesetzentwurf zur verpflichtenden
Teilung der Maklerkosten beschlossen. Hierdurch erreichen wir, dass
künftig die Maklercourtage fair zwischen Käufer und Verkäufer einer
Wohnimmobilie aufgeteilt wird. Wir gehen dabei davon aus, dass die
Maklerkosten vor allem in Regionen mit hoher Nachfrage insgesamt
sinken werden, da es in Zukunft für beide Seiten attraktiv ist, über
die Höhe der Maklercourtage mit dem Makler zu verhandeln."
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RECHT/966: Unternehmen besser vor Patenttrollen schützen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 8. Oktober 2019

Unternehmen besser vor Patenttrollen schützen

Missbräuchlichem Einsatz des patentrechtlichen Unterlassungsanspruchs
entgegenwirken



Vor dem Hintergrund wiederholter Meldungen aus der Wirtschaft, dass
durch den massenhaften Aufkauf von Patenten und den gezielten Einsatz
entsprechender Unterlassungsansprüche ganze Produktionsreihen in der
Industrie zum Erliegen gebracht werden, läuft in Rechtspraxis und
Rechtspolitik die Diskussion darüber, auf welche Weise dieser Praxis
begegnet werden kann. Dazu erklären die rechts- und
verbraucherpolitische Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion
Elisabeth Winkelmeier-Becker und der zuständige Berichterstatter
Ingmar Jung:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Der Schutz des geistigen
Eigentums ist für die Union traditionell von hohem Stellenwert.
Gerade auf Basis der Kreativität und Innovation, die urheberrechtlich
geschützten Werken, Geschmacksmustern oder auch Patenten zu Grunde
liegen, sind deutsche Unternehmen weltweit erfolgreich.

Wenn Patente in großen Mengen aufgekauft werden, um die Unternehmen
mit dem Stopp ihrer Produktionsprozesse zu bedrohen, dann ist das ein
Missbrauch, den wir abstellen müssen. Zwar müssen Unternehmen auch
bei komplexen Fertigungsprozessen alle Anstrengungen unternehmen,
Patentrechte zu klären und Lizenzen zu erwerben. Wo dies in der
Praxis jedoch nicht möglich ist, müssen sie stärker geschützt werden.
Gerade eingetragene Patente bei Software und Telekommunikation
stellen sich am Ende oft als unberechtigt heraus. Das muss schnell
und rechtssicher geklärt werden.

Die Bundesjustizministerin muss zügig handeln und einen Vorschlag
unterbreiten, wie sie dem Missbrauch des patentrechtlichen
Unterlassungsanspruchs wirksam begegnen will. Wir müssen mit einer
zielgerichteten Novellierung des patentrechtlichen
Unterlassungsanspruchs dafür sorgen, dass deutschen Unternehmen im
internationalen Wettbewerb kein andauernder Standortnachteil
entsteht."


Ingmar Jung: "Unternehmen stehen vor einer unlösbaren
Aufgabe: Trotz gewissenhafter Prüfung ihrer Lieferanten und ihrer
Fertigungskette können sie nicht mehr ausschließen, dass es zu
patentrechtlichen Verletzungen kommt. Das liegt an der mittlerweile
hohen Komplexität des Wirtschaftslebens. Welche Patente in einem für
ein Auto zugekauftem Halbleiter verbaut sind, ist oft schlicht nicht
zu ermitteln. Gleichzeitig gibt der § 139 PatG dem
(vermeintlichen) Patentinhaber einen unbeschränkten
Unterlassungsanspruch. Das Auto kann dann möglicherweise nicht mehr
verkauft werden, weil in dem Halbleiter ein Patent steckt, das für
das Auto unbedeutend ist.

Dieses Drohpotential haben auch Unternehmen und Fonds erkannt.
Sogenannte Patenttrolle kaufen gezielt Patente auf, um dann hohe
Forderungen gegen Unternehmen geltend zu machen. Dieses Verhalten
dient weder dem Wirtschaftsleben, noch dem Verbraucherschutz, noch
ist es marktdisziplinierend. Vielmehr verunsichert das den Markt und
gefährdet daher den Wirtschaftsstandort Deutschland. Daher brauchen
wir hier eine wertungsgerechte Lösung. Ein möglicher Ansatz könnte
zum Beispiel eine Art Verhältnismäßigkeitsprüfung iRd § 139 PatG
sein.

Auch Änderungen im Prozessrecht erscheinen sinnvoll.
Nichtigkeitsentscheidungen beim Bundespatentgericht dauern oft länger
als Verletzungsverfahren nach dem § 139 PatG. Hohe
wirtschaftliche Schäden entstehen, obwohl Patente häufig später für
nichtig erklärt werden. Eine Synchronisation der Verfahren könnte
hier schneller Rechtssicherheit schaffen."


Hintergrund

Der patentrechtliche Unterlassungsanspruch nach § 139 PatG sieht
in seiner gegenwärtigen Ausgestaltung weder eine
Verhältnismäßigkeitsprüfung vor, noch wird in einem gerichtlichen
Verletzungsverfahren vor dem Landgericht Rücksicht auf die oft
langwierigeren Verfahren vor dem Bundespatentgericht genommen, in
denen der Bestand des jeweiligen Patents geprüft wird. Gerade mit
Bezug auf standardessenzielle Patente ist eine Zunahme des gezielten
Einsatzes des patentrechtlichen Unterlassungsanspruchs zu Lasten
produzierender Unternehmen zu beobachten.
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UMWELT/842: Klimapolitische Meilensteine im Bundeskabinett beschlossen


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Oktober 2019

Klimapolitische Meilensteine im Bundeskabinett beschlossen

Nationale Klimapolitik bekommt einen verlässlichen Rahmen



Am heutigen Mittwoch hat das Bundeskabinett entscheidende
klimapolitische Beschlüsse gefasst. Dazu erklärt die umweltpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marie-Luise Dött:

"Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 und dem Bundes-Klimaschutzgesetz
hat die Bundesregierung heute zwei zentrale Vorhaben zum Klimaschutz
beschlossen. Beide Beschlüsse sind ein deutliches Signal, dass diese
Koalition für eine ambitionierte Klimapolitik steht. Unser Weg zum
Erreichen der Klimaziele ist klar: CO2 bekommt einen Preis, der
schrittweise steigen soll. Diesen Ansatz flankieren wir mit konkreten
Maßnahmen zur Unterstützung von Bürgern und Unternehmen. Unsere
Klimapolitik ist sozial fair und wirtschaftlich vernünftig. Sie
berücksichtigt die unterschiedlichen Lebensbedingungen der Bürger in
den urbanen Ballungszentren genauso wie die in den ländlichen Räumen.

Bis zum Ende des Jahres werden wir jetzt schrittweise die rechtlichen
Regelungen schaffen, um die CO2-Bepreisung und die Fördermaßnahmen,
wie beispielsweise die Erhöhung der Pendlerpauschale, die Absenkung
der Mehrwertsteuer bei der Bahn oder zur steuerlichen Absetzbarkeit
von Maßnahmen der energetischen Gebäudesanierung, umsetzen."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





UMWELT/841: Klimaschutzprogramm 2030 ist großer Fortschritt in der deutschen Klimapolitik


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 9. Oktober 2019

Klimaschutzprogramm 2030 ist großer Fortschritt in der deutschen
Klimapolitik



Zu den heutigen Beschlüssen des Bundeskabinetts können Sie die
Beauftragte für Klimaschutz der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Anja
Weisgerber, wie folgt zitieren:

"Ein solch umfassendes Paket wie das heute beschlossene
Klimaschutzprogramm hat es in der Form noch nie gegeben. Damit
stellen wir die Weichen in die richtige Richtung. Das müssen auch die
Kritiker anerkennen.

Das Paket umfasst über 60 Maßnahmen in allen Sektoren. Es beinhaltet
Anreize und Fördermaßnahmen, eine Bepreisung von CO2 und mehr
Verbindlichkeit bei der Erreichung der Klimaziele durch
Kontrollmechanismen. Mit dem Klimapaket schaffen wir somit auch eine
verlässliche Überwachung der Treibhausgaseinsparungen in allen
Sektoren. Verfehlt ein Sektor sein Ziel, muss mit einem
Sofortprogramm sehr schnell nachgesteuert werden. So ist jeder
Bereich in der Pflicht, seinen Beitrag zur Erreichung der Klimaziele
zu leisten. Gleichzeitig sorgen wir mit wichtigen Entlastungen dafür,
dass die Bürgerinnen und Bürger beim Klimaschutz mitgenommen werden.
Denn Klimaschutz gelingt nur mit den Menschen, nicht gegen sie."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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GESUNDHEIT/1135: Besserverdienende endlich zur Finanzierung der Krankenversicherung heranziehen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Oktober 2019

Besserverdienende endlich zur Finanzierung der Krankenversicherung heranziehen



"Die Antwort auf kommende Kostensteigerungen darf weder in der
weiteren Belastung der Versicherten liegen, noch im Kaputtsparen des
Gesundheitssystems. DIE LINKE will das Solidarsystem so ausbauen, dass
es seinen Namen verdient. Gutverdienende, Unternehmer, Kapitalanleger
und Vermieter müssen genauso ihren Beitrag leisten wie Arbeitnehmer.
Nach wie vor aber wehrt sich die Bundesregierung gegen eine gerechte
Lastenverteilung bei der Finanzierung des Gesundheitssystems und
möchte alle kommenden Beitragserhöhungen allein den Versicherten
aufbürden", erklärt Achim Kessler, Sprecher für Gesundheitsökonomie
der Fraktion DIE LINKE, zu der heute vorgestellten Studie der
Bertelsmann Stiftung. Kessler weiter:

"Die Kostensteigerungen im Gesundheitswesen sind finanzierbar, wenn
die Einnahmebasis stimmt. Das schafft unsere solidarische Gesundheits-
und Pflegeversicherung. Alle Einkommenshöhen sollen dafür gerecht
herangezogen werden. Die heutige Besserstellung von Gutverdienenden
wollen wir abschaffen. Die private Krankenversicherung ist ein
historisch gewachsener Fremdkörper im Gesundheitssystem. Sie spaltet
nicht nur die Finanzierung der Gesundheitsversorgung, sondern auch die
Versorgung selbst. Wir wollen alle Privatversicherten in die
solidarische Gesundheits- und Pflegeversicherung überführen. Nicht
zuletzt müssen die hohen Einkommen aus Unternehmen, Vermietung und
Kapitalanlagen endlich einbezogen werden. Denn Gesundheitsversorgung
ist für alle da und muss von allen gleichermaßen finanziert werden."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Oktober 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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SICHERHEIT/2011: Türkische Militäroffensive in Nordsyrien sofort beenden


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Türkische Militäroffensive in Nordsyrien sofort beenden



Zum Angriff der türkischen Armee auf die YPG in Nordsyrien sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Der Autokrat Erdogan überfällt im Bündnis mit islamistischen Milizen
die im Kampf gegen den IS mit dem Westen verbündeten kurdischen
Selbstverteidigungseinheiten in Syrien. Das ist ein klarer Bruch des
Völkerrechts, mit Ansage. Das darf die Bundesregierung nicht tatenlos
hinnehmen. Dass am gleichen Tag auch der IS Angriffe gegen kurdische
Einheiten gestartet hat, unterstreicht den Wahnwitz dieses türkischen
Angriffskrieges noch.

Die Bundesregierung muss sofort jede Zusammenarbeit mit den türkischen
Streitkräften einstellen. Sie muss verhindern, dass deutsche
Aufklärungsbilder und deutsche Waffen in Hände der türkischen Armee
und der mit ihnen verbündeten Milizen fallen. Die Bundeswehr muss alle
Einheiten von türkischem Staatsgebiet abziehen und die Zahlungen im
Rahmen des Flüchtlingsdeals einstellen. Die Bundesregierung muss sich
auf internationalem Parkett für ein Waffenembargo gegen die Türkei und
eine diplomatische Lösung einsetzen.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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SOZIALES/2671: Wohnkosten nach Modernisierung


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Wohnkosten nach Modernisierung



Zum BGH-Verfahren um Härtefallregelungen bei Wohnkosten von
Hartz IV-Empfängern nach Modernisierung sagt Bernd Riexinger,
Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Luxussanierung ist klassischer Bestandteil von Geschäftsmodellen, mit
denen Gewinne zu Lasten der Mieterinnen und Mieter gemacht werden. Für
Menschen mit geringem Einkommen bedeutet das oftmals Entmietung durch
Modernisierung. Derartige Entmietung durch Modernisierung muss der
Vergangenheit angehören.

Es ist bekannt, dass sich schon heute viele Menschen ihre Wohnungen
kaum noch leisten können, dass Umzüge an bezahlbaren Alternativen
scheitern und dass Menschen in Hartz IV Bezug oftmals noch Geld von
ihren zu knappen Regelleistungen nehmen müssen, um die Wohnkostenlücke
auszugleichen. All das gehört abgestellt, nicht nur in Härtefällen,
die dann unter Umständen einzeln juristisch erstritten werden müssen.

Wenn wir den Mietenwahnsinn insgesamt stoppen wollen, brauchen wir
mindestens 250.000 zusätzliche Sozialwohnungen jährlich, einen
bundesweiten Mietendeckel, eine wirksame Mietpreisbremse und die
Überführung von Miethaien in öffentliche oder genossenschaftliche
Hand.

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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UMWELT/712: Bernd Riexinger zum Kabinettsbeschluss zum Klimaschutzgesetz


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Riexinger zum Kabinettsbeschluss zum Klimaschutzgesetz



Zum heutigen Beschluss des Kabinetts zum Klimaschutzgesetz sagt Bernd
Riexinger, Vorsitzender der Partei DIE LINKE:

Die Bundesregierung verhält sich weiter so, als hätte der Klimawandel
einen Snooze Button. Trotz dringender Warnungen aus der Wissenschaft
und eindeutiger Kritik am Klimapaket von Expertenseite bringt sie das
weitgehend wirkungslose und sozial ungerechte Klimapaket unbeirrt auf
den Weg. Das Ignorieren der Fakten in der Klimapolitik ist
verantwortungslos gegenüber künftigen Generationen. Wir brauchen
mutigeren Klimaschutz, und bis dahin mutigen Protest auf der Straße.
Die Bundesregierung muss endlich aufwachen!

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 9. Oktober 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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VERKEHR/524: Scheuer ist nicht mehr tragbar


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 9. Oktober 2019

Scheuer ist nicht mehr tragbar



"Bundesminister Scheuer ist nicht mehr zu trauen. Ein Bundesminister,
der kein Vertrauen genießt, ist nicht mehr tragbar", erklärt Jörg
Cezanne, für die Fraktion DIE LINKE Mitglied im Verkehrsausschuss,
nach Bekanntwerden von weiteren Geheimtreffen zwischen
Verkehrsminister Andreas Scheuer und den Firmen der PKW-Maut. Cezanne
weiter:

"Bundesminister Scheuer hat sich als großer Aufklärer nach dem
Scheitern der PKW-Maut inszeniert und versprochen, alle Informationen
zu liefern und Fragen zu beantworten. Das Gegenteil ist jedoch der
Fall. Nach und nach werden weitere Geheimtreffen zwischen dem
Bundesverkehrsministerium, dem Bundeskanzleramt und den Firmen der
PKW-Maut bekannt. Dass diese Gespräche seitens des Ministeriums nicht
in Vermerken dokumentiert wurden, erweckt den Anschein, dass
vorsätzlich kritische Gesprächsgegenstände gegenüber dem Parlament
verborgen werden sollten. Es steht der Verdacht im Raum, dass die
Gespräche genutzt wurden, um den gesetzlich vorgegebenen
Finanzierungsrahmen zu umgehen und somit den Haushaltsgesetzgeber zu
täuschen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 9. Oktober 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8959: Heute im Bundestag Nr. 1104 - 09.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1104

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 15.30 Uhr

1. Korrekturbitten des Kanzleramtes

2. Korrekturbitten des BPA

3. Projektförderung des BFDK thematisiert

4. Gewinnung von Seltenen Erden

5. Tourismusstrategie der Bundesregierung



1. Korrekturbitten des Kanzleramtes

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten des Bundeskanzleramtes (BKAmt)
geht es in der Antwort der Bundesregierung (19/13120) auf eine Kleine
Anfrage der AfD-Fraktion (19/12596). Danach gibt das Bundeskanzleramt
lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn vom
BKAmt veröffentlichte Informationen oder Angaben über die
Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben sind und das
Kanzleramt einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

2. Korrekturbitten des BPA

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten des Presse- und Informationsamtes
der Bundesregierung (BPA) gegenüber Medien geht es in der Antwort der
Bundesregierung (19/13121) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12610). Danach gibt das BPA lediglich in Einzelfällen einem Medium
dann einen Hinweis, wenn vom BPA veröffentlichte Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben
sind und das BPA einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

3. Projektförderung des BFDK thematisiert

Kultur und Medien/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die "Projektförderung des Bundesverbands Freie
Darstellende Künste" (BFDK) thematisiert die AfD-Fraktion in einer
Kleinen Anfrage (19/13704). Wie die Fraktion darin ausführt, fördert
die Bundesregierung im Rahmen einer Projektförderung den BFDK mit
jährlich wechselnden Mitteln. So habe der BFDK im Jahr 2017 437.000
Euro, im vergangenen Jahr 142.000 Euro und im laufenden Jahr 536.000
Euro an Zuwendungen aus dem Bundeshaushalt erhalten. Wissen wollen die
Abgeordneten unter anderem, ob die Bundesregierung Kenntnis darüber,
hat, "welche konkreten Einzelprojekte der BFDK in den Jahren 2017 bis
2019 durchgeführt hat beziehungsweise durchführen wird".

 * 

4. Gewinnung von Seltenen Erden

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um die Rolle Chinas bei der Gewinnung von Seltenen
Erden in Afrika geht es in einer Kleinen Anfrage (19/13688) der
FDP-Fraktion. Dabei thematisieren die Abgeordneten unter anderem die
Arbeitsbedingungen in den Minen und plädieren für eine
Rohstoffstrategie im Hinblick auf Seltene Erden, die auf den Schutz
von Menschenrechten und eine faire Teilhabe an der Wertschöpfung
ausgerichtet ist.

 * 

5. Tourismusstrategie der Bundesregierung

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die AfD-Fraktion fragt nach dem Stand bei der
Entwicklung einer Tourismusstrategie. Dazu möchten die Abgeordneten in
einer Kleinen Anfrage (19/13705) beispielsweise wissen, mit welchen
konkreten Maßnahmen die Bundesregierung neue Zielmärkte erschließen
will. Darüber hinaus interessiert sie, ob die Deutsche Zentrale für
Tourismus in diesem Zuge mehr Geld erhalten soll.

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 1104 - 9. Oktober 2019 - 15.30 Uhr
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BUNDESTAG/8958: Heute im Bundestag Nr. 1103 - 09.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1103

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 13.26 Uhr

1. Ausgaben für Büromieten stark gestiegen

2. Keine Korrekturbitten des ITZBund

3. Keine GZD-Korrekturbitten im April

4. Touristische Nutzung von Immobilien

5. Aufteilung der Strukturhilfen



1. Ausgaben für Büromieten stark gestiegen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Ausgaben der Bundesanstalt für
Immobilienaufgaben (BImA) für die Anmietung von Büroflächen sind seit
2014 stark gestiegen. Wie aus der Antwort der Bundesregierung
(19/12880) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12417)
hervorgeht, wurden 2014 166,6 Millionen Euro für Anmietungen
ausgegeben. 2018 waren es bereits 270,9 Millionen Euro. Nach Angaben
der Bundesregierung verfügt die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben
selbst nur über eine sehr geringe Anzahl leerstehender und ohne
weitere Herrichtungsmaßnahmen sofort vermietbarer Büroflächen. 138.000
Quadratmeter Büroflächen könnten aber nach umfangreicher Herrichtung
oder Grundsanierung für Bürozwecke verwandt werden.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des ITZBund

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das Informationstechnikzentrum Bund (ITZBund) hat im
April 2019 keine Korrekturen von Berichterstattungen unter
anwaltlicher Hilfe erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/13043) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/12616). Das Informationstechnikzentrum Bund gebe in Einzelfällen
bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen Hinweis. Eine
Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

3. Keine GZD-Korrekturbitten im April

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Generalzolldirektion (GZD) hat im April 2019
keine Korrekturen von Berichterstattungen unter anwaltlicher Hilfe
erbeten. Dies schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13056)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12615). Die GZD gebe in
Einzelfällen bei unzutreffender Berichterstattung einem Medium einen
Hinweis. Eine Verpflichtung zur Erfassung dieser Hinweise bestehe
nicht.

Die Antwort erfolgte aufgrund der Nachfrage zur Antwort der
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache
19/7472.

 * 

4. Touristische Nutzung von Immobilien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die touristische Nutzung von Bundesimmobilien macht
die FDP-Fraktion zum Thema einer Kleinen Anfrage (19/13315). Die
Bundesregierung soll angeben, ob sie geprüft hat, inwiefern sich
Immobilien aus dem Eigentum des Bundes touristisch nutzen lassen und
wie eine touristische Nutzung aussehen könnte.

 * 

5. Aufteilung der Strukturhilfen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie die im Zusammenhang mit dem Ausstieg aus der
Kohleverstromung geplanten zusätzlichen Gelder für den Strukturwandel
auf die einzelnen Bundesministerien aufgeteilt werden sollen, will die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13664) in Erfahrung bringen.
Gefragt wird unter anderem, in welchen Haushaltstiteln die geplanten
Maßnahmen veranschlagt werden und mit welchen Kosten die
Bundesregierung für bestimmte Maßnahmen rechnet.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8957: Heute im Bundestag Nr. 1102 - 09.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1102

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 12.38 Uhr

1. Keine Korrekturbitten des BVL im Mai

2. Keine Korrekturbitten des BfR im Juni

3. Zuckerersatzstoffe in Lebensmitteln

4. Agrarpolitik und EU-Ratspräsidentschaft

5. Bilanz zu Waldbränden und Waldschäden

6. Raupenplagen in Deutschland



1. Keine Korrekturbitten des BVL im Mai

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesamt für Verbraucherschutz und
Lebensmittelsicherheit (BVL) hat im Mai 2019 in keinem Fall bei Medien
um eine Korrektur der Berichterstattung gebeten. Das geht aus der
Antwort (19/13062) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage
(19/12684) der AfD-Fraktion hervor. Das BVL gebe lediglich in
Einzelfällen einem Medium dann einen Hinweis, wenn die von der Behörde
veröffentlichten Informationen oder Angaben über die Bundesregierung
unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

2. Keine Korrekturbitten des BfR im Juni

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) hat im
Juni 2019 in keinem Fall bei Medien um eine Korrektur der
Berichterstattung gebeten. Das geht aus der Antwort (19/12861) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/12599) der AfD-Fraktion
hervor. Das BfR gebe lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn die von der Behörde veröffentlichten Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung unzutreffend wiedergegeben würden.

 * 

3. Zuckerersatzstoffe in Lebensmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen befasst sich mit
dem Konsum von Zucker als Risiko für die Gesundheit in einer Kleinen
Anfrage (19/13701). Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung
unter anderen wissen, ob Untersuchungen veranlasst wurden, um
Informationen über Rezepturveränderungen hinsichtlich des
Zuckerersatzes durch andere Zuckerarten, Zuckerersatzstoffe oder
Süßstoffe zu erhalten.

 * 

4. Agrarpolitik und EU-Ratspräsidentschaft

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die zentralen
Projekte und Schwerpunkte im Bereich Ernährung und Landwirtschaft im
Zuge der EU-Ratspräsidentschaft der Bundesrepublik Deutschland 2020.
Die Abgeordneten wollen in einer Kleinen Anfrage (19/13685) von der
Bundesregierung unter anderem wissen, welche Prioritäten gesetzt
werden und ob sich diese von den Schwerpunktsetzungen der
Ratspräsidentschaften der Vorgänger- und Nachfolgerregierungen
unterscheiden.

 * 

5. Bilanz zu Waldbränden und Waldschäden

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen stellt die
Waldschäden und Waldbrände der vergangenen Jahre in dem Mittelpunkt
einer Kleinen Anfrage (19/13677). Die Abgeordneten fordern die
Bundesregierung unter anderem dazu auf, entsprechende
Schadensereignisse nach Kronenverlichtung, Sturmschäden, Waldbränden,
Dürreschäden, Pilz- und Schädlingsbefall für die letzten fünf Jahre
aufzulisten.

 * 

6. Raupenplagen in Deutschland

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Probleme mit Überpopulationen der Raupe des
Schwammspinners stehen im Fokus eine Kleinen Anfrage (19/13667) der
FDP-Fraktion. Die Abgeordneten interessieren die Folgen für durch
Dürre und Trockenheit geschwächte Bäume und verlangen Auskunft
darüber, wie hoch die Schäden für die Wälder seit dem Jahr 2015
einzuschätzen sind.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/8956: Heute im Bundestag Nr. 1101 - 09.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1101

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 9. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 10.01 Uhr

1. Vier Milliarden Euro Zölle an die EU

2. 48 Prozent der Bundesmittel abgerufen

3. AfD fragt nach Ausfuhrkassenzetteln

4. Arbeiten an Versorgungsleitungen

5. EU-Konformität des Baukindergelds



1. Vier Milliarden Euro Zölle an die EU

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die deutschen Zollbehörden haben im vergangenen Jahr
5,03 Milliarden Euro als Zollabgaben vereinnahmt. 4,02 Milliarden Euro
seien davon an die Europäische Kommission als traditionelle
Eigenmittel abgeführt worden, heißt es in der Antwort der
Bundesregierung (19/13478) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12724). In den Jahren 2016 und 2017 war die Höhe der
Zollabgaben und Abführungen ähnlich. Ein Teil der von der Fraktion
erbetenen Auskünfte sieht die Bundesregierung als
geheimhaltungsbedürftig an. Eine Veröffentlichung würde Rückschlüsse
auf den kriminalitätsbezogenen Informationsstand sowie die
Arbeitsweise des Zolls und anderer nationaler Behörden ermöglichen.
Daher wurden die Antworten auf die betreffenden Fragen aus Gründen des
Staatswohls als "VS - nur für den Dienstgebrauch" eingestuft.

 * 

2. 48 Prozent der Bundesmittel abgerufen

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Von den Bundesmitteln des
Kommunalinvestitionsförderungsgesetzes sind von den Ländern mit Stand
vom 3. September 2019 knapp 1,7 Milliarden Euro abgerufen worden. Dies
entspreche einem Anteil von 48 Prozent am Gesamtvolumen des
Infrastrukturprogramms, teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/13183) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/12795) mit. Am
höchsten waren die Abrufquoten in Brandenburg mit 77,6 Prozent und
Baden-Württemberg mit 75,8 Prozent. Am niedrigsten war die Abrufquote
in Mecklenburg-Vorpommern mit 7,6 Prozent.

 * 

3. AfD fragt nach Ausfuhrkassenzetteln

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Warum die Einführung eines elektronischen
Selbstabfertigungssystems für Ausfuhrkassenzettel ausgesetzt wurde,
will die AfD-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13629) von der
Bundesregierung erfahren. Wie die Abgeordneten in der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage erläutern, lassen sich Käufer aus Nicht-EU-Ländern bei
der Ausreise aus der Bundesrepublik Deutschland durch den Zoll auf
einem Ausfuhrkassenzettel bestätigen, dass sie die gekaufte Ware in
ein Nicht-EU-Land ausführen. Beim nächsten Besuch in Deutschland könne
ein Käufer den abgestempelten Kassenzettel dem Verkäufer vorlegen und
eine Erstattung der Umsatzsteuer erlangen. Unter Hinweis auf einen
Bericht des Bundesrechnungshofs heißt es in der Kleinen Anfrage, dass
bundesweit etwa 160 Zollbeamte dauerhaft und ausschließlich mit dem
Stempeln der Kassenzettel beschäftigt seien, davon allein 100 an der
Grenze zur Schweiz.

 * 

4. Arbeiten an Versorgungsleitungen

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Sicherheitsfragen bei Arbeiten an Versorgungsnetzen
thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/13703). Die
Abgeordneten möchten von der Bundesregierung wissen, wie viele und
welche Zwischenfälle es bei Tiefbauarbeiten gab. Sie erkundigen sich
auch nach einer Stellungnahme zur Diskussion um verbindliche
Qualitätsstandards bei solchen Arbeiten.

 * 

5. EU-Konformität des Baukindergelds

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hinterfragt die
EU-Konformität des Baukindergelds. In einer Kleinen Anfrage (19/13679)
verweisen die Abgeordneten auf Presseberichte, laut denen Zweifel an
dieser Rechtskonformität auf EU-Ebene aufgekommen seien. Sie
erkundigen sich bei der Bundesregierung nach entsprechenden
Überprüfungen.

 * 
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BUNDESTAG/8955: Heute im Bundestag Nr. 1100 - 08.10.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 1100

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 8. Oktober 2019, Redaktionsschluss: 16.16 Uhr

1. Kosten für Unterkunft und Heizung

2. Wohnverhältnisse junger Erwachsener

3. Automatisierte Vorauswahlverfahren

4. Korrekturbitten des BMAS

5. Erarbeitung des Klimaschutzgesetzes

6. Recht auf sauberes Wasser thematisiert



1. Kosten für Unterkunft und Heizung

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Differenz zwischen tatsächlichen und anerkannten
Kosten der Unterkunft und Heizung für Leistungsberechtigte des Zeiten
Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/13029) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke zur "Bilanz von Hartz IV für eingesparte Sozialleistungen"
(19/12198). Wie die Bundesregierung darin darlegt, belief sich die
Zahl aller Bedarfsgemeinschaften im Jahresdurchschnitt 2018 auf rund
3.093.000, von denen 2.849.000 die Unterkunftsart Miete hatten. Bei
546.000 dieser Bedarfsgemeinschaften habe eine Differenz von
tatsächlichen und anerkannten Kosten der Unterkunft und Heizung
vorgelegen. Die Höhe dieser Differenz betrug den Angaben zufolge im
Jahr 2018 rund 538 Millionen Euro.

Die Gründe, warum die tatsächlichen von anerkannten Unterkunftskosten
"im Einzelfall abweichen", können laut Bundesregierung vielfältig
sein: Neben der "Tatsache, dass die tatsächlichen Kosten vom
kommunalen Träger als unangemessen bewertet werden", könne sich im
Rahmen der Angemessenheitsprüfung beispielsweise herausstellen, dass
nicht die gesamten Unterkunftskosten berücksichtigt werden, "weil ein
Teil der Unterkunft nicht zu Wohnzwecken verwendet wird
(Geschäftsräume), untervermietet wird oder die Aufwendungen nicht
kopfteilig auf die Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft entfallen (wenn
auf nicht leistungsberechtigte Haushaltsmitglieder zum Beispiel eine
größerer Flächenanteil entfällt)".

Darüber hinaus komme es in der Bewilligungspraxis häufig zu
Rückerstattungen beziehungsweise Gutschriften von Bedarfen für
Unterkunft und Heizung (zum Beispiel Betriebs- und Heizkosten im
Rahmen von nachträglichen Nebenkostenabrechnungen), wie aus der
Antwort weiter hervorgeht. Diese seien von den laufenden Bedarfen für
Unterkunft und Heizung abzusetzen. Im Prozess der Leistungsgewährung
würden diese Rückerstattungen häufig nur von den anerkannten, nicht
aber von den tatsächlichen Kosten abgezogen und bewirkten damit eine
überhöhte Abweichung beider Werte.

Weiter führt die Bundesregierung aus, dass in den tatsächlichen Kosten
für Unterkunft und Heizung im Einzelfall auch Kosten für Strom
enthalten seien. Da Aufwendungen für Strom jedoch durch die
pauschalierten Regelbedarfe abgedeckt würden, könnten Stromkosten
nicht als Kosten für Unterkunft und Heizung anerkannt werden.

 * 

2. Wohnverhältnisse junger Erwachsener

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über Wohnverhältnisse junger Erwachsener berichtet
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/13211) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/12555). Danach lebten
laut Sachverständigenkommission des 15. Kinder- und Jugendberichts
unter Bezugnahme auf den Mikrozensus 2014 gerundet 1,97 Millionen
18- bis unter 21-Jährige bei ihren Eltern beziehungsweise einem
Elternteil. Für die Gruppe der 18- bis unter 27-Jährigen galt dies den
Angaben zufolge für 2,28 Millionen junge Menschen.

Wie die Bundesregierung weiter ausführt, liegen über den Mikrozensus
Angaben zu den Privathaushalten vor, hierunter auch Angaben zu den
Einpersonenhaushalten von jungen Menschen im Alter von unter 25
Jahren. Laut Mikrozensus 2018 liege deren Anzahl bei gerundet 1,39
Millionen. Hinzu kommen laut Vorlage noch 0,53 Millionen Haushalte mit
zwei und mehr Personen, bei denen die so genannte Bezugsperson
ebenfalls unter 25 Jahre alt ist.

 * 

3. Automatisierte Vorauswahlverfahren

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Automatisierte Vorauswahlverfahren in
Bewerberauswahlprozessen sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/13210) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/12439). Danach setzen die Bundesregierung und ihre
nachgelagerten Behörden in Bewerberauswahlprozessen keine teil- oder
vollautomatisierten Vorauswahlverfahren oder Text- und
Sprachanalysesoftware ein.

Eine Erprobung solcher Verfahren und Software "findet und fand nicht
statt", heißt es in der Antwort weiter. Zum einen werde keine
Notwendigkeit für den Einsatz solcher Verfahren und Softwares gesehen.
Zum anderen erfüllten diese "aufgrund der fehlenden
Nachvollziehbarkeit, Objektivität, Reliabilität und Validität der
Auswahlentscheidung sowie aufgrund des aus der ausschließlichen
Nutzung statistischer Analysen erwachsenden Diskriminierungspotenzials
nicht die notwendigen Voraussetzungen für einen Einsatz bei der
Personalauswahl der Bundesregierung und der ihr nachgelagerten
Behörden".

 * 

4. Korrekturbitten des BMAS

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/STO) Um Korrekturbitten des Bundesministeriums für Arbeit
und Soziales (BMAS) geht es in der Antwort der Bundesregierung
(19/13081) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/12593). Danach
gibt das BMAS lediglich in Einzelfällen einem Medium dann einen
Hinweis, wenn vom Ministerium veröffentlichte Informationen oder
Angaben über die Bundesregierung objektiv unzutreffend wiedergegeben
sind und das BMAS einen Hinweis für geeignet und angemessen erachtet.

 * 

5. Erarbeitung des Klimaschutzgesetzes

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die Fraktion Die Linke will wissen, wann das
Bundeskanzleramt erstmals seitens des Bundesumweltministeriums (BMU)
über die Absicht in Kenntnis gesetzt worden ist, ein Klimaschutzgesetz
zu erarbeiten, und wann die anderen Bundesministerien davon in
Kenntnis gesetzt wurden. Auch erkundigt sie sich in einer Kleinen
Anfrage (19/13687) danach, welche grundsätzlichen Einwände es seitens
des Bundeskanzleramts sowie der Bundesministerien für Wirtschaft und
Energie, für Ernährung und Landwirtschaft, für Verkehr und digitale
Infrastruktur sowie des Bundesministeriums des Innern, für Baum und
Heimat zwischen der Information "über die Absicht, ein
Klimaschutzgesetz zu erarbeiten, bis zur Übermittlung der Vorlage zum
Klimaschutzgesetz" durch das BMU im Februar 2019 gab. Ferner fragt sie
unter anderem, in welcher Weise diese grundsätzlichen Einwände in dem
genannten Zeitraum "seitens des federführenden BMU in der Erarbeitung
des Entwurfs des Klimaschutzgesetzes berücksichtigt" wurden.

 * 

6. Recht auf sauberes Wasser thematisiert

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um das "Menschenrecht auf Zugang zu sauberem Wasser
in Deutschland" geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/13665). Darin erkundigt sich die Fraktion danach, ob für
obdachlose Menschen die Trinkwasserversorgung in der Bundesrepublik
nach Kenntnis der Bundesregierung ausreichend ist. Auch will sie
wissen, wie viele öffentliche Trinkwasserspender es in Deutschland
gibt. Ferner fragt sie unter anderem, welche Maßnahmen die
Bundesregierung vorschlägt, "um die Wasserversorgung (Trinkwasser und
Bewässerung in der Landwirtschaft) zu Dürrezeiten in der
Bundesrepublik Deutschland optimal zu gewährleisten".

 * 
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UMWELT/921: Bundesregierung will ihre bereits gescheiterte Klimapolitik fortführen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2019

KÖHLER: Bundesregierung will ihre bereits gescheiterte
Klimapolitik fortführen



Zum Kabinettsbeschluss des Klimapakets erklärt der klimapolitische
Sprecher der FDP-Fraktion Dr. Lukas Köhler:

"Union und SPD haben mit ihrem Klimapaket die große Chance verpasst,
die deutsche Klimapolitik endlich vom Kopf auf die Füße zu stellen.
Statt auf einen großen Wurf setzt die Bundesregierung darauf, ihre
bereits gescheiterte Klimapolitik fortzuführen und weitere Milliarden
zu versenken. Der notwendige Neustart samt europäischer Einbettung
bleibt aus. Daran ändert auch die als Emissionshandel getarnte
CO2-Steuer nichts. Ohne ein striktes CO2-Limit finanziert der
CO2-Preis lediglich die milliardenschweren Subventionen. Die
FDP-Fraktion fordert Union und SPD auf, das Paket grundsätzlich und
marktwirtschaftlich umzubauen. Die Klimaziele können nur mit einem
jährlich sinkenden CO2-Limit für alle Verursacher von Treibhausgasen
garantiert erreicht werden. Verkehr und Gebäude müssen dafür in den
EU-Emissionshandel integrieren werden. Nur so können die Klimaziele
garantiert und kostengünstig erreicht werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





VERKEHR/587: Verhalten Scheuers muss von Parlamentarischem Untersuchungsausschuss aufgearbeitet werden


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2019

LUKSIC: Verhalten Scheuers muss von Parlamentarischem
Untersuchungsausschuss aufgearbeitet werden



Zu den Medienberichten über weitere Geheimtreffen des
Bundesverkehrsministeriums mit den Mautbetreibern erklärt der
verkehrspolitische Sprecher der FDP-Fraktion Oliver Luksic:

"Bundesverkehrsminister Scheuer hat bei der Aufklärung seiner
gescheiterten Pkw-Maut großspurig 'maximal mögliche Transparenz'
versprochen. In Wahrheit setzt er jedoch auf maximale Heimlichtuerei
und verstrickt sich in Widersprüche. Jetzt muss Scheuer einräumen,
dass eine ganze Reihe hochrangiger Gespräche im Vorfeld der
Vertragsunterzeichnung stattgefunden haben, die in den
herausgegebenen Akten des Ministeriums nicht aufgeführt sind. Die
fehlende Dokumentation zu diesen Geheimgesprächen ist unglaubwürdig.
Außerdem wäre dies ein vergaberechtlicher Skandal, der ernsthafte
Konsequenzen nach sich ziehen würde. Scheuers Aussagen zu den
Geheimtreffen in der Fragestunde des Bundestags sind zudem fraglich.
Gesprächsteilnehmer weisen seine Ausführungen zurück. Dennoch
wiederholt er noch einmal schriftlich, dass es in den besagten
Gesprächen von seiner Seite aus keine Aufforderungen an die Betreiber
gegeben hätte. Das Verhalten des Ministers ist unredlich und wird von
einem parlamentarischen Untersuchungsausschuss detailliert
aufgearbeitet werden müssen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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WIRTSCHAFT/3077: Breitbandförderung ist ein Bürokratiemonster


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 9. Oktober 2019

SITTA: Breitbandförderung ist ein Bürokratiemonster



Zur TK-Marktstudie 2019
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"So erfreulich es ist, dass Unternehmen in die digitale Infrastruktur
investieren, so enttäuschend ist die Performance der Bundesregierung.
Um das Ziel einer flächendeckenden Gigabit-Versorgung überhaupt
erreichen zu können, müssen schnell die richtigen Rahmenbedingungen
gesetzt werden. Insbesondere die Fördervergabe für den
Breitbandausbau muss angepasst werden, denn sie entpuppt sich als
Bürokratiemonster. Damit Finanz- und Baukapazitäten möglichst
effizient eingesetzt werden können, fordert die FDP-Fraktion die
Umstellung auf ein nachfrageorientiertes Gigabit-Gutschein-System.
Denn nur so kommen die Fördermittel dort an, wo sie am dringendsten
gebraucht werden. Auch bei den Mobilfunknetzen ist energisches
Handeln gefragt, denn der Status Quo ist für ein modernes
Industrieland erbärmlich. Um die Netzabdeckung zu verbessern,
brauchen wir eine Weiße-Flecken-Auktion. Im Anschluss an
Frequenzversteigerungen darf das Geld nicht länger im Haushalt
versickern, sondern muss endlich zur Verbesserung der Netze verwendet
werden."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1136: Beate Böhlen ist neue Bürgerbeauftragte des Landes (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 88/2019

Beate Böhlen ist neue Bürgerbeauftragte des Landes



Stuttgart. Der Landtag von Baden-Württemberg hat in seiner heutigen
Sitzung Beate Böhlen (Grüne) zur neuen Bürgerbeauftragten des Landes
gewählt. In geheimer Wahl entfielen auf die 52-jährige Abgeordnete 84
Ja-Stimmen, bei 47 Nein-Stimmen und 4 Enthaltungen. 135 Abgeordnete
hatten sich an der Wahl beteiligt. Böhlen, die angekündigt hatte,
sowohl ihr Landtags- wie auch ihr Mandat im Gemeinderat von
Baden-Baden niederlegen zu wollen, wird das Amt der Bürgerbeauftragten
ab dem 1. November 2019 ausfüllen. Landtagspräsidentin Muhterem Aras
(Grüne) verpflichtete Böhlen nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses auf
ihr Amt. "Ich wünsche Ihnen eine glückliche Hand bei der Erfüllung
Ihrer Aufgaben", so Aras. Beate Böhlen, die seit 2011 Vorsitzende des
Petitionsausschusses des Landtags ist, tritt die Nachfolge von Volker
Schindler an. Er hatte sein Amt Ende August aus persönlichen Gründen
aufgegeben. Bürgerinnen und Bürger können sich an die
Bürgerbeauftragte wenden, wenn sie Probleme mit den Behörden des
Landes haben. Die Amtszeit der Bürgerbeauftragten Böhlen dauert acht
Jahre.

 * 
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BADEN-WÜRTTEMBERG/1135: Landtag modernisiert Plenarbetrieb (LBW)


Landtag von Baden-Württemberg - Pressemitteilung 87/2019

Landtag modernisiert Plenarbetrieb

Abgeordnete nutzen bei namentlichen Abstimmungen künftig Stimmkarten



Stuttgart. Die Abgeordneten des Landtags von Baden-Württemberg nutzen
bei namentlichen Abstimmungen im Plenum künftig personalisierte
Stimmkarten. "Die Einführung der Stimmkarten ist ein weiterer
wichtiger Schritt zur Modernisierung des Plenarbetriebs", sagte
Landtagspräsidentin Muhterem Aras (Grüne) am Mittwoch, 9. Oktober
2019, in Stuttgart. Die Karten im Scheckkartenformat wurden während
der Sommerpause hergestellt und stehen den Abgeordneten ab der
heutigen Plenarsitzung zur Verfügung. Sie sollen Abstimmungsverfahren
erleichtern und beschleunigen.

Jeder Abgeordneten und jedem Abgeordneten stehen jeweils acht
personalisierte Karten für "Ja", "Nein" und "Enthaltung" zur
Verfügung. Die Karten inklusive Ersatzkarten sind jeweils mit Name,
Fraktion und einem Foto der oder des Abgeordneten versehen und werden
in einer personalisierten schwarzen Klappdeckelkartonage mit
Magnetverschluss, die das Logo des Landtags von Baden-Württemberg
trägt, aufbewahrt.

Vorerst werden die Karten bei namentlichen Abstimmungen von den
Abgeordneten in eine Box geworfen und anschließend von
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Landtagsverwaltung ausgezählt.
In einem zweiten Schritt soll eine elektronische Zählmaschine die
händische Auszählung ersetzen. Bislang werden die 143 Mitglieder des
Landtags bei namentlichen Abstimmungen einzeln zur Stimmabgabe
aufgerufen und deren Votum schriftlich festgehalten. Die Kosten für
Design und Produktion der Karten und der Kartonage belaufen sind auf
insgesamt rund 15.000 Euro.

Der Landtag hatte am 18. Juli 2019 im Zuge der Änderung der
Geschäftsordnung den Beschluss gefasst, das Verfahren bei namentlichen
Abstimmungen neu zu regeln und künftig mittels personalisierter
Stimmkarten abzustimmen.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5254: Start der Solar-Offensive (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 09.10.2019

Start der Solar-Offensive: Mit Sonnenstrom das Fundament der
Energiewende stärken



Das rheinland-pfälzische Umweltministerium hat heute den Startschuss
für die Solar-Offensive gegeben. Damit werden unter anderem
Speicherlösungen für Solarenergie gezielt gefördert. Dazu erklärt der
Vorsitzende der GRÜNEN Landtagsfraktion, Dr. Bernhard Braun:

"Die Solar-Offensive ist ein wichtiger Schritt für die
rheinland-pfälzische Energiewende und somit auch für erfolgreichen
Klimaschutz. Gemeinsam mit der Windkraft bildet die Photovoltaik das
Fundament einer Energieversorgung komplett aus erneuerbaren Quellen.
Nur so können wir uns aus der Abhängigkeit von fossilen Energieträgern
lösen und den raschen Ausstieg aus der Kohlestromgewinnung meistern.

Dass die rheinland-pfälzische Landesregierung die Energiewende
offensiv vorantreibt, ist vor allem vor dem Hintergrund der desolaten
Klimapolitik auf Bundesebene unabdingbar. Allerdings können die Länder
nur schwer all das kompensieren, was die Bundesregierung an Maßnahmen
versäumt."

Der energiepolitische Sprecher, Andreas Hartenfels, ergänzt: "Die seit
dem Jahr 2007 positive Entwicklung bei der Photovoltaik wurde durch
die Novellierungen des Erneuerbare-Energien-Gesetzes (EEG) 2014 und
2017 mit einem festgelegten Zubauvolumen von jährlich 2,5 Gigawatt
massiv ausgebremst. Neuesten Berechnungen des Bundesverbands
Erneuerbare Energien zufolge müsste der Zubau bei jährlich 10 Gigawatt
liegen, damit der Bund sein Ziel erreichen kann, bis zum Jahr 2030
insgesamt 65 Prozent des Bruttostromverbrauchs aus regenerativen
Energieformen zu gewinnen. Außerdem schrecken Eigenheimbesitzerinnen
und -besitzer häufig vor viel zu hohen bürokratischen Hürden zurück,
die dringend abgebaut werden müssen.

Immerhin scheint die Bundesregierung mit ihrem Klimapaket nun eine
Abschaffung des 52-Gigawatt-Deckels für den Ausbau der
Solarstromgewinnung anzustreben. Maßgeblichen Anteil daran hat sicher
der Bundesratsantrag aus Rheinland-Pfalz, mit dem sich die
Länderkammer am kommenden Freitag erneut befassen wird."

 * 
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SOZIALES/2784: SPD steht an der Seite der Menschen, die auf bezahlbares Wohnen angewiesen sind


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 9. Oktober 2019

Arbeitsgruppe: Recht und Verbraucherschutz

SPD steht an der Seite der Menschen, die auf bezahlbares Wohnen angewiesen sind



Michael Groß, zuständiger Berichterstatter:

Das Bundeskabinett hat heute die Gesetzentwürfe zur Verlängerung und
Verschärfung der Mietpreisbremse sowie zur Verteilung der Maklerkosten
beschlossen. Die Reform geht über die Vereinbarungen im
Koalitionsvertrag hinaus. Die SPD-Fraktion begrüßt das.

"Mit dem heutigen Kabinettsbeschluss konnte die SPD einen weiteren
Erfolg für bezahlbare Wohnungen und für den günstigeren Erwerb von
Eigentum gerade für junge Familien umsetzen.

Wir verlängern die Regelungen zur Mietpreisbremse um weitere fünf
Jahre. Mehrere Studien belegen, dass die Mietpreisbremse wirkt. Sie
schützt Mieterinnen und Mieter vor rasant steigenden Mieten. Der Markt
schafft kein soziales Mietrecht. Deswegen muss der Staat gegensteuern.
Die Verlängerung um weitere fünf Jahre bis zum 31.12.2025 wird
weiterhin dazu beitragen, dass Mieten in angespannten Wohnlagen nicht
ungehemmt steigen können. Darüber hinaus verschärfen wir die
Mietpreisbremse. Zu viel gezahlte Miete kann danach rückwirkend ab
Beginn des Mietverhältnisses bis zu 30 Monate zurückgefordert werden.
Zurzeit gilt dies erst ab dem Zeitpunkt einer Rüge. Damit schaffen wir
mehr Gerechtigkeit am Mietwohnungsmarkt und stärken die Rechte der
Mieterinnen und Mieter.

Mit dem zweiten Gesetzentwurf werden wir die Nebenkosten beim Erwerb
von Wohnimmobilien auf Seiten der Käuferinnen und Käufer senken.
Bislang ist es oft so, dass Käufer einer Wohnimmobilie die Kosten für
den Makler vollständig übernehmen müssen. Wir ändern das. Mit der
Gesetzesänderung müssen Käufer die Maklerkosten maximal zur Hälfte
tragen. Die zweite Hälfte zahlt der Verkäufer. Damit sparen vor allem
junge Familien spürbar bei den Nebenkosten.

Die neue Bundesjustizministerin legt einen klaren Schwerpunkt auf die
Stärkung des sozialen Mietrechts. Wir dämpfen damit künftige
Mietpreissteigerungen. Darüber hinaus wird dies auch spürbare
Auswirkungen auf Vergleichsmieten haben, die Grundlage für Regelungen
zur Kappungsgrenzen und Mietpreisbremse sind. Das senkt schließlich
auch Mieten im Bestand.

Mit der Reform setzt das SPD-geführte Bundesjustizministerium einen
weiteren Beschluss des Wohngipfels der Bundesregierung um und geht
über die Vereinbarungen im Koalitionsvertrag hinaus."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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BERUF/1943: Wie Berufsberaterinnen und -berater auf die Arbeit mit Geflüchteten besser vorbereitet werden können (idw)


Hochschule der Bundesagentur für Arbeit - 08.10.2019

Wie Berufsberaterinnen und -berater auf die Arbeit mit Geflüchteten
besser vorbereitet werden können

Internationale Abschlusskonferenz zum Erasmus+-Projekt CMinaR in Berlin



Die Migration nach Europa stellt viele Länder vor neue Herausforderungen,
vor allem bei der Integration der Geflüchteten in den Arbeitsmarkt.
Beschäftigungsorientierte Berater spielen dabei eine Schlüsselrolle. Wie
kann man sie bei ihrer Arbeit mit Geflüchteten unterstützen und welche
Kompetenzen sollten sie zur Bewältigung der neuen Herausforderungen
erwerben? Im Erasmus+-Projekt CMinaR haben die sechs europäischen
Partnerländer Deutschland, Großbritannien, Italien, Litauen, Schweden und
die Türkei gemeinsam Lerninhalte entwickelt, um Beraterinnen und Berater
in der Praxis sowie Studierende der Beratung weiterzubilden. Auf einer
internationalen Abschlusskonferenz in Berlin wurden Ende August die
Ergebnisse des Pilotprojekts vorgestellt. Es nahmen 106 Experten und
Interessierte aus 18 Nationen teil.

Zum Auftakt der Tagung betonte Gastrednerin Rita Süssmuth, ehemalige
Präsidentin des Deutschen Bundestags und international anerkannte
Migrationsexpertin, die Bedeutung des wechselseitigen Lernens für die
Beratungsarbeit. "Wir lernen alle - die Aufnehmenden und die
Angekommenen", so Süssmuth. "Menschen haben eine Vergangenheit, Gegenwart
und Zukunft. Dies zusammenzudenken ist unsere Aufgabe." Sie plädierte für
gesellschaftliche Inklusion statt Ausgrenzung. "Lasst sie tätig werden",
forderte Süssmuth. Der Mensch müsse Zugehörigkeit entwickeln, um
Lernerfolge zu erzielen.

Projektkoordinator Karl-Heinz P. Kohn von der Hochschule der Bundesagentur
für Arbeit (HdBA) bezeichnete in seiner Begrüßungsrede Sprachbarrieren,
traumatisierende Erfahrungen der Geflüchteten sowie Wissenslücken über die
Herkunfts- und Ankunftsländer als größte Herausforderung für Beratende und
ihre Ratsuchenden. Um die Beratung besser auf die Bedürfnisse von
Geflüchteten auszurichten, entwickelten die am Projekt beteiligten
Universitäten sechs Kursmodule, die in Pilotgruppen durchgeführt und
evaluiert wurden.

Im ersten Modul erarbeitete die HdBA unter Mitwirkung von Prof. Dr. Ursula
Engelen-Kefer eine Einführung in den makroökonomischen und politischen
Rahmen für die Beratungsarbeit. Das Modul wird für jedes Land
nationalspezifisch angepasst. Die Situation in Deutschland ist von
erhöhten Altersstrukturen und einem Mangel an Arbeitskräften geprägt. "Für
uns ist die Migration auch aus makroökonomischen Gründen dringend
erforderlich," so lautete die Schlussfolgerung von Engelen-Kefer. Sie
plädierte für eine "Willkommenskultur, die den Menschen ein Gefühl der
Zugehörigkeit geben kann."

Das zweite Modul, verantwortet von Dr. Anne Chant und Claire Nix von der
Christ Church University Canterbury, soll die Kursteilnehmer zur
Selbstreflexion anregen: "Welche kulturelle Prägung, welche Werte und
Ansichten bringen sie selbst mit ein in die Beratung?" Diese Fragen müsse
man sich klar machen, um eine respektvolle gegenseitige Beziehung
aufzubauen, so Chant. Im Fokus des dritten Moduls steht die Sprache als
Hauptwerkzeug der Beratung. Ziel ist die Sensibilisierung für
Missverständnisse, die bei der interkulturellen Kommunikation entstehen
können. Sprache müsse man als bedeutungsvolle Ressource in der Berufs- und
Bildungsberatung für Flüchtlinge begreifen, sagte die Verantwortliche Dr.
Asa Sundelin von der Universität Stockholm.

Modul vier gibt einen Einblick in kulturelle Unterschiede und
Herausforderungen, mit denen Geflüchtete konfrontiert sind. "Es ist
wichtig zu verstehen, dass Kultur einen Einfluss auf die Wahrnehmung hat",
betonte Neşe Gülmez vom Büro für Arbeitsmarktfragen im Präsidialamt der
Republik Türkei. Eine große Rolle spiele auch die Religion, da viele
Geflüchtete aus islamischen Ländern stammten.

Modul fünf soll vor allem Wissen über die Arbeits- und Ausbildungssysteme
in Ankunfts- und Herkunftsländern vermitteln sowie die Potenzialerhebung
der Geflüchteten unterstützen. Dies sei eine wichtige Basis für berufliche
Optionen, wie Karl-Heinz P. Kohn betonte. Dabei werden neben
sprachgebundenen Tests auch andere Verfahren behandelt, mit denen zum
Beispiel anhand von konkreten Arbeitssituationen Softskills und
Fähigkeiten der Geflüchteten ermittelt werden. Im Zentrum des sechsten
Moduls steht Empowerment. "Es geht darum die positiven Kräfte zu
mobilisieren und eine neue Geschichte für die Zukunft zu entwickeln",
betonte Lea Ferrari von der Universität Padua.

Wie schwierig eine zukunftsorientierte Beratung bei traumatisierten
Geflüchteten sein kann, machte die Arbeits- und Organisationspsychologin
Olga Kostoula aus Österreich deutlich. Sie sprach in ihrem Vortrag über
die versteckten Effekte von Traumata in der Beratung. Neueren
Forschungsansätzen zufolge ist eine Retraumatisierung auch durch täglichen
Stress möglich. Die Beratungssituation an sich könne bereits zu Sorgen
führen, da Beratungsfachkräfte die Betroffenen aus ihren Ursprungsländern
nicht kennen. Dies sollte man bei der Beratungsarbeit im Hinterkopf
behalten.

Die abschließende Evaluation aller sechs Kursmodule soll sicherstellen,
dass die Ergebnisse erreicht wurden, die durch die Geldgeber gefordert
waren. Dies ist allen Projektbeteiligten gut gelungen. Die Methoden,
Medien und Modulinhalte sind nun auf der Webseite des Projekts sowie in
Buchform frei zugänglich. "Wir wünschen uns eine möglichst weite
Verbreitung", sagte Projektleiter Karl-Heinz P. Kohn. Jeder könne Teile
davon in der täglichen Beratung anwenden und die Inhalte nach Bedarf
anpassen.

Auch die Hochschule der Bundesagentur für Arbeit wird prüfen, wie die
Ergebnisse des Projekts in die Studienprogramme Bachelor, Master und
Zertifikate einfließen können. "Die Konferenz hat gezeigt, wie
anspruchsvoll, vielseitig und komplex die Arbeit von Berufsberaterinnen
und -beratern ist, die mit Geflüchteten arbeiten", sagte Rektor Prof. Dr.
Andreas Frey. Nun gehe es darum, das Wissen, die Fähigkeiten und Haltungen
der Berufsberaterinnen und -beratern mit denen der Migrantinnen und
Migranten in Einklang zu bringen. "Das sind zwei Seiten einer Medaille",
so Frey. Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Konferenz ermutigte er,
weitere internationale Forschungsprojekte und den europäischen Austausch
von Studierenden und Lehrenden der projektbeteiligten Unis zu beantragen
und durchzuführen.

Auch Vertreterinnen und Vertreter der EU und der OECD waren bei der
Konferenz anwesend. Matthias Rumpf von der Organisation für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) und Julie Fionda von
der Europäischen Kommission zeigten sich bei der abschließenden
Podiumsdiskussion zufrieden mit den vorgestellten Ergebnissen von CMinaR.
Fionda lobte den modularen und diversen Ansatz. Das Projekt gehe
grundsätzlich davon aus, dass Individuen mit all ihren Eigenheiten zu uns
nach Europa kämen, keine einheitliche Gruppe. "Die nächste große
Herausforderung ist es nun, weitere Projekte für eine große Bandbreite an
Leuten anzustoßen", so Fionda.

Neben Jean-Jacques Ruppert von der Internationalen Vereinigung für
Bildungs- und Berufsberatung (IAEVG) nahm auch eine NGO-.Vertreterin aus
der Arbeit mit Geflüchteten an der Diskussion teil. Elisabetta Melandri
vom Centro Informazione Educazione allo Sviluppo (CIES) Italien regte
einen weiteren Austausch der Projekterfahrungen in einem größeren Netzwerk
an. "Wenn die EU dies ermöglichen könnte, wäre das ein wichtiger Beitrag
dazu die europäischen Werte zu stärken." Geschlossen plädierten die
Referentinnen und Referenten für wissenschaftliches Arbeiten in
internationalen Netzwerken, das mehr zu Lösungen beitragen könne als
populistische Strömungen, die derzeit in Europa wieder Konjunktur hätten.


Weitere Informationen zum Projekt CMinaR sowie alle Projektergebnisse
unter:

https://www.cminar.eu/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1835
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FINANZEN/542: BAföG, Stipendien & Co. - Studienfinanzierung 2019 im CHECK (idw)


CHE Centrum für Hochschulentwicklung - 08.10.2019

BAföG, Stipendien & Co.: Studienfinanzierung 2019 im CHECK



Die Studierendenzahlen erreichen jährlich neue Rekordwerte. Doch wie
haben sich Studienfinanzierungsquellen wie BAföG, Stipendien oder
Studienkredite im gleichen Zeitraum entwickelt? Und welche Bedeutung haben
sie aktuell für die Studienfinanzierung? Eine aktuelle CHE Publikation
verschafft einen Überblick und zeigt weiteren Handlungsbedarf trotz jüngst
reformiertem BAföG.

Ungefähr 800 bis 900 Euro benötigen Studierende im Durchschnitt pro Monat
zur Finanzierung des Studiums. Sie greifen dazu auf ganz unterschiedliche
Finanzierungsquellen zurück und stellen häufig einen eigenen
Finanzierungsmix zusammen.

Die wichtigsten Finanzierungsquellen sind weiterhin die Eltern sowie
Nebenjobs während des Studiums. Das jüngst reformierte BAföG nehmen
aktuell nur rund 12 Prozent der Studierenden in Anspruch. Der Anteil der
Studierenden, die ihr Studium durch Stipendien oder Studienkredite
finanzieren, liegt bei jeweils einem bis drei Prozent.

Auffällig ist, dass die Zahl der Studierenden in den letzten Jahren
deutlich gestiegen ist, die Förderungsquote im Rahmen des BAföG jedoch
stark gesunken ist. So stieg die Zahl der Studierenden seit 2005 um rund
877.000. Die Zahl der BAföG-Empfänger im Monatsdurchschnitt lag 2018 sogar
um 7.000 Personen unter dem Wert von 2005.

"Die Hochschulwelt hat sich weiterentwickelt, das BAföG dagegen ist
stehengeblieben", bilanziert Ulrich Müller angesichts der Entwicklung.
"Dass die Förderzahlen bei stetig steigenden Studierendenzahlen immer
weiter sinken, zeigt: der Ansatz des BAföG hat mit der Realität immer
weniger zu tun", so der Experte für Studienfinanzierung beim CHE Centrum
für Hochschulentwicklung.

Gleichzeitig falle auf, dass dieser Rückgang der BAföG-Förderzahlen nicht
über einen Anstieg bei anderen formalisierten Bausteinen wie
Studienkredite oder Stipendien kompensiert werde. Über die Anpassung von
Fördersätzen und Bemessungsgrenzen hinaus müsse die staatliche
Studienförderung grundlegend neu konzipiert werden.


Originalpublikation:

Müller, Ulrich; Thiemann, Jan:

CHECK - Studienfinanzierung in Deutschland 2019,

Gütersloh, CHE, 2019, ISBN-Nr.: 978-3-947793-29-7, 16 S.

Weitere Informationen unter:

http://www.che.de/downloads/CHECK_Studienfinanzierung_in_Deutschland_2019.pdf

- Link zur Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution409
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MELDUNG/673: "Goldener Reis" wird zu den einflussreichsten Projekten der letzten 50 Jahre gezählt (idw)


Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau - 08.10.2019

Führendes Projektmanagement-Institut zählt "Goldenen Reis" zu den
einflussreichsten Projekten der letzten 50 Jahre



Der Goldene Reis ist um ein Vielfaches reicher an Provitamin A als andere
Reissorten. Damit kann er Mangelerscheinungen entgegenwirken, an denen
weltweit viele Menschen leiden, für die Reis das Grundnahrungsmittel ist.
Prof. Dr. Peter Beyer, emeritierter Professor am Institut für Biologie der
Universität Freiburg, und Prof. Dr. Ingo Potrykus, emeritierter Professor
am Institut für Pflanzenwissenschaften an der Eidgenössischen Technischen
Hochschule Zürich/Schweiz, haben den gentechnisch veränderten Reis in den
1990er-Jahren entwickelt.

Nun hat das Projektmanagement-Institut (PMI) den Goldenen Reis als eines
der einflussreichsten Projekte der letzten 50 Jahre honoriert und in die
Top-10-Liste in der Kategorie "Gesundheit" aufgenommen.

In fertig gekochten Reiskörnern befinden sich nur geringe Spuren von
Betacarotin, das auch als Provitamin A bezeichnet wird und das der Körper
zu Vitamin A umwandelt. Menschen, die sich hauptsächlich von Reis
ernähren, leiden deshalb häufig unter Vitamin A-Mangel. Augenkrankheiten,
Blindheit und eine erhöhte Kindersterblichkeit sind die Folgen. Das Team
um Beyer und Potrykus hat mithilfe zweier Fremdgene - aus einem Bakterium
und aus der Maispflanze - den Goldenen Reis gezüchtet, dessen gelbe Farbe
durch den erhöhten Gehalt an Betacarotin zustande kommt.

Beyer und Potrykus spendeten im Jahr 2000 die Technologie, die hinter
ihrer Forschungsarbeit steckt: Sie gründeten das gemeinnützige "Golden
Rice"-Projekt, das zum Ziel hat, die Reissorte zu verbreiten und damit die
gesundheitlichen Schäden einer Unterversorgung mit Vitamin A zu bekämpfen.

Das PMI, ein amerikanischer Projektmanagementverband mit mehr als 550.000
Mitgliedern in über 200 Ländern, möchte mit seiner von Expertinnen und
Experten aus Forschung und Wirtschaft zusammengestellten Liste der
einflussreichsten Projekte zeigen, welche zentrale Rolle Projektarbeiten
gespielt haben, um die Gegenwart positiv zu gestalten. Der Goldene Reis
sei dabei eine wichtige Technologie, um gegen den Vitamin-A-Mangel zu
vorzugehen.

"Täglich sterben weltweit rund 4.500 Kinder an den Folgen des so genannten
ernährungsbedingten Immunschwächesyndroms, des Vitamin-A-Mangels", erklärt
Potrykus. "Viele weitere werden blind. Der Bedarf an Goldenem Reis ist
klar, und er ist in Australien, Kanada, Neuseeland und den USA als sicher
registriert. Es kann einen Beitrag als zusätzliche Maßnahme gegen
Vitamin-A-Mangel leisten, ohne dass Landwirtinnen und Landwirte oder
Verbraucherinnen und Verbraucher Kosten dafür haben. In wichtigen
Entwicklungsländern wurden Zulassungsdossiers eingereicht. Alles, was
jetzt noch fehlt, ist, dass die Fachleute des Gesundheitswesens den
Goldenen Reis annehmen."

"Es ist eine besondere Herausforderung, einen Prototyp, der die
Machbarkeit bescheinigt, zu einem Produkt zu entwickeln. Dafür ist viel
spezifisches Wissen und Erfahrung jenseits der Forschung nötig", fügt
Beyer hinzu "Die Auszeichnung und auch unser Dank geht daher ebenso an
alle, die mit Ausdauer mitgeholfen haben, und an die, die das Projekt mit
langem Atem gefördert haben."


Weitere Informationen zu den ausgewählten Projekten:

www.pmi.org/most-influential-projects

Top-10-Liste Kategorie "Gesundheit":

https://mip.pmi.org/health-top-ten

Mehr über "Goldenen Reis":

http://www.pr.uni-freiburg.de/publikationen/uniwissen/uniwissen-archiv/uni-wissen2-2010-einzelseiten-low.pdf

Originalpublikation:

https://www.pr.uni-freiburg.de/pm/2019/gemeinnuetzig-gegen-hunger

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution69
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Albert-Ludwigs-Universität Freiburg im Breisgau, 08.10.2019
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DEMOGRAPHIE/359: Sterblichkeit - Höchstes Sterberisiko für Arme und Arbeitslose (idw)


Max-Planck-Institut für demografische Forschung - 08.10.2019

Sterblichkeit: Höchstes Sterberisiko für Arme und Arbeitslose

Wie stark die Sterblichkeit in Deutschland von Bildung, Einkommen oder
Beschäftigungsstatus abhängt, haben Forscher zum ersten Mal belastbar
berechnet. Demnach verdoppelt Arbeitslosigkeit das Sterberisiko.



Rostock. Wie beeinflussen Faktoren wie Bildung, Einkommen oder
Beschäftigungsstatus das Sterberisiko - also die Sterblichkeit - von
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern in Deutschland. Das berechneten Pavel
Grigoriev, Rembrandt Scholz und Vladimir M. Shkolnikov, Forscher des 
Max-Planck-Instituts für demografische Forschung (MPIDR) erstmals verlässlich
auf Basis eines staatlichen Datensatzes der Deutschen Rentenversicherung,
der mehrere Millionen Versicherte umfasst. Sie veröffentlichten ihre
Ergebnisse jetzt im Wissenschaftsmagazin BMJ Open.

"Zum ersten Mal stehen wir auf sicherer Datenbasis, wenn wir die einzelnen
Faktoren und ihren Einfluss auf die Sterblichkeit in Deutschland
bewerten", sagt Pavel Grigoriev. Ähnliche Untersuchungen für Deutschland
nutzten bisher wesentlich kleinere Datensätze, die aus Forschungsumfragen
stammten, und daher weniger aussagekräftig waren.

Ost- oder Westdeutschland? Per se nicht entscheidend

Die neuen Ergebnisse unterstreichen, wie wichtig es ist, einen Job zu
haben: Arbeitslosigkeit verdoppelt das Sterberisiko. Noch wichtiger ist
das Einkommen, vor allem für die Männer: Die Sterblichkeit des am
schlechtesten verdienenden Fünftels lag um 150 Prozent über dem des am
besten verdienenden Fünftels. Schlechtere Bildung erhöhte das Sterberisiko
für Männer hingegen nur um etwa 30 Prozent.

Das Sterberisiko steht für die Wahrscheinlichkeit zu sterben - und zwar
unabhängig vom Alter. Um die Sterberisiken vergleichbar zu machen,
rechneten die Forscher den Einfluss des Alters heraus. So spielt es etwa
keine Rolle, dass Arbeitslose im Durchschnitt älter sind als Menschen mit
Job, und schon daher häufiger sterben. Vielmehr wurde die Altersstruktur
aller Bevölkerungsgruppen statistisch so angeglichen, dass alle die
gleiche Zusammensetzung hatten. Sterblichkeitsunterschiede sind darum nur
noch auf die verbleibenden Faktoren wie Arbeitslosigkeit oder Einkommen
zurückzuführen.

"Einen verschwindend geringen Einfluss auf das Sterberisiko hat die
Wohnregion", sagt Pavel Grigoriev. Zwar sei das Sterberisiko im Osten etwa
für die Männer um ein Viertel höher als im Westen. Rechnet man aber die
Einflüsse von Arbeitslosigkeit, Bildung, Einkommen und Nationalität
heraus, verschwindet der Unterschied.

Dass die Sterblichkeit der Männer im Osten höher ist, liegt also daran,
dass es dort einen höheren Anteil an Arbeitslosen, an weniger Gebildeten
und an Menschen mit geringerem Einkommen gibt. Denn all diese Faktoren
erhöhen die Sterblichkeit. Andere in Ost und West unterschiedliche
Faktoren, wie etwa die medizinische Infrastruktur, scheinen hingegen eine
verschwindende Rolle zu spielen.

Ostdeutschland: Achtfaches Sterberisiko für Männer mit niedrigstem Status

Wie extrem der sozioökonomische Status, vor allem Einkommen, Arbeitsstatus
und Bildung, die Überlebenschancen beeinflusst, zeigt die am stärksten
benachteiligte Gruppe der Männer im Osten: 14 Prozent zählen hier zur
untersten Einkommens- und Bildungsschicht. Diese Gruppe hat im Vergleich
zur höchsten Einkommens- und Bildungsschicht ein mehr als achtmal so hohes
Sterberisiko. In Westdeutschland ist die am stärksten benachteiligte
Gruppe unter den Männern mit rund elf Prozent Bevölkerungsanteil kleiner,
und mit einem gut fünfmal so hohen Sterberisiko etwas weniger
benachteiligt. Zumindest für die Männer sind die Sterberisiken im Osten
also deutlich ungleicher verteilt als im Westen. Trotzdem beeinflussen
auch im Westen Einkommen und Arbeitslosigkeit das Sterberisiko erheblich.

Bei den Frauen sind die Unterschiede vor allem beim Einkommen weniger
stark ausgeprägt. Arbeitslosigkeit und Bildung wiegen gleich schwer wie
bei den Männern.

Ihre für Deutschland einmaligen Einsichten in die sozialen Zusammenhänge
von Sterberisiken gelangen den MPIDR-Forschern, indem sie
Rentenversicherungsdaten von 27 Millionen Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmern auswerteten. Sie fassten anonymisierte Informationen von
allen Rentenversicherten in Deutschland zusammen, die im Jahr 2013
zwischen 30 und 59 Jahre alt waren.

Deutsche Datenschutzregeln verhindern mehr Wissen über Sterberisiken

Im internationalen Vergleich, vor allem zu skandinavischen Ländern, sei
Deutschland beim Thema Datenverfügbarkeit aber sehr schlecht aufgestellt.
Vor allem Daten über Zusammenhänge zwischen Sterblichkeit und
sozioökonomischen Status der Bevölkerung in Deutschland seien schwer zu
bekommen, sagt MPIDR-Forscher Grigoriev. "Das liegt vor allem an der
strengen Auslegung des Datenschutzes für staatliche Datensätze über die
Bevölkerung in Deutschland."

Verschiedene personenbezogene Daten zu verknüpfen ist in Deutschland nicht
erlaubt. Für Forscherinnen und Forscher wären solche Datensätze eine
wichtige Grundlage ihrer Arbeit, die mit anderen Faktoren zum Wohlergehen
der Bevölkerung beiträgt, . "In Deutschland werden an verschiedenen
Stellen mit viel Aufwand und Einsatz von Steuergeldern große Mengen an
Daten erhoben. Nicht nur die demografische Forschung in Deutschland würde
stark davon profitieren, wenn sie leichter zugänglich wären", sagt
Grigoriev.

Für Grigoriev steht außer Frage, dass die wissenschaftliche Arbeit mit
solchen Daten nur bei vollständiger Anonymisierung erlaubt sein darf, die
eine Identifizierung von Einzelpersonen komplett unmöglich macht. Dies sei
durch informationstechnische Vorkehrungen erreichbar, und stehe auch nicht
im Widerspruch zur Europäischen Datenschutzgrundverordnung (DSGVO).
Letztlich interessiert sich die demografische Forschung nicht für die
Einzeldaten bestimmter Personen. Sie nutzt sie nur als Zwischenschritt, um
Ergebnisse für große Gruppen zu berechnen - wie etwa die Sterblichkeit für
verschiedene Einkommensschichten.


Über das MPIDR

Das Max-Planck-Institut für demografische Forschung (MPIDR) in Rostock
untersucht die Struktur und Dynamik von Populationen. Die
Wissenschaftler*innen des Instituts erforschen politikrelevante Themen wie
den demografischen Wandel, Altern, Geburtendynamik und die Verteilung der
Arbeitszeit über die Lebensspanne, genauso wie den digitalen Wandel und
die Nutzbarmachung neuer Datenquellen für die Erforschung von
Migrationsströmen. Das MPIDR ist eine der größten demografischen
Forschungseinrichtungen in Europa und zählt international zu den
Spitzeninstituten in dieser Disziplin. Es gehört der Max-Planck-Gesellschaft
an, der weltweit renommierten deutschen Forschungsgemeinschaft.

www.demogr.mpg.de
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Grigoriev, P., R. Scholz, and V. M. Shkolnikov:

Socioeconomic differences in mortality among 27 million economically
active Germans: a cross-sectional analysis of the German Pension Fund
data.
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KRIEG/1751: Rüstung - anwachsende Märkte ... (SB)




Es ist extrem bitter, dass der heutigen SPD die Gewinne der
Rüstungsindustrie wichtiger sind als Frieden.

Omid Nouripour (Bündnis 90/Die Grünen) [1]

Was deutscher Erfindergeist und Schaffensdrang anpacken, kann sich
sehen lassen. Als hätte es dieser Bestätigung bedurft, machte jüngst
die Frohe Botschaft die Runde, daß "Made in Germany" wie eh und je ein
in aller Welt hochgeschätztes Gütesiegel ist. Das Evangelium des
Vertrauens in eine Produktivkraft, die dafür bürgt, daß überall dort,
wo "Deutschland" draufsteht, auch Deutschland drin ist, darf selbst in
Zeiten wie diesen, in denen die hiesige Volkswirtschaft auf eine
Rezession zusteuert, nicht schwächeln. Einspringen muß da eine
Branche, die als krisensicher gilt, weil sie nicht nur Krisen
mitproduziert, sondern von diesem Kerngeschäft auch noch profitiert.
Wenngleich man im Sinne des gleichgültigen Kapitalverhältnisses
argumentieren könnte, daß es ein Geschäft wie jedes andere ist und aus
Geld mehr Geld machen soll, was immer als warenförmige Zwischenetappe
dabei produziert wird, bedarf es doch darüber hinaus einiger
Anmerkungen.

Steht der deutschen Rüstungsbranche absehbar ein Rekordjahr ins Haus,
reibt sich diese Kapitalfraktion die Hände, um es einmal metaphorisch
auszudrücken. Natürlich freut sich auch die Bundesregierung, ist das
doch zumindest ein Lichtblick inmitten einer schwer eingetrübten
Konjunktur. Eine ökonomistische Sichtweise reicht jedoch nicht hin,
die zentrale Bedeutung hochentwickelter Waffengewalt im Dienst der
Herrschaftssicherung zu erhellen. Das gilt für die Durchsetzung des
staatlichen Gewaltmonopols nach innen und um so mehr im
Außenverhältnis der Staaten, da die weit ausdifferenzierte
wirtschaftliche, politische, juristische und administrative Macht nur
auf Grundlage militärischer Kapazitäten exekutiert werden kann. Daher
ist eine florierende und innovative Rüstungsproduktion eine wichtige
Komponente beim Kampf um Produktivitätsvorteile der Volkswirtschaft
insgesamt, doch unverzichtbar im Sinne eines Potentials, mit einer
Übermacht der Waffen zu drohen oder von ihr Gebrauch zu machen.

Wenn Regierungspolitik also Waffenexporten Tore und Hintertüren
öffnet, dient das multiplen Zwecken einer Staatsräson, an der
Friedensappelle abperlen wie Regentropfen von Panzerplatten. Ohnehin
suggeriert die Dichotomie von Krieg und Frieden zwei diametral
entgegengesetzte Zustände, als fordere die zivile Aggression in Handel
und Wandel, in Schuldenregimen und Austeritätszwängen und nicht
zuletzt in Gestalt der hereinbrechenden Klimakrise gleichermaßen
zahllose Opfer, die verdursten, verhungern, an Krankheiten sterben
oder armutsbedingt eine sehr viel geringere Lebenserwartung als die
Bewohner der hochentwickelten Industriestaaten aufweisen.

Was aber den Krieg im engeren Sinne betrifft, mischt die
Bundesrepublik nach einer Exportdelle der Rüstungsindustrie 2018 nun
im laufenden Jahr kräftiger denn je mit. Ans Licht gebracht hat das
wie immer eine Anfrage der Opposition an das Wirtschaftsministerium,
das die Zahlen herausrücken mußte, wobei Ressortchef Peter Altmaier
einmal mehr abwiegelte, wie das so seine Art ist. Daß die vom
Bundessicherheitsrat erteilten Exportgenehmigungen bereits zur
Jahreshälfte 2019 mit 5,3 Milliarden Euro die des gesamten Vorjahres
von 4,8 Milliarden Euro übertrafen, führt er beschwichtigend auf die
lange Hängepartie bei der Regierungsbildung nach der Wahl 2017 zurück.
Dadurch sei ein Entscheidungsstau entstanden und der sprunghafte
Anstieg daher "nur scheinbar überraschend".

Den Eindruck, daß folglich alles seine Ordnung habe, mochte Omid
Nouripour natürlich nicht teilen, der die Anfrage gestellt hatte.
Er nahm zugleich die neuen Exportrichtlinien für Rüstungsgüter aufs
Korn, die erstmals seit 20 Jahren und auch erst nach diversen
Ankündigungen und einem monatelangen Ringen in der Großen Koalition im
Juli endlich doch überarbeitet, jedoch nur geringfügig verschärft
wurden. Demnach wird die Lieferung von Kleinwaffen in Länder außerhalb
von NATO und EU nun grundsätzlich nicht mehr genehmigt. Zudem soll der
Verbleib bereits exportierter Waffen stärker kontrolliert werden. Vor
allem die SPD dringt in der Koalition auf eine restriktive
Genehmigungspraxis, was jedoch für den Grünen-Politiker angesichts
anhaltender Lieferungen an Mitgliedsländer der Jemen-Kriegsallianz
"weniger wert als heiße Luft" ist. Daß Nouripour, wie eingangs
zitiert, insbesondere die SPD aufs Korn nimmt, hat seinen Grund.
Während die Union sowieso voll zur Sache gehen will, was insofern
keiner besonderen Erwähnung bedarf, inszenieren sich die
Sozialdemokraten als Friedenstauben, indem sie befristet und partiell
eine öffentlichkeitswirksame Bremse einlegen, während sie
grundsätzlich keine Probleme mit Aufrüstung und Waffenexporten haben.

Bis Ende September stiegen die Ausfuhrgenehmigungen im Vergleich zum
Vorjahreszeitraum um 75 Prozent auf 6,35 Milliarden Euro. Damit nähert
sich das Exportvolumen den bisherigen Rekordwerten aus den Jahren 2015
und 2016 von 7,86 beziehungsweise 6,85 Milliarden Euro an. Die mit
Abstand meisten Exporte wurden mit 1,77 Milliarden Euro für den
EU- und NATO-Partner Ungarn genehmigt. Die dortige rechtsnationale
Regierung von Ministerpräsident Viktor Orban rüstet derzeit massiv auf
und will die Verteidigungsausgaben verdoppeln. Dem liegen nicht
zuletzt Pläne zugrunde, die deutsche Bundeswehr und die ungarischen
Streitkräfte enger zu verzahnen, wofür Ungarns Armee einem rasanten
Aufholprozeß unterzogen werden soll. Ungeachtet aller Dissenzen mit
Orban bleibt sein Land doch eine unverzichtbare Komponente bei der
Abschottung der "Festung Europa", die deshalb mit deutschen Waffen
aufgerüstet wird. [2]

Auf dem zweiten Platz folgt Ägypten mit Lieferungen im Umfang von 802
Millionen Euro, was in mehrfacher Hinsicht in eklatantem Widerspruch
zu selbstauferlegten Beschränkungen deutscher Regierungspolitik steht.
Zum einen führt das Land Krieg auf der Sinai-Halbinsel, was von der
internationalen Öffentlichkeit jedoch kaum wahrgenommen wird. Zum
anderen gehört es der Koalition an, die Krieg im Jemen führt. Dabei
hatten sich Union und SPD in ihrem Koalitionsvertrag im März 2018
vorgenommen, Exporten an die "unmittelbar" am Jemen-Krieg beteiligten
Staaten einen Riegel vorzuschieben. Es wurden aber Ausnahmen
zugelassen, wobei sich die Bundesregierung bislang sowieso nicht
imstande sieht, die unmittelbar beteiligten Staaten zu nennen. Die
Mogelpackung eines angeblich kompletten Exportstopps wurde nach der
Ermordung des regierungskritischen Journalisten Jamal Khashoggi gegen
Saudi-Arabien verhängt

Die Vereinigten Arabischen Emirate (VAE) stehen mit 206 Millionen Euro
auf Platz neun der Empfängerländer, obgleich auch sie dem Bündnis
angehören, das gegen die Huthi-Rebellen kämpft. Inzwischen haben sich
die VAE aber mit Saudi-Arabien überworfen und den Abzug ihrer Truppen
aus dem Jemen angekündigt. Der von Kanzlerin Angela Merkel geleitete
Bundessicherheitsrat gab grünes Licht für den Export von
Stromaggregaten für ein Luftabwehrsystem. Lieferant ist Jenoptik Power
Systems mit Sitz im bayerischen Altenstadt. Die Stromaggregate sind
für "Patriot"-Batterien aus den USA vorgesehen, welche die VAE ebenso
wie die Bundesrepublik als mobilen Schutz vor Luftangriffen nutzen.

Nach dem Drohnenangriff auf Ölanlagen in Saudi-Arabien hat das
US-Verteidigungsministerium entschieden, zwei zusätzliche Batterien
dieses Typs in den Wüstenstaat zu verlegen. Die VAE spielen in den
strategischen Planungen der westlichen Mächte eine herausragende
Rolle. Die USA haben dort rund 5000 Soldaten stationiert, und vom
Luftwaffenstützpunkt Al Dhafra aus starten den Analysten vom American
Security Project zufolge die meisten Überwachungsflüge des US-Militärs
weltweit. Frankreich unterhält in Abu Dhabi einen Marinestützpunkt, an
dem dauerhaft 650 Soldaten stationiert sind.

Auch Deutschland ist mit von der Partie und hatte mit den VAE bereits
2004 eine strategische Partnerschaft vereinbart, deren Ausbau nun im
Juni beim Besuch von Kronprinz Scheich Mohammed bin Said Al Nahjan bei
Bundeskanzlerin Merkel in Berlin beschlossen wurde. Trotz der
Koalitionsvereinbarung waren die Rüstungsexporte an die VAE nie ganz
eingestellt worden, da die von Union und SPD vereinbarte Regelung, wie
gesagt, Ausnahmen zuließ. So wurden allein in den ersten acht Monaten
dieses Jahres die bereits erwähnten Exportgenehmigungen von
Rüstungsgütern im Wert von mehr als 200 Millionen Euro für die Emirate
erteilt. [3]

Da die von Saudi-Arabien angeführte Militärkoalition im Unterschied zu
ihren Gegnern über Luftstreitkräfte verfügt, ist sie für die Opfer der
Bombardierungen wie auch die weitgehende Zerstörung der Infrastruktur
verantwortlich. Zudem blockiert sie die Häfen und schneidet damit das
Land weitgehend von der Versorgung ab. Die Koalition führt also nicht
nur einen Angriffskrieg, sondern die humanitäre Katastrophe gezielt
herbei. Dies müßte zur Konsequenz haben, daß Deutschland zumindest
keine Waffengeschäfte mit Saudi-Arabien, den Vereinigten Arabischen
Emiraten, Jordanien, Ägypten, Bahrain, Kuwait, Katar, Marokko, Sudan
und Senegal tätigt, die diesem Bündnis angehören. Das ist jedoch
keineswegs der Fall, da Saudi-Arabien und die VAE zu den zehn
wichtigsten Empfängerländern deutscher Rüstungsexporte zählen, während
Jordanien sogar ein enger Verbündeter in der Region und auch Ägypten
ein guter Kunde hiesiger Waffenschmieden ist.


Fußnoten:

[1] www.tagesschau.de/wirtschaft/ruestungsexporte-187.html

[2] www.jungewelt.de/artikel/364287.geschäft-mit-dem-tod-kriegsgewinnler-brd.html

[3] www.tagesschau.de/inland/ruestungsexport-emirate-101~_origin-3610be86-ea76-4f53-b558-c9acc21a3efd.html
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INTERVENTION/025: Syrienkrieg - Angriff der Türkei ... (Cenî)


Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V. - 9. Oktober 2019

Gemeinsam für ein Ende des Krieges in Nord- und Ostsyrien



Am heutigen Tag hat das türkische Militär aus der Luft und am Boden
begonnen, Nord- und Ostsyrien anzugreifen. Seit Monaten kündigte der
türkische Staatspräsident Recep Tayyip Erdogan diese Offensive an und
drohte immer wieder mit einem Genozid an der dortigen Bevölkerung. Die
heutigen Angriffe erfolgen unter der Zustimmung Trumps und Putins. Damit
einhergehend schweigt die internationale Gemeinschaft und
Weltöffentlichkeit.

Es ist daher an uns, deutlich zu machen, dass wir diese Angriffe aufs
schärfste verurteilen und in Aktion treten. Dies kann auf verschiedenen
Ebenen erfolgen. Sei es indem Aufklärungs- und Öffentlichkeitsarbeit zu
den aktuellen Entwicklungen gemacht wird, Erklärungen und Stellungnahmen
veröffentlicht werden und die Forderung nach einer friedlichen Lösung
und der Anerkennung der Demokratischen Föderation Nord- und Ostsyrien
bei Kundgebungen, Demonstrationen oder Informationsständen auf der
Straße sichtbar gemacht wird.

Im Anhang finden Sie einen Informationsbrief zur Einbettung der Angriffe
des türkischen Staates auf die Region Nord- und Ostsyrien sowie die
Aufforderung an alle zivilen, demokratischen, feministischen und
humanistischen Organisationen, Gruppen und Strukturen sich dafür
einsetzen, den aktuellen Krieg zu stoppen und die Anerkennung der
Demokratischen Föderation Nord- und Ostsyrien zu fordern.

Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.


Informationsbrief zu den aktuellen Angriffen der Türkei auf
Nord- und Ostsyrien

Seit mehreren Monaten kündigte der türkische Präsident Recep Tayyip Erdogan
immer wieder den nächsten Einmarsch in Nordsyrien an. Diesen Drohung hat er
heute, am 09. Oktober, Taten folgen lassen. Am späten Nachmittag
bombardierte die türkische Luftwaffe das Dorf Misrefa bei Serekaniyê.
Seitdem werden die Städte Gire Spî, Dêrik, Qamislo und Serekaniyê mit
Mörsern und aus der Luft angegriffen. Durch diese Angriffe droht eine
humanitäre Katastrophe, die nicht nur die radikal-demokratischen
Strukturen, die in den vergangenen Jahren in der Region Nord- und Ostsyrien
aufgebaut wurden, zerstören würde, sondern auch den Tod tausender Menschen,
sowie Vertreibung und Zerstörung der Lebensgrundlage der dortigen
Bevölkerung bedeuten würde.

Nachdem Erdogan im Januar 2018 zusammen mit dschihadistischen Gruppierungen
begonnen hatte, den Kanton Afrin anzugreifen und diesen im März unter seine
Kontrolle brachte, ist er seinem Ziel nun einen weiteren Schritt näher: die
radikal-demokratische, geschlechterbefreiende und ökologische
Selbstorganisierung der Gesellschaften in Nord- und Ostsyrien vollständig
zu zerstören. Ziel der jetzigen Angriffe ist laut offiziellen Angaben
zunächst das Gebiet zwischen Girê Spî und Serekaniyê zu besetzen. Erdogan
greift somit seine Strategie aus Afrin auf, die bestehenden Kantone
voneinader zu isolieren. Während der Angriffe auf Afrin wurden immer wieder
Vorwürfe von Menschenrechtsverletzungen gegen den türkischen Staat erhoben.
So wurde beispielsweise das letzte noch funktionierende Krankenhaus in der
nordsyrischen Stadt Afrin durch die türkische Luftwaffe bombardiert, unter
den Opfern waren Schwangere und Kinder. Mehr als 1000 Menschen wurden bei
den Angriffen getötet. Zuletzt versuchte Erdogan, die internationale
Gemeinschaft dazu zu bringen, einer türkischen Besatzung des gesamten
nordöstlichen Syriens zuzustimmen. Die demokratische Selbstverwaltung Nord-
und Ostsyriens konnte mit großen diplomatischen Anstrengungen einen
türkischen Angriff verhindern und hat in den letzten Wochen alle mit
Washington und Ankara vereinbarten Schritte zur Einrichtung einer
sogenannten Sicherheitszone umgesetzt. Die Entwicklungen der letzten Tage
und insbesondere der letzten Stunden zeigen jedoch deutlich, dass Erdogan
und der faschistische türkische Staat sich nie von dem Plan einer Invasion
in Nordostsyrien gelöst haben. Auch die jüngsten Erklärungen von
US-Präsident Donald Trump zeigen, dass die internationale
Staatengemeinschaft einem solchen Angriff den Weg bereitet.

Der türkische Staat versucht immer wieder, unter Bezugnahme auf das Recht
zur Selbstverteidigung, seine alltäglichen Angriffe und Großoffensiven als
"Kampf gegen den Terrorismus" zu rechtfertigen. Fakt ist aber, dass die
demokratischen Gebiete in Nord- und Ostsyrien sich immer wieder gegen die
Angriffe und Provokationen von türkischer Seite aus verteidigen müssen.
Während in Nord- und Ostsyrien ein neues demokratisches System aufgebaut
wurde, in dem Menschen verschiedener Ethnizitäten und religiösen
Zusammenhängen friedlich miteinander leben und versuchen, eine ökologische
und freie Gesellschaft aufzubauen, etabliert Erdogan innerhalb der Türkei
immer mehr ein autoritäres und neofaschistisches Regime. Diejenigen Frauen
und Männer, die Edogan Terroristen nennt, haben nicht nur in Nord- und
Ostsyrien unter Einsatz ihres Lebens etliche Menschen vor dem IS gerettet.
So verhinderten sie im Sengal-Gebirge die Fortsetzung des Feminizids und
Genozids an der ezidischen Gesellschaft, nachdem die nordirakischen
staatlichen Sicherheitskräfte Pesmerga sich zurückgezogen und die
Bevölkerung dem IS überlassen hatten. Mit der Schwächung des IS durch den
historischen Widerstand in Kobanê und schließlich dem militärischen Sieg
über den IS im März diesen Jahres beschützten Kämpfer*innen der YPJ/YPG und
SDF besonders auch die Menschen in Europa und den USA vor weiteren brutalen
Anschlägen des IS.

Nun hat das Weiße Haus, nach einem Telefongespräch zwischen Erdogan und
Trump am Wochenende, angekündigt dass sich die Kräfte der internationalen
Koalition aus der Region zurückziehen werden, und dabei die Verantwortung
für die Bekämpfung der Überreste des sogenannten Islamischen Staates auf
die Türkei übertragen. Dadurch besteht die Gefahr, dass die mehr als 70.000
IS-Kämpfer*innen und Angehörigen, die sich aktuell in Gefängnissen und
Lagern unter der Kontrolle der SDF befinden, im Chaos des Krieges befreit
werden oder unter Kontrolle eines faschistischen Diktators fallen könnten.
Für diejenigen, die unter Einsatz ihres Lebens den Krieg gegen den IS vor
Ort geführt haben und zahllose Angehörige verloren haben, ist die
Übertragung der Verantwortung für den Kampf gegen den IS auf diejenigen,
die die Gruppe in jeder Hinsicht unterstützt haben - logistisch und
ideologisch, mit Waffen, Rekrutierung, Versorgung der Verletzten, Handels-
und Grenzabkommen - eine offene Kriegserklärung an alle Werte der
Menschheit. Dieser Angriff der Türkei bedeutet nicht nur, dass ähnlich wie
bei der Besatzung Afrins tausende von Zivilist*innen getötet und
Hunderttausende vertrieben werden - darunter auch Menschen, die bereits
Flüchtlinge oder Binnenvertriebene waren. Diese Militäroperation wird auch
alle alternativen demokratischen Strukturen gefährden, die für Freiheit,
Frieden, Gerechtigkeit und Frauenbefreiung als Antwort auf die
menschenverachtende Kriegspolitik in dieser Region aufgebaut wurden.

Erdogan geht es weder um die Sicherheit der Menschen in der Türkei, noch um
den Kampf gegen Terrorismus. Es geht ihm darum, die Kurd*innen zu
vernichten und demokratische, freiheitliche sowie frauenbefreiende
Perspektiven zu zerstören. Diese Politik verfolgt er sowohl innerhalb der
Türkei, als auch außerhalb. Schon vor dem heutigen Tag hat die Türkei
bereits mehrere Militärbasen in Syrien und im Irak errichtet und die
Gebiete immer wieder aus der Luft angegriffen. Er verkündet ganz offen und
ohne nennenswerte Entgegnung durch die internationale Staatengemeinschaft
seine neo-osmanischen Großmachtsphantasien, die einen Völkermord an den
vielen in der Region lebenden ethnischen und religiösen Gruppen
implizieren.

Die aktuellen Angriffe der Türkei sind ein Angriff auf alle demokratischen
Kräfte in der Region sowie weltweit. Vor allem aber stellen sie einen
Angriff auf die Errungenschaften der Frauenrevolution in der Region dar.
Insbesondere die Rolle der Frauen* im Aufbau einer demokratischen
Gesellschaft in Rojava/Nord- und Ostsyrien ist herausragend. Frauen*
organisieren sich in verschiedenen Kommitees und Organisationen, bilden
sich, unterstützen sich gegenseitig und kämpfen gemeinsam gegen
patriarchale Strukturen und für eine freie Gesellschaft. Viele
Feminist*innen, Frauen*gruppen und Organisierungen sind inspiriert von der
Stärke der Frauen* in Rojava. Sie sind Kraftquelle und der Antrieb
grundlegender Veränderungen in der ganzen Region und weltweit. Die Gebiete
in Nord- und Ostsyrien sind ein Beispiel für eine andere und freie
Gesellschaft.

Umso wichtiger ist es jetzt, dass alle zivilen, demokratischen,
feministischen und humanistischen Organisationen, Gruppen und Strukturen
sich dafür einsetzen, den aktuellen Krieg zu stoppen und stattdessen die
Anerkennung der Demokratischen Föderation Nord- und Ostsyrien zu fordern.
Wir laden Sie deshalb dazu ein, Stellung zu beziehen und Ihren Teil der
Verantwortung wahrzunehmen. Wir sollten es den Menschen gleich tun, die in
Nord- und Ostsyrien unter schwersten Kriegsbedingungen nie die Hoffnung
verloren haben und ihre eigene Kraft durch Organisierung und gegenseitige
Unterstützung mit viel Mühe und Liebe aufgebaut haben. Wir sollten alles
uns Mögliche tun und nicht stillschweigen, weil wir unsere gemeinsame Kraft
unterschätzen. Auch wir sollten nicht länger die Verantwortung den
patriarchalen, autoritären, egoistischen und heuchlerischen Staatsmännern
überlassen, denn sie beweisen einmal wieder, dass sie niemals im Interesse
von Freiheit, Feminismus und radikaler Demokratie handeln werden. Seit
Beginn des sog. Bürgerkriegs in Syrien sind nun 8 Jahre vergangen und die
Probleme wurden immer weiter vertieft statt angegangen. Es ist Zeit, dass
alle Frauen, freiheits- und friedensliebenden Menschen ihre eigene Kraft
wahrnehmen und ausbauen! Die lokale und globale Selbstorganisierung der
Menschen ist die einzige Möglichkeit, einen Ausweg aus den Problemen zu
finden. Lasst uns gemeinsam einstehen für Demokratie, Frauenbefreiung,
Freiheit und Frieden. Für eine freie, ökologische und gleichberechtigte
Gesellschaft in Ost- und Nordsyrien und überall.


Für mehr und aktuelle Informationen hier einige Links:

https://womendefendrojava.net/


https://anfdeutsch.com/


https://twitter.com/ceni_v


https://twitter.com/RojavaIC


https://www.facebook.com/Ceni-Frauen-870373366399437/

Quellen:

https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/syrien-verstoesst-die-tuerkei-gegen-das-voelkerrecht-15412253.html

https://www.tagesschau.de/kommentar/tuerkei-usa-kommentar-101.html

https://www.spiegel.de/politik/ausland/donald-trump-droht-tuerkei-vizepraesident-gibt-sich-unbeeindruckt-a-1290500.html

https://www.dw.com/de/jesiden-sie-haben-uns-im-stich-gelassen/a-18635538

https://anfdeutsch.com/rojava-syrien/ganze-welt-wird-fuer-humanitaere-krise-verantwortlich-sein-14416

 * 

Quelle:

Cenî - Kurdisches Frauenbüro für Frieden e.V.

Postfach 101805, 40009 Düsseldorf

E-mail: ceni_frauen@gmx.de

http://www.ceni-kurdistan.com
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MELDUNG/025: Türkischer Krieg in Nordsyrien - Bundesregierung hat versagt (medico international)


medico international - Pressemitteilung vom 09.10.2019

Türkischer Krieg in Nordsyrien: Bundesregierung hat versagt



Die Türkei hat ihren seit Tagen angekündigten Militäreinsatz in Nordsyrien
begonnen. Dazu Anita Starosta, Syrien-Referentin der Hilfs- und
Menschenrechtsorganisation medico international:

"Es wäre möglich gewesen, den angekündigten Einmarsch und damit die nächste
Eskalation des Syrien-Kriegs zu verhindern. In Deutschland muss jetzt
allerdings niemand mit dem Finger auf die USA zeigen: Die Bundesregierung
hat versagt und schaut ihrem Verbündeten Erdogan dabei zu, wie er wieder
einmal das Völkerrecht bricht. Um Flüchtlinge zu stoppen, fliegt der
Innenminister bis nach Ankara - um einen Krieg zu verhindern, hat die
Regierung nur ein paar besorgte Worte übrig.

Die Bundesregierung muss jetzt alles tun, um diesen begonnenen Krieg zu
stoppen und eine humanitäre Katastrophe zu verhindern. Die kurdischen
Gebiete in Syrien sind eine Alternative zur Barbarei des Krieges, viele
haben dort einen Zufluchtsort gefunden. Wer es mit Menschenrechten und
Demokratie ernst meint, darf diese Menschen nicht dem nächsten Krieg
aussetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 09.10.2019

Herausgeber: medico international

Lindleystraße 15, 60314 Frankfurt am Main

Telefon: +49 69 94438-0, Fax: +49 69 436002

Email: info@medico.de

Internet: www.medico.de
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FRAGEN/048: Rita Segato - Häretikerin des Patriarchats (medico international)


medico international - 1. Oktober 2019

Feminismus

Häretikerin des Patriarchats

Interview mit Rita Segato(*) von Katja Maurer



Ein Gespräch mit Rita Segato über Parastaatlichkeit, das Scheitern
progressiver Regierungen und den feministischen Aufbruch in
Lateinamerika.

Im Juni 2019 fand in Frankfurt die Konferenz "Geographien der Gewalt"
statt. Wissenschaftler*innen und Journalist*innen aus Lateinamerika,
darunter Rita Segato, eröffneten dem Publikum eine Diskurswelt jenseits
linker Orthodoxien und suchten nach einer emanzipatorischen Perspektive
unter den Bedingungen eines "apokalyptischen Kapitalismus". Im Rahmen der
Konferenz fand auch dieses Interview statt.



Frage: Feministische Bewegungen in Lateinamerika sind in den letzten
Jahren weithin sicht- und hörbar geworden, fast wie eine Explosion an
Gedanken und Wünschen, die sich lange angesammelt haben. Woher kommt
plötzlich diese Kraft?

Rita Segato:
Ich würde nicht von einem neuen Feminismus sprechen. Die feministische
Bewegung in Lateinamerika hat eine 70 Jahre lange Tradition und eine
Kontinuität. Es findet eine Akkumulation von Erfahrungen und von
unterschiedlichen Formen der Rezeption statt. In allen Ländern gibt es
unzählige Publikationen und NGOs, die sich feministisch verstehen. Zum
Beispiel ist auch ein indigener Feminismus entstanden. Ein Wendepunkt waren
allerdings die Feminizide, also die systematische Ermordung von Frauen, wie
sie unter anderem in der mexikanischen Grenzstadt Ciudad Juarez
stattfinden. Heute erlebt die feministische Bewegung einen Höhepunkt und
sie nimmt sich den öffentlichen Raum. An den großen Demonstrationen, die
gerade überall stattfinden, nehmen vor allen Dingen Hunderttausende Mädchen
und junge Frauen teil. Die Frauenmärsche unterscheiden sich von anderen
politischen Demonstrationen, weil ein gemeinsamer Raum entsteht, in dem
auch körperlicher Kontakt möglich ist und stattfindet. Es wirkt, als wären
sie auf einem großen Fest auf der Straße - trotz eines zum Teil massiven
Polizeiaufgebotes. Die Interviews mit jungen Teilnehmerinnen haben mich
perplex gemacht: Sie sind so gescheit und selbstbewusst. Sie sind, so
scheint es mir, in ein anderes geschlechtliches Selbstverständnis hinein
geboren worden. Sie haben ein Verständnis von Geschlecht, das viel größere
Autonomie und Selbstbestimmung über ihren Körper zulässt. Für uns waren
diese Themen ein zu verwirklichendes Programm, für sie sind sie
Wirklichkeit. Das ist eine Revolution, die schon stattgefunden hat. Und das
erklärt auch, warum die fundamentalistischen Teile der katholischen und
evangelischen Kirchen mit allen Mitteln versuchen, diese Entwicklung
aufzuhalten und umzukehren: Diese jungen Frauen stellen durch ihr Sein die
patriarchale Ordnung und damit alle Hierarchien fundamental in Frage. Denn
das Patriarchat ist die erste Pädagogik für hierarchische Beziehungen und
Verhältnisse.

Frage:
Könnte man diese Veränderungen nicht auch als Ergebnis einer
Liberalisierung verstehen, die der Individualisierung durch die
Urbanisierung geschuldet ist?

Rita Segato:
Auf keinen Fall. An den Frauendemonstrationen nehmen unterschiedliche
Schichten teil, die Mittelschicht ebenso wie die schwarze Bäuerin. Was es
allerdings gibt, ist eine verschärfte Form männlicher Gewalt. Das zeigt
sich in den Feminiziden und in den Banden, die die kooperative männliche
Ordnung stärken und konsolidieren. Es handelt sich um eine männliche
Bruderschaft, die sich über die Vergewaltigung stärkt und über das
weibliche Opfer konsolidiert. Die Vergewaltigungs-, Verstümmelungs- und
Mordakte gegen unbekannte Frauen lassen sich nicht damit begründen, dass
die Frauen selbstbewusster und organisierter sind. Wenn Frauen in der
anonymen Ordnung der Straße vergewaltigt und ermordet werden, ist das nicht
als Reaktion auf den Feminismus zu erklären. Maskulinität ist Synonym von
Potenz. Um ein Mann zu sein, muss man Potenzbeweise liefern, sei es die
sexuelle, die kriegerische, politische oder ökonomische oder auch die
intellektuelle Potenz. Die Suche nach Ausdruck von männlicher Potenz
verschärft sich mit der Prekarisierung des Lebens als eine Konsequenz des
Neoliberalismus. Diese Prekarisierung des Lebens führt dazu, dass sich die
maskuline Potenz über Gewalt äußert. Denn das Mandat der Maskulinität
verpflichtet zum Töten. Wenn sich die Männer von dieser Maskulinität
befreien wollen, brauchen sie die Frauenbewegung.

Frage:
Ersetzen die Frauenbewegung und der Kampf um die Pluralität der
Lebensentwürfe die Idee vom Klassenkampf als emanzipatorische Idee? Kann
das die Leere füllen, die das Scheitern des Marxismus hinterlassen hat?

Rita Segato:
Ich bin politisch im Marxismus aufgewachsen. Aber wir sind sehr weit
entfernt von der Epoche, in der sich der Kapitalismus aus dem Widerspruch
zwischen Kapital und Arbeit und aus der Produktion von Mehrwert erklärte.
Die marxistische Auffassung von der Kapitalakkumulation über die
Mehrwertproduktion trifft auf eine Zeit zu, in der das auf legalem Wege
geschah. Heute aber findet ein großer Teil der Kapitalakkumulation in der
zweiten Realität statt: Jedes große Unternehmen steht mit einem Fuß in der
Illegalität in irgendeinem Land der Welt, wo das möglich ist.
Politikvorstellungen, die ihren Schwerpunkt in den Arbeiterkämpfen sehen,
reflektieren diese neue Wirklichkeit nicht. Die Marx'sche Kritik an der
entfremdeten Arbeit hingegen benutze ich ständig. Denn sie erklärt, wie der
Körper zur Sache wird. Diese Verdinglichung des Lebens ist das Problem der
Gegenwart. Am deutlichsten wird das in der Prostitution, was nicht immer so
war. Heute befinden sich die Bordelle nah an den Orten des Extraktivismus,
den Erdölfeldern oder den Minen. Dort wird eine Pädagogik der Grausamkeit
gelehrt. Denn dort lernt man, den Körper und das Leben als Sache, als Ware
zu sehen. Da gehe ich mit Marx. Ich glaube nicht, dass der Klassenkampf der
Motor der Geschichte ist. Der antipatriarchale Kampf ist es aber sehr wohl.

Frage:
Nicht nur die lateinamerikanische Linke hat geglaubt, man müsse nur die
Staatsmacht erringen und Dinge werden sich grundlegend ändern. Was lehrt
uns die jüngste Erfahrung linker Regierungen in Lateinamerika?

Rita Segato:
Man muss unbedingt aus der Geschichte lernen. Und man kann keine
Transformation hin zu einer Gesellschaft, die für mehr Menschen lebenswert
ist, erreichen, wenn das Patriarchat, das den Kern dieser Staaten ausmacht,
nicht angerührt wird. Denken Sie nur an eine Figur wie Ortega. Ich war zum
ersten Jahrestag der sandinistischen Revolution in Nicaragua. Ich sah, wie
die Helden der Revolution von der Bühne gingen: Borge oder Ortega. Ortega
war angezogen wie Fidel. Von oben bis unten im olivgrünen Militärstil, mit
einer Waffe in der Hand. Zwei Tage später vergewaltigt er ein zehnjähriges
Mädchen, das unter seinem Schutz stand. Tschüss Revolution, Tschüss Idee
vom revolutionären Helden. Leider ist der revolutionäre Tempel im
Allgemeinen sehr machistisch. Auf einem Markt in El Salvador fand ich
kürzlich ein Hemd, auf dem Farabundo Marti, Sandino, Erzbischof Romero und
Che Guevara abgebildet waren. Ich wollte es kaufen, aber eine
Salvadorianerin schrie mich an, ich solle das lassen. Erst da habe ich mir
vergegenwärtigt, wie sehr die Revolutionen das Patriarchat verinnerlicht
haben. Wir haben das revolutionäre Patriarchat mit der Muttermilch
eingesogen. Erst jetzt haben wir das Vokabular, um darüber zu sprechen.
Bislang war das Häresie.

Frage:
In welchem Verhältnis steht das Patriarchat zum doppelten Staat, ein
Begriff, mit dem Sie lateinamerikanische Staatlichkeit beschreiben?

Rita Segato:
Die Theorie vom doppelten Staat geht auf den deutsch-amerikanischen
Juristen Ernst Fraenkel zurück, der damit die nationalsozialistische
Staatlichkeit beschrieb. Gemeint ist damit, dass es zwei Legalitäten, zwei
Gerichtsbarkeiten, zwei Wirklichkeiten gibt. Dass es zum Beispiel zwei
Arten von Recht gibt: eines für "Verdächtige" und eines für
"Unverdächtige". Unsere Staaten haben nie den kolonialen Blick auf
diejenigen aufgegeben, die sie verwalten. Was aber ist die wichtigste
Charakteristik einer kolonialen Administration? Eine Kolonialadministration
verwaltet das Leben, das Territorium, die Ressourcen für ein Wohl außerhalb
dieses Territoriums. Die kreolischen Eliten haben diese Exterritorialität
der Interessen in Bezug auf die Völker, die Räume und Ressourcen seither
erhalten. So gibt es trotz der Unabhängigkeit eine Kontinuität der
Kolonialität. Diese Republiken sind falsch gegründete Republiken. Die
einheimischen Eliten haben Institutionen geschaffen, die die Aneignung von
Territorien zum Ziel hatten. Daraus ist eine parastaatliche
Institutionalisierung entstanden, um das Leben zu kontrollieren. Es gibt
eine Paraökonomie und immer größere Teile unserer Bevölkerung werden von
einem Parastaat kontrolliert: durch die Parapolizei und Paramilitärs, durch
eine Paralegalität, die ganz andere Regeln verfolgt als der Rechtsstaat,
der eine Fiktion ist, und durch eine Paranormativität, die andere Regeln
für das aufstellt, was man tun darf und was nicht. Auch die Frauenmorde in
Ciudad Juarez fanden im zweiten Staat statt. In Guatemala, Honduras und El
Salvador würde ich von einer kompletten zweiten Realität sprechen.
Millionen von Menschen leben hier in einer Welt, zu der der Staat keinen
Zugang hat und in der es trotzdem Normen gibt. Die öffentliche Sphäre der
Parastaatlichkeit ist eine Gegenwirklichkeit. Sie hat verschiedene Formen:
Die Repression im autoritären Staat, die Gewalt der Polizei in den
Demokratien, die auch parastaatlich handelt, zum Beispiel mit den
extralegalen Tötungen, die organisierte Gewalt, was nicht
 dasselbe ist wie die Banden. Die Menschen in diesen Sphären sind ihr
ausgesetzt, den Staat gibt es scheinbar nicht. Diese Abwesenheit ist jedoch
eine Form seiner Präsenz. Das Überlassen der Menschen an die
Parastaatlichkeit ist seine Form der Anwesenheit.

Frage:
Um die Macht und Gegenmacht in den falsch gegründeten Republiken
Lateinamerikas, aber auch den apokalyptischen Kapitalismus zu beschreiben,
benutzen sie das Wort Dueñidad. Was meinen Sie damit?

Rita Segato:
Wir leben in einer Welt der Besitzenden. Besonders interessant ist nicht
die Kluft, sondern der Rhythmus, in dem die Welt in Besitz verwandelt wird.
Denken wir nur an das vergangene Jahr, als Bayer Monsanto gekauft hat. Oder
die Küste in Chile: 4.000 Kilometer gehören nicht den Millionen von
Chilen*innen, sondern neun Familien. Das gesamte kultivierte Territorium
der USA von gigantischer Größe gehört 10 Prozent der Bevölkerung. Jedes
Jahr wird die Zahl der Besitzenden kleiner, aber ihr Besitz größer. Die
Welt der Dueñidad ist ein Territorium des Parastaats, sie breitet sich mit
ihren Tentakeln überall aus und äußert sich mit einer willkürlichen,
beliebigen Gewalt. Das ist eine Gewalt, die nicht den Regeln folgt, die wir
Staatsbürger kennen. Es ist eine überdimensionierte Gewalt auf Frauenkörper
und zeigt sich im Verschwindenlassen der 43 Lehramtsstudierenden in
Ayotzinapa (Mexiko). Diese Grausamkeit hat keinen Sinn und ist nicht die
des klassischen Krieges. Den größten Schrecken kann man verbreiten, wenn
man extreme Gewalt an einem unschuldigen Körper vollzieht. Die Gewalt
selbst ist eine Botschaft des Besitztums, der Dueñidad, die sagt, dass man
fähig ist grausam zu handeln. Deshalb ist für mich der antipatriarchale
Kampf der Vektor der Geschichte.

Frage:
Wie reflektieren Sie die Erfahrung mit den progressiven und linken
Regierungen in Lateinamerika?

Rita Segato:
Ihr Ziel war es, einen Wohlfahrtsstaat zu errichten. Dafür gibt es nur zwei
Möglichkeiten: Entweder man entschleunigt den Rhythmus der Akkumulation und
der Konzentration des Kapitals. Das wurde aber weder in Argentinien noch in
Brasilien ernsthaft versucht, im Gegenteil. Oder man veräußert die
strategischen Ressourcen als Waren auf dem globalen Markt. Das haben die
linken Regierungen gemacht und dabei haben sie kommunale Formen der
Souveränität über das Territorium und über die Produktion von
Nahrungsmitteln, regionale und kommunale Märkte zerstört. Landschaften
wurden durch Fracking oder ungesicherte Überlaufbecken der Minen vergiftet.
Funktioniert hat es nicht. Der Staat ist darauf ausgerichtet, sich
Gemeingut anzueignen, weil er im Inneren ein zutiefst kolonialer Staat ist,
der sich gerade wieder in einen kolonisierenden Staat verwandelt. Diesen
Staat haben die progressiven Regierungen durch Wahlen zur Verwaltung
erhalten. Das politische Territorium des Staates beherrschen jedoch
Allianzen und Netzwerke. Die Politik der progressiven Regierungen hat sich
in enormer Geschwindigkeit desideologisiert und ebenfalls in ein
Territorium von Allianzen verwandelt, aus linken Politikern wurde ein
Netzwerk von Managern und Freunden. Verheerend war zudem der sogenannte
demokratische Vertikalismus: In allen progressiven Regierungen wurden
abweichende Meinungen ausgeschlossen, nirgendwo durften Zweifel geäußert
werden. Die Netzwerke isolierten sich und hörten auf niemanden mehr. Ich
habe lange Jahre in Brasilien gelehrt. Es war traurig mit anzusehen, wie
eine Partei wie die PT, die eine interessante Mischung aus Bewegung und
Partei war, diesen Prozess der Verwandlung in einen elitären Zirkel
vollzog.

Frage:
Das Pantheon der Revolution ist leer. Gibt es neue Anwärterinnen oder
Anwärter?

Rita Segato:
Eine der großen Figuren des antipatriarchalen Kampfes heute ist für mich
Chelsea Manning. Sie erzählte kürzlich in einem Interview mit der New York
Times, wie sie als Junge in einer Familie im Nordosten aufwuchs, mit einem
Vater, der bei der US-Marine war und anschließend als IT-Fachmann
arbeitete. Der überredete den Jungen zur Armee zu gehen, um sich zu
"stabilisieren". Die IT-Kenntnisse von Chelsea waren für die Armee von
höchstem Interesse und so wurde sie im Irak-Krieg als
nachrichtendienstliche Analytikerin eingesetzt. Eines Tages sei sie von
einer Kaserne in eine andere gebracht worden und erlebte auf dem Weg einen
direkten militärischen Angriff. Da habe sie begriffen, dass aufgrund ihrer
Informationen tatsächlich Menschen aus Fleisch und Blut sterben, deren
Körper leiden, und keine Computerfiguren. Mit ihrer Ausbildung als 
IT-Spezialistin, die im Irak nachts arbeitete und tagsüber schlief, habe sie
keine Vorstellung davon gehabt, wie der Körper leidet. Sie war programmiert
auf eine psychopathische Persönlichkeit, also auf eine nicht-empathische
Persönlichkeit. Sie hat sie überwunden. Das ist für mich die erste
Konversion von Chelsea Manning. Nach dieser Konversion fängt sie an,
Unmengen an Geheiminformationen an Wikileaks zu übergeben. Dann wird sie
verhaftet und viele Jahre in totaler Isolation gehalten. Dort erlebt sie
ihre zweite Konversion und entdeckt ihre Weiblichkeit und vollzieht eine
Geschlechtsumwandlung. Sie ist eine Heldin unserer Zeit.



(*) Die argentinische Anthropologin Rita Segato gehört zu den
einflussreichsten lateinamerikanischen politischen Intellektuellen. Bekannt
wurden u.a. ihre Forschungen über Genderfragen und ihre Beziehung zu
Rassismus und Kolonialitität. Zurzeit beschäftigt sie sich mit einer "Ethik
des Ungehorsams". 

Dieser Beitrag erschien zuerst im medico-Rundschreiben 3/2019.
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SCHACH-SPHINX/07053: Allzu rabiat und gekünstelt (SB)


Bei der Deutschen Einzelmeisterschaft 1980 in Bad Neuenahr-Ahrweiler
erwarb sich Dr. Peter Ostermeyer die Auszeichnung, gemeinsam mit Ludek
Pachman während des gesamten Turniers ungeschlagen zu bleiben. Dennoch
landete der Meister von 1974 nur auf dem siebten Platz. Grund für
dieses mittelmäßige Abschneiden war die stolze Zahl von neun
Remispartien. Viel zu selten ließ sich Ostermeyer auf riskante
Eröffnungen und Manöver ein. Erst in den letzten drei Runden raffte er
sich auf und fuhr drei Siege ein, darunter auch die Partie im heutigen
Rätsel der Sphinx gegen den Eppinger Arndt Miltner, der die Eröffnung
mit allzu gekünstelter Originalität behandelt hatte und schließlich
mit seinem letzten Zug 1.Sd2-f1? das Faß zum Überlaufen brachte. Also,
Wanderer, wie bestrafte Ostermeyer die ans Rabiate grenzende
Eigenwilligkeit der weißen Eröffnungsmißhandlung?
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Miltner - Ostermeyer

Bad Neuenahr-Ahrweiler 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Auf das Erkennen der inneren Dynamik einer Stellung kommt es an. Und
wer am falschen Rädchen dreht, zerstört die ganze Maschinerie: 1...Lc8-
b7? 2.Sc6xe7+ De8xe7 3.Td1xd7! De7xd7 4.Se4-f6+! und Schwarz gab auf.
Wenn er die Dame nicht kompensationslos verlieren will, muß er
4...g7xf6 spielen, geht danach allerdings durch 5.De2-g4+ Kg8-h8
6.Lb2xf6# Matt.



Erstveröffentlichung am 19. September 2006

9. Oktober 2019
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GESELLSCHAFT/352: Modernes Rollenverständnis verbessert die Zufriedenheit der Eltern (idw)


Sozio-oekonomisches Panel (SOEP) - 08.10.2019

Modernes Rollenverständnis verbessert die Zufriedenheit der Eltern



Dank der zunehmenden Freiheit zwischen Elternschaft und Erwerbstätigkeit
zu wählen und die Kinderbetreuung individuell zu gestalten sind Mütter und
Väter heute zufriedener mit ihrem Leben als vor 20 oder 30 Jahren. Das
zeigt eine Studie auf Basis von Daten der für Deutschland repräsentativen
Langzeitstudie Sozio-oekonomisches Panel am DIW Berlin, die eine
Forschungsgruppe um den Schweizer Soziologen Klaus Preisner erstellt hat.
Die Studie wurde kürzlich in der Fachzeitschrift Gender & Society online
veröffentlicht.

Die Mutter kümmert sich um die Kinder, der Vater arbeitet Vollzeit -
dieses gesellschaftliche Rollenverständnis hielt sich lange Zeit
hartnäckig. In den letzten Jahrzehnten aber haben sich die normativen
Erwartungen an Mütter und Väter verändert. Mutterschaft ist heute für die
weibliche Identität und ein erfülltes Leben als Frau nicht mehr zwingend.
Von Müttern wird nicht mehr erwartet, dass sie ihre Erwerbsarbeit
aufgeben, während es zunehmend selbstverständlich ist, dass sich Väter an
der Kindererziehung und -betreuung beteiligen.

Diskrepanz zwischen öffentlichen Diskussionen und empirischen Daten

Zusammen mit Forschenden der Universität Konstanz und des Deutschen
Jugendinstitut in München hat der Soziologe Klaus Preisner von der
Universität Zürich (UZH) untersucht, wie sich diese veränderten
gesellschaftlichen Erwartungen auf die Lebenszufriedenheit von Eltern
ausgewirkt haben. Um herauszufinden, wie sich die sozialen Normen
bezüglich der Elternschaft im Laufe der Jahre entwickelt haben,
analysierten die WissenschaftlerInnen Angaben aus der Allgemeinen
Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften (ALLBUS). Hier wurde auf
einer vier-stufigen Skala erfasst, wie stark die westdeutschen Befragten
folgender Aussage zustimmten: "Es ist für alle Beteiligten viel besser,
wenn der Mann voll im Berufsleben steht und die Frau zu Hause bleibt und
sich um den Haushalt und die Kinder kümmert". Um die Veränderungen in der
Lebenszufriedenheit zu erfassen, werteten die WissenschaftlerInnen Angaben
von 18397 Frauen und 11896 Männern aus den alten Bundesländern aus, die im
Zeitraum von 1984 bis 2015 im SOEP befragt worden waren.

Das Nachlassen sehr spezifischer normativer Erwartungen an die
Elternschaft zeigt sich in den ALLBUS-Daten: Die Aussage "Es ist für alle
Beteiligten viel besser, wenn der Mann voll im Berufsleben steht und die
Frau zu Hause bleibt und sich um den Haushalt und die Kinder kümmert."
wurde im Laufe der Jahre von immer weniger Menschen unterstützt. Während
in den 80er Jahren jede/r zweite zustimmte, war es 2015 nur noch je/r
fünfte.

"Während in der Öffentlichkeit in den letzten Jahren vermehrt thematisiert
wurde, dass Eltern unter großen Belastungen stehen oder ihre Elternschaft
sogar bedauern, zeigen unsere Analyse das Gegenteil", sagt Klaus Preisner.
In den 1980er-Jahren gaben Mütter bei Befragungen mehrheitlich an, weniger
zufrieden mit ihrem Leben zu sein als kinderlose Frauen. Das
*Glücksversprechen Kind' - auch eine Folge des damaligen Tabus, kritisch
über die Mutterschaft zu sprechen - wurde damals nicht eingelöst. "Mit
zunehmenden Freiheiten, sich für oder gegen ein Kind zu entscheiden und
die Elternschaft zu gestalten, ist der sogenannte maternal happiness gap
verschwunden. Heute finden wir keine Unterschiede mehr in der
Lebenszufriedenheit von Müttern und kinderlosen Frauen", so Preisner.

Lebenszufriedenheit beider Elternteile hat zugenommen

Für die Männer gilt: Im Unterschied zu Frauen wurde von Vätern früher
nicht erwartet, sich an der Kinderbetreuung zu beteiligen, Elternzeit zu
nehmen oder die Erwerbsarbeit zumindest zeitweise einzuschränken. Den
Freuden der Vaterschaft standen also kaum häusliche Verpflichtungen
entgegen und Männer mit Kindern waren genauso zufrieden wie Männer ohne
Kinder. Obwohl sich die Erwartungen an Väter geändert haben, hat sich ihre
Lebenszufriedenheit dadurch kaum verändert. Väter sind heute nach wie vor
genauso zufrieden wie kinderlose Männer. "Der Grund dafür liegt darin,
dass Väter, die den neuen Erwartungen gerecht werden, heute mit viel
privater und öffentlicher Anerkennung für ihr Engagement belohnt werden",
sagt Preisner.

Moderne Familienpolitik nützt sowohl Eltern wie auch Kindern

Mit den veränderten normativen Erwartungen seien auch neue
familienpolitische Massnahmen wie etwa die Elternzeit nach der Geburt
eines Kindes sowie die Schaffung von Betreuungsmöglichkeiten außerhalb der
Familie möglich geworden, erklären die AutorInnen. So könnten Mütter und
Väter freier entscheiden, wie sie ihre Elternschaft im Hinblick auf Eigen-
und Fremdbetreuung gestalten wollen. Darüber hinaus seien die Rollen und
Aufgaben zwischen Müttern und Vätern heute weniger ungleich verteilt.
Beides wirke sich positiv darauf aus, wie zufrieden Eltern mit ihrem Leben
sind. "Diese familienpolitischen Maßnahmen sind nicht nur im Sinne der
Gleichstellung von Frauen und Männern von großer Bedeutung. Ebenso wichtig
sind sie im Hinblick auf die Lebenszufriedenheit der Eltern und damit
letztlich auch der Kinder", sagt Klaus Preisner.


DAS SOZIO-OEKONOMISCHE PANEL AM DIW BERLIN

Das Sozio-oekonomische Panel (SOEP) ist die größte und am längsten
laufende multidisziplinäre Langzeitstudie in Deutschland. Das SOEP im DIW
Berlin wird als Teil der Forschungsinfrastruktur in Deutschland unter dem
Dach der Leibniz-Gemeinschaft vom Bundesministerium für Bildung und
Forschung (BMBF) und den Ländern gefördert. Für das SOEP werden seit 1984
jedes Jahr vom Umfrageinstitut Kantar Public (zuvor TNS Infratest
Sozialforschung) in mehreren tausend Haushalten statistische Daten
erhoben. Zurzeit sind es etwa 30.000 Personen in etwa 15.000 Haushalten.
Die Daten des SOEP geben unter anderem Auskunft über Einkommen,
Erwerbstätigkeit, Bildung, Gesundheit und Lebenszufriedenheit. Weil jedes
Jahr dieselben Personen befragt werden, können nicht nur langfristige
gesellschaftliche Trends, sondern auch die gruppenspezifische Entwicklung
von Lebensläufen besonders gut analysiert werden.

Originalpublikation:b
Klaus Preisner, Franz Neuberger, Ariane Bertogg und Julia M. Schaub.

Closing The Happiness Gap: The Decline of Gendered Parenthood Norms and
the Increase in Parental Life Satisfaction,

Gender & Society. August 27, 2019.

https://doi.org/10.1177/0891243219869365

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1914

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Sozio-oekonomisches Panel (SOEP), 08.10.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KLEINKUNST/929: Hanau - Kabarett "Zuckerfest für Diabetiker" am 30.10.2019


Stadt Hanau

Zuckerfest für Diabetiker

Reihe Kultour am 31. Oktober im Stein's Tivoli



Ein "Zuckerfest für Diabetiker" mit Moritz Netenjakob, Hülya
Dogan-Netenjakob, Serhat Dogan und Markus Barth liefert am Mittwoch,
30. Oktober, im Stein's Tivoli eine Einführung in deutsch-türkische
Problemzonen. Dabei verzichtet das deutsch-türkische Ensemble darauf,
zwei Stunden die politischen Verhältnisse zu ziselieren, sondern
beweist mit einer gelungenen Mischung aus Standups, Sketchen und
Musik, dass Satire auch verbindend wirken kann.

Im Stein's Tivoli, im Comoedeinhaus und im Congress Park Hanau hebt
sich der Vorhang um 20 Uhr. Einlass ist immer ab 19 Uhr. Karten zu
allen Veranstaltungen der Reihe Kultour gibt es im Hanau Laden, Am
Freiheitsplatz 3, bei der Volksbühne Hanau, Nürnberger Straße 2, sowie
bei allen anderen bekannten Vorverkaufsstellen.

Das "Kleinkunst-Abo", das allerdings nur direkt beim
Veranstaltungsbüro gebucht werden kann, bietet die Möglichkeit, einen
Preisnachlass von 20 Prozent zu bekommen, wenn man Tickets für
mindestens sieben Veranstaltungen kauft. Als Zugabe gibt es pro Abo
ein Feierabendticket, mit dem man nach Aktivierung in den Tiefgaragen
und Parkhäusern der Hanauer Parkhaus GmbH zwischen 18 und 8 Uhr an 30
aufeinanderfolgenden Tagen kostenfrei parken kann. Informationen und
Buchung sind unter der Telefonnummer 06181/ 6686092 oder per Email
unter veranstaltungsbuero@hanau.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 18. September 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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SCHAUSPIEL/1300: Hamburg - Shahin Sheikho. Happy Nightmare, Kampnagel, 24.-26.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

Shahin Sheikho:

Happy Nightmare

Theater & Performance / Rollstuhlgerecht

12 Euro (erm. 8 Euro, [k]-Karte 6 Euro)

In deutscher und arabischer Sprache

Do, 24.10.2019 20:00 [Uraufführung], Kampnagel - P1

Fr, 25. + Sa, 25.10.2019 20:00, Kampnagel - P1



HAPPY NIGHTMARE erzählt die Geschichte eines jungen Geflüchteten, der
jede Nacht Alpträume hat und sich umbringen möchte, daran jedoch
scheitert und wieder in den nächsten Alptraum verfällt - eine Dynamik,
aus der er sich nicht befreien kann. Das Stück basiert auf realen
Erlebnissen und spiegelt nicht nur eine individuelle Geschichte wider,
sondern die Geschichte von Tausenden, die ihre Heimat verlassen
mussten. HAPPY NIGHTMARE beschreibt die Zwickmühle, in der sie sich
befinden: zwischen Erinnerungen an die Gefahren der Flucht und den
Hürden des neuen Lebens in Deutschland. Jeden Tag wird um Rechte,
Identität und Existenz gekämpft. Nachts kommt das Vergangene hoch, die
traumatisierenden Erfahrungen der Flucht, die Alpträume, für die es
nirgendwo einen Raum gibt. Der konkrete Raum dieser Alpträume, ein
Schlafzimmer, wird zum Spielort des Stückes.

Für das Stück wird eine eigene Gruppe an Darsteller*innen
zusammengestellt, die viele der Erfahrungen teilen. Nachdem der
Regisseur Shahin Sheikho 2016 in Deutschland ankam, nahm er seine
künstlerische Arbeit aus Syrien, Irak und der Türkei bei verschiedenen
Theaterprojekten in Deutschland und nun in Hamburg wieder auf. Dieses
Projekt ist seine erste eigenständige Arbeit in Hamburg, bei der er
selbst über die Schwierigkeiten nach der Flucht sprechen möchte und
seine eigene Theaterästhetik weiterentwickelt.


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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TANZ - PERFORMANCE/240: Hamburg - Sitzen ist eine gute Idee, Kampnagel, 23.-26.10.2019


Kampnagel - Presseinformation vom 6. September 2019

Antje Pfundtner in Gesellschaft:

Sitzen ist eine gute Idee

Tanz / Rollstuhlgerecht

Tickets: 15 Euro (erm. 9 Euro, [k]-Karte 7,50 Euro)

Mi, 23.10.2019 19:00 [Uraufführung], Kampnagel - K1

Do, 24.- Sa, 26.10.2019 19:00, Kampnagel - K1



Für gewöhnlich erheben sich die Künstler*innen auf der Bühne, wenn das
Publikum sich hinsetzt, um ihnen zuzuschauen. Nach ihren beiden
letzten Stücken rund um die Beweggründe des Beginnens (ALLES AUF
ANFANG, Februar 2018) und Endens (LETZTE SCHRITTE, Januar 2019), zieht
es die Hamburger Choreografin Antje Pfundtner diesmal vor, erst
aufzustehen, wenn sie es für richtig hält. Sich erheben, handeln, zur
Tat schreiten, den Aufstand proben - wer sagt, dass man dafür
aufstehen muss und womöglich auch noch pünktlich? Für den dritten Teil
ihrer Trilogie hat sie vorab mit vielen Menschen das choreografische
und politische Handlungspotenzial des Aufstehens hinterfragt und ist
zu dem Schluss gekommen, dass Sitzen ebenfalls eine Option ist. Für
ihr neues Solo lädt Antje Pfundtner bereits ab 19:00 auf Kampnagel
ein, um dem unvorhersehbaren Impuls, sich zur Aufführung zu erheben,
genügend Platz, genügend Zeit und einen triftigen Grund zu bieten.
Wer hat Lust mitzumachen?

Es gibt die Möglichkeit, bei der Produktion SITZEN IST EINE GUTE IDEE
mitzuwirken. Wer Interesse hat, findet hier alle Infos zu Proben und
Vorstellungen.

Idee, Konzept: Antje Pfundtner in Gesellschaft

Choreographie, Tanz: Antje Pfundtner

Dramaturgie: Anne Kersting

Musik: Nikolaus Woernle 

Bühne: Irene Pätzug

Künstlerische Assistenz: Juliana Oliveira 

Kostüme: Yvonne Marcour 

Licht: Michael Lentner

Produktion: Hannah Melder 

Gäste: Christina Ciupke, Cornelia Dörr, Hermann Heisig, Lea Martini,
Fabrice Mazliah, Sheena McGrandles, Eva Meyer-Keller, Matthew Rogers,
Anna Till, Frank Willens

Sitzen ist eine gute Idee ist eine Produktion von Antje Pfundtner in
Gesellschaft in Koproduktion mit Kampnagel, HELLERAU - Europäisches
Zentrum der Künste Dresden und FFT Düsseldorf.

Gefördert von: Freie und Hansestadt Hamburg, Behörde für Kultur und
Medien, den Fonds Darstellende Künste e.V. und die Kunststiftung NRW


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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MELDUNG/388: Zum Welthundetag - Tausende Hunde warten im Tierheim auf ein Zuhause (TSB)


Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes - 9. Oktober 2019

Welthundetag am 10.10.

Tausende Hunde warten im Tierheim auf ein Zuhause



Wer sich für einen Hund interessiert, sollte sich zuerst in den Tierheimen
umschauen - dazu ruft der Deutsche Tierschutzbund anlässlich des morgigen
Welthundetags auf. Etwa 75.000 Hunde werden jedes Jahr in den rund 550 dem
Deutschen Tierschutzbund angeschlossenen Tierheimen aufgenommen und warten
dann sehnsüchtig auf ein neues liebevolles Zuhause. Anders als die Adoption
eines Tierheimhundes vor Ort birgt der anonyme Kauf von Hunden über das
Internet Gefahren. Die Tiere können aus illegalem Handel stammen.

"Ein Hund aus dem Tierschutz ist besonders und ein wertvolles Unikat", sagt
Miriam Holbach, Fachreferentin für Tierheime beim Deutschen Tierschutzbund.
"Leider scheuen viele Menschen die Adoption eines Tierheimtieres, weil sie
befürchten, seine Vorgeschichte könnte das Tier negativ geprägt haben.
Natürlich kann ein Hund aus dem Tierschutz eine Herausforderung sein, aber
die meisten sind einfach nur dankbar über ein neues Zuhause. Zudem hat
nicht jeder Hund eine schwierige Vergangenheit. Viele stammen aus
liebevollen Verhältnissen und wurden nur aufgrund von Trennung, Krankheit
oder Tod der Besitzer abgegeben."

Vorsicht bei Hundekauf im Internet

Die Tierschützer warnen vor dem Onlinekauf von Hunden, denn Interessierte
können meist weder die Identität des Händlers noch die bisherige Geschichte
des Tieres überprüfen. Nicht selten kommt es zu bösen Überraschungen im
Nachhinein, etwa wenn der neue Welpe plötzlich krank ist, weil er von
unseriösen Vermehrern aus dem Ausland stammt. Der Deutsche Tierschutzbund
empfiehlt, online lieber auf den Internet- und Facebookseiten von deutschen
Tierschutzvereinen und Tierheimen nach einem Tier zu schauen, um sich
anschließend vor Ort beraten zu lassen und das Tier vorab kennenzulernen.

Tierheime helfen. Helft Tierheimen!

Mit der Kampagne "Tierheime helfen. Helft Tierheimen!" macht der Deutsche
Tierschutzbund aktuell auf die wertvolle Arbeit der Tierheime und die
Einzigartigkeit der Tierheimtiere aufmerksam. Dem Dachverband sind über 740
Tierschutzvereine mit rund 550 vereinseigenen Tierheimen angeschlossen.




Mehr zur Kampagne:

www.tierheime-helfen.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung des Deutschen Tierschutzbundes e.V.

vom 9. Oktober 2019

Herausgeber: Deutscher Tierschutzbund e.V., Bundesgeschäftsstelle

In der Raste 10, D-53129 Bonn

Telefon: +49-(0)228-6049624, Fax: +49-(0)228-6049641

E-Mail: presse@tierschutzbund.de

Internet: www.tierschutzbund.de
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TIERVERSUCH/788: Warum werden Entwicklungsneurotoxizitäts-Tests gemacht? (tierrechte)


Magazin tierrechte - Ausgabe 3/2019

Menschen für Tierrechte - Bundesverband der Tierversuchsgegner e.V

Warum werden Entwicklungsneurotoxizitäts-Tests gemacht?

von Dr. Claudia Gerlach und Dr. Christiane Hohensee



Während der Schwangerschaft und auch darüber hinaus kann es zu
vielfältigen Schädigungen der Nervenzellentwicklung kommen. Um Schäden
am Nervensystem zu vermeiden, sind Tests auf
Entwicklungsneurotoxizität (ENT) notwendig. In den Tests werden
zahlreiche Ratten eingesetzt. Doch diese sind ungeeignet, um sichere
Vorhersagen zu machen.



Chemikalien können Teilung, Differenzierung oder Bewegung der
Nervenzellen (Neuronen) hemmen. Diese Störungen zeigen sich später
häufig in Lernschwächen, Entwicklungsverzögerungen, Störungen aus dem
Autismus-Spektrum sowie Aufmerksamkeitsdefizit- und
Hyperaktivitätsstörungen (ADHS). Als äußere Ursachen werden sowohl
Umweltchemikalien als auch Arzneimittel vermutet.


Nehmen zu: Störungen des Nervensystems

Aktuell ist eine Zunahme solcher neurologischen Störungen zu
verzeichnen. Zwar sind sie auf eine Kombination aus mehreren Ursachen
zurückzuführen, darunter erbliche Veranlagung, Umweltstressoren und
sozioökonomische Faktoren. Doch sowohl Labor- als auch Humanstudien
haben gezeigt, dass der Einfluss schädlicher Chemikalien signifikant
zu den Auswirkungen beitragen kann. Ziel der ENT-Tests ist es,
Chemikalien zu identifizieren, die das Nervensystem dauerhaft oder
reversibel beeinträchtigen, chemisch bedingte Veränderungen im
Nervensystem zu charakterisieren und die Dosierungen für
regulatorische Anwendungen zu bestimmen.


Tierversuche immer noch Goldstandard

Derzeit werden hierzu Tierversuche an Ratten durchgeführt. Sie gelten
immer noch als Goldstandard, obwohl sie, abgesehen vom ethischen
Aspekt, bezüglich des Zeit- und Kostenaufwands unzureichend sind.
Hinzu kommt, dass die Übertragung der Ergebnisse auf den Menschen
aufgrund der Artunterschiede nicht oder nur eingeschränkt möglich ist.


Große Unterschiede des Gehirns

Gehirne von Nagetieren und Menschen unterscheiden sich deutlich in
Größe und Organisation (siehe Abb. unten), und insbesondere in der
strukturellen und funktionellen Anordnung des Kortex (Großhirnrinde).
Als ein Grund für die menschliche Intelligenz wird die erhöhte
kortikale Größe und komplexe Strukturierung durch Furchen und
Windungen angenommen. Nagetieren fehlt diese Strukturierung. Außerdem
unterscheidet sich die Zellarchitektur. So fehlt zum Beispiel eine
Hirnschicht, die granuläre Schicht IV, die bei Primaten hingegen gut
ausgebildet ist. Auch wenn sonst die Anordnung der Hauptzelltypen auf
der mikroskopischen Ebene ähnlich ist, ist bei Menschen die
funktionale Vielfalt größer.

Kürzlich wurde festgestellt, dass menschliche Neuronen, im Vergleich
zu denen der Ratte, elektrische Signale auf andere Weise übertragen,
was vermutlich die Leistung einzelner Neuronen und insgesamt die
kognitiven Funktionen erhöht.


Differenzen bei der Hirnreifung

Auch Speziesunterschiede bei der Hirnreifung machen
einen Vergleich schwierig. Bei der Neurogenese, der Bildung
von Nervenzellen, stimmen bei Ratten die Tage 18 und 21
nach Befruchtung mit den Wochen 8 bis 9 beziehungsweise
15 bis 16 bei Menschen überein. Das Timing unterscheidet
sich jedoch erheblich zwischen den Hirnregionen. Außerdem
weist die Signalübertragung bei der neurologischen Entwicklung im
Menschen einzigartige Merkmale auf. Darüber hinaus gibt es viele
Beispiele für artspezifische Unterschiede in der molekularen
Ausstattung von Zellen, die die Wirkung von Substanzen bestimmen
können.


Zellen reagieren teilweise anders

So wurden bedeutende Artunterschiede bei der
Entwicklungsneurotoxizität zwischen Nagetier und Mensch mit
in-vitro-Testsystemen gefunden. Das Forscherteam von Prof. Ellen
Fritsche vom Institut für umweltmedizinische Forschung in Düsseldorf
untersuchte mit sogenannten Neurosphären von Mensch und Maus den
Einfluss von pharmakologisch wirksamen Stoffen, darunter
Umweltchemikalien, auf die Frühentwicklung des Gehirns. Die
Vorläuferzellen zeigten zum Beispiel unterschiedliche Reaktionen auf
das Schilddrüsenhormon T3. Bei der Maus - nicht aber beim Menschen -
fördert es die Differenzierung von Gliazellen. Als Gliazellen werden
alle Zellen des Nervensystems bezeichnet, die Nervenzellen
unterstützen, selbst aber keine Nervenzellen sind.


Menschliche Zellen 7x empfindlicher

Das Flammschutzmittel Pentabromdiphenylether (BDE-99) reduzierte
beispielsweise je nach Konzentration die Bildung von Gliazellen bei
Mensch und Maus, wobei die menschlichen Zellen siebenmal empfindlicher
waren. Ascorbinsäure wirkte diesem Verlust nur in menschlichen, nicht
aber in den Mauszellen entgegen, was auf unterschiedliche
Wirkmechanismen von BDE-99 in den Spezies hinweist. Diese Beispiele
verdeutlichen die eingeschränkte Vorhersagekraft von Nagetierversuchen
für die ENT bei Menschen.

Anfang Texteinschub


Die Gehirnentwicklung im Überblick


Die Entwicklung des menschlichen Gehirns ist ein äußerst komplexer und
sensibler Vorgang. Wird der Embryo beziehungsweise der Fötus oder das
Kind in den entscheidenden Phasen einer schädlichen Substanz
ausgesetzt, kann es leicht zu Störungen kommen. Die Entwicklung des
Gehirns beginnt etwa ab der dritten Woche nach der Empfängnis. Die
sogenannte Keimscheibe gliedert sich zunächst in zwei embryonale
Keimblätter: Ektoderm und Entoderm. Das dritte Keimblatt, das
Mesoderm, entsteht um den 15. Tag durch Einwanderung von
Ektodermzellen in die Mitte der Keimscheibe und der dadurch gebildeten
Primitivrinne. Von der Primitivrinne ausgehend wird auch die Anlage
des Nervensystems, das sogenannte Neuralrohr angeregt. Das hintere
Ende des Neuralrohrs wird später zum Rückenmark. Am vorderen Ende
lösen sich Zellgruppen ab und bilden die Neuralleisten des Kopfes. Das
rohrähnliche System verändert sich nun durch eine Welle migrierender
Neuroblasten, die Vorläufer-Nervenzellen. Das Neuralrohr krümmt sich
am Kopf-Ansatz und bläht sich zunächst in drei, dann in fünf
Hirnbläschen auf: Das Telencephalon (Endhirn, später Großhirn),
Diencephalon (Zwischenhirn), Mesencephalon (Mittelhirn), Metencephalon
(Hinterhirn, später Pons, Kleinhirn) und Myelenencephalon (Nachhirn,
später Markhirn).



90 Milliarden Neuronen


Jeder dieser Bereiche besitzt Zonen, in denen Neuronen und Gliazellen
erzeugt werden. Die Zellen wandern anschließend zu ihren endgültigen
Positionen. Die Kortikalplatte, Vorläufer der Hirnrinde (Kortex),
wächst von etwa einer Milliarde Zellen in der 13.
Schwangerschaftswoche auf ungefähr sechs Milliarden in der 20. Woche
an. Sobald sich die Neuronen positioniert haben, sprießen ihre Axone,
die Fortsätze der Nervenzellen, die elektrische Nervenimpulse vom
Zellkörper weg leiten. Die Axone navigieren durch das Gehirn, wobei
sie sich verzweigen und Synapsen bilden. Neuronen und Synapsen werden
in vielen Regionen übermäßig produziert, später werden die nicht
benötigten abgebaut.



Hirnentwicklung bis zum 20. Lebensjahr


Mit der Geburt ist die Entwicklung des Gehirns nicht abgeschlossen. Zu
diesem Zeitpunkt ist zwar die große Mehrheit der Neuronen vorhanden,
die Gewichts- und Größenzunahme des Gehirns hält aber bis um das 20.
Lebensjahr an und beruht unter anderem auf der enormen Zunahme der
Nervenzellverbindungen. Wissenschaftler gehen heute von etwa 86
Milliarden Neuronen im ausgewachsenen Gehirn aus. Die komplexen
Vorgänge von Teilung, Differenzierung, Migration und Verbindung von
Neuronen sind sehr anfällig gegenüber äußeren Einflüssen.

Ende Texteinschub

 * 
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MELDUNG/503: Endlich Luchsnachwuchs in Thüringen (BUND TH)


Gemeinsame Pressemitteilung des BUND Thüringen und des Thüringer
Ministeriums für Umwelt, Energie und Naturschutz - 8. Oktober 2019

Endlich Luchsnachwuchs in Thüringen



Berlin/Erfurt. In Thüringen wurden zum ersten Mal seit 2015 wieder
junge Luchse dokumentiert. Aufgenommen wurde die Luchsin mit drei
kräftigen Jungtieren im Thüringer Teil des Südharzes, wo der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) zusammen mit der Universität
Göttingen ein Luchsprojekt unter anderem mit Wildtierkameras
durchführt. Das Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und
Naturschutz und die Landesanstalt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz
begleiten das Monitoring der Luchse im Südharz fachlich.




[image: Luchsin mit Nachwuchs - Foto: © BUND / Universität Göttingen]

Foto: © BUND / Universität Göttingen



"Wir freuen sehr über den Nachweis und die kräftigen Jungtiere", so
Dr. Burkhard Vogel, Landesgeschäftsführer des Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND). "Die Situation der Luchse in
Deutschland ist aber noch immer sehr besorgniserregend. Thüringen und
Hessen spielen für die Vernetzung der isolierten Luchsvorkommen im
Harz und Bayerischen Wald eine ganz besondere Rolle. Bisher kommen
Luchse hier allerdings nur sporadisch vor." Mithilfe der
selbstauslösenden Wildkameras sammeln der BUND Landesverband Thüringen
und die Universität Göttingen wertvolle Daten zum
Ausbreitungsverhalten der Luchse, um Schutzmaßnahmen optimal anpassen
zu können.

"Der Luchs-Nachwuchs in Thüringen ist ein schöner Erfolg des
Naturschutzes. Die äußerst scheuen Tiere brauchen und finden hier
einen intakten Lebensraum in den Wäldern. Und dank des guten
Monitorings vom BUND und von der Universität Göttingen lernen wir die
Luchse besser kennen", sagte Thüringens Umweltministerin Anja
Siegesmund. Die nun fotografierte Luchsin mit ihren Jungtieren gehört
zum Harzer Luchsvorkommen. Über die Jungluchse freut sich auch Dr.
Markus Port von der Universität Göttingen: "Nun hoffen wir, dass diese
Tiere überleben und ihren Teil zur Stärkung des Thüringer
Luchsvorkommens leisten können." Die vor vier Jahren in Thüringen
dokumentierten Jungtiere kamen wahrscheinlich um, ihre Mutter starb
unter ungeklärten Umständen.

In Deutschland gibt es lediglich rund 85 erwachsene Luchse in mehreren
isolierten Teilvorkommen. Die Ausbreitung der Tiere in ihre
angestammten Lebensräume verläuft äußerst zögerlich. Hauptbedrohung
der heimlichen Katzen ist der Straßenverkehr, es werden aber auch
immer wieder Luchse illegal getötet oder sterben an Krankheiten. Für
Menschen sind Luchse keine Gefahr, zu Übergriffen auf Nutztiere kommt
nur sehr selten.

Mehr Informationen: www.bund.net/luchs

 * 

Quelle:

Presseinformation, 08.10.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Landesverband Thüringen / Landesgeschäftsstelle

Trommsdorffstr. 5, 99084 Erfurt

Tel.: 0361/555 03 10, Fax: 0361/555 03 19

Internet: www.bund-thueringen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 10. Oktober 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





AKTION/693: "Regierung muss reagieren" - Weitere Blockaden und Aktionen in ganz Berlin (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 9. Oktober 2019

"Regierung muss reagieren" - Aktuell drei Blockaden und weitere Aktionen
in ganz Berlin



Berlin 09.10.2019, 11:30 Uhr. Weitere Blockaden und Aktionen von Extinction
Rebellion (XR). Aktuell ist die Marschallbrücke mit etwa 1500 Menschen, die
Mühlendammbrücke mit 400 Menschen und Teile des Großen Sterns blockiert.

"Wir blockieren seit drei Tagen die Hauptstadt, Tag und Nacht. Unsere
Botschaft an die Bundesregierung: Hören Sie auf, vom Thema abzulenken,
indem Sie über unsere Form des Protests diskutieren, und sagen Sie endlich
die Wahrheit über die Klimakrise! Das Klimapaket ist eine skandalöse
Unverantwortlichkeit. Wir blockieren, bis unsere Forderungen erfüllt
werden", so Cléo Mieulet an der Siegessäule, 48 Jahre, Mutter dreier
Kinder.

Extinction Rebellion hat gegen 10 Uhr eine Blockade einer
Hauptverkehrsstraße nahe Alexanderplatz eröffnet. Die Mühlendammbrücke wird
momentan von 400 Menschen friedlich und gut gelaunt blockiert. Es gibt
keine Verhaftungen, von einer Person hat die Polizei die Personalien
festgestellt.

Zeitgleich hält die Bewegung die Blockade der Marschallbrücke seit 2:30 Uhr
aufrecht. Dort befinden sich aktuell mehr als 1500 Menschen. Die Stimmung
ist friedlich. Ein Boot mit der Aufschrift: "Wir sitzen alle im selben Boot
und die Crew spielt um unseren Tod", steht mitten auf der Brücke.

Der Große Stern ist mit der Arche Rebella mittlerweile seit 55 Stunden
besetzt. Zwei entschlossene Gruppen von friedlichen und gut gelaunten
Menschen blockiert momentan zwei Zufahrtsstraßen zu diesem zentralen
Verkehrsknotenpunkt. Teilweise sind Menschen festgekettet.

Extinction Rebellion hat weitere Aktionen für den Tag angekündigt. Ab 16
Uhr plant XR Youth, die junge Stimme der Rebellion, eine große angemeldete
Protestaktion in der Shoppingmeile am Kurfürstendamm. Es wird Musik,
Redebeiträge und ein gemeinsames Picknick an diesem speziellen Ort geben.

"Tausende Menschen blockieren seit drei Tagen entschlossen Berlin damit die
Regierung sich nicht länger aus der Verantwortung ziehen kann. Wir fordern
die Regierung auf jetzt auf unsere Forderungen einzugehen", sagte Tino
Pfaff, 35, Aktivist.

"Die Ökosysteme berechen zusammen, wir sind mitten in der Klimakrise- es
geht jetzt darum die Katastrophe einzudämmen und die Lebensgrundlagen
aller Lebewesen auf der Erde zu stabilisieren", sagte Clara Thompson, auf
der Marschallbrücke.

"Der menschengemachte Klimawandel ist eine Folge unserer Überzeugung, als
Mensch der Natur und allen Lebewesen überlegen zu sein", Lu Yen Roloff,
eine Rebellin auf der Mühlendammbrücke.

"Wir fordern, die Wahrheit über die Auswirkung unserer Lebensweise zu sagen
und anzuerkennen: wir zerstören rücksichtslos und verantwortungslos die
Natur und damit unsere Lebensgrundlage", Roloff weiter.

Die Arche Rebella liegt seit 55 Stunden an der Siegessäule vor Anker.
Hunderte Rebell*innen feiern ihre Standhaftigkeit und fordern nur umso
lauter: Die Bundesregierung muss endlich den Klimanotstand ausrufen!

Nachdem die Polizei am gestrigen Nachmittag einen Versuch unternommen hat
den Großen Stern zu räumen ist sie an der schieren Anzahl von
Aktivist:innen gescheitert und hat sich zurückgezogen. Den Rest des Abends
erinnerte an ein Festival, auf dem die Anwesenden ihren Frust über die
Untätigkeit der Bundesregierung durch Tanz etwas Luft machen konnten. Am
Morgen hat die Polizei die Räumung wieder aufgenommen. Um 10:00 Uhr kam
noch einmal frische Gruppe besonders agiler Rebell:innen: Die Rebel Riders,
eine ungehorsame Gruppe Fahrradfahrender. Nachdem die Polizei eine weitere
Straße geräumt hat, zog sie sich wieder zurück. In den verbleibenden zwei
Straßenblockaden befinden sich weiterhin rund 300 Menschen, darunter circa
30 aneinandergekettet. Somit ist die Arche auch nach 55 Stunden noch fest
entschlossen, denn die Bundesregierung hat ihre Forderung noch nicht
erfüllt - wann erklärt sie den Klimanotstand?

Weitere Aktionen:

Am 08.10.19 hat außerdem die CDU einen Überraschungsbesuch bekommen. Rund
20 Rebell*innen haben für kurze Zeit das Konrad-Adenauer-Haus besetzt um
ihren Unmut in Lieder zu gießen: "Wer hat den Klimaschutz verkauft" sangen
und tanzten die Aktivist*innen nachdem sie die CDU-Zentrale betreten
hatten.



www.extinctionrebellion.de

https://extinctionrebellion.de/berlinblockieren/broadcasts/

Facebook: @ExtinctionRebellionDeutschland

Twitter: ExtinctionR_DE

Foto&Video:

https://drive.google.com/drive/folders/1b8g3AFz7OzEO6aDTFWMprlr2HRc7U5qh

Hashtags #ExtinctionRebellion #BerlinBlockieren #AufstandoderAussterben

 * 
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Pressemitteilung, 09.10.2019
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AKTION/692: Nächste Blockade eröffnet (Extinction Rebellion)


Extinction Rebellion - 9. Oktober 2019

Nächste Blockade eröffnet



Berlin 09.10.2019, 8:45 Uhr. Am dritten Morgen des "Aufstands gegen
das Aussterben" erhöht Extinction Rebellion (XR) den Druck auf die
Politik. Eine neue Blockade wurde in Berlin-Mitte errichtet, weitere
Aktionen sind für den Tag angekündigt.
Seit 2:30 Uhr morgens blockieren etwa 300 Rebell*innen unter dem Motto
"Das Wasser steht uns bis zum Hals" die Marschallbrücke in Berlin-Mitte.
In Gedenken an den 30. Jahrestag der "Friedlichen Revolution"
wurde dort die "Friedliche Rebellion" ausgerufen, um die Regierung an
ihre Pflicht gegenüber den Bürger*innen zu erinnern. Neun Rebell*innen
haben sich auf der Brücke an eine Holzkonstruktion, das "rettende
Floß", gekettet.

Am Großen Stern steht weiterhin die "RebellaArche" und drei Zufahrten
sind besetzt. Für 10 Uhr ist eine weitere Blockade in der Stadt
geplant.

Die Aktion auf der Marschallbrücke geht aus einem Bündnis der
XR-Ortsgruppen Halle, Leipzig, Rostock, Dresden, Weimar, Nordhausen, Jena
und Erfurt hervor. Um die neun angeketteten Menschen haben sich etwa
300 Rebell*innen versammelt. Neben dem Holzfloß wurde ein symbolisches
"Plastikmeer" eingerichtet, um die Bedrohung der Ozeane zu
verdeutlichen. Die Situation ist friedlich. Die Polizei ist vor Ort,
es finden aktuell Verhandlungen statt.

"Es macht mir Angst, dass Wissenschaftler:innen seit 30 Jahren von dem
menschengemachten Klimawandel und seinen verheerenden Folgen reden,
aber Politik und Wirtschaft sich immer noch weigern radikale Maßnahmen
umzusetzen. Meine Hoffnung schwindet langsam dahin. Wir brauchen einen
Systemwandel, wie damals 1989", sagt Clara Thompson, 23 Jahre aus
Leipzig, Studentin.

"Die Regierung muss endlich den Klimanotstand ausrufen und sich diesem
Thema annehmen. Das verabschiedete Klimaplaket von der Bundesregierung
hat mich wahnsinnig enttäuscht. Ich kann es nicht fassen, dass unsere
Bundesregierung so unverantwortlich handelt. Umso wichtiger ist es
jetzt, zivilen Ungehorsam zu machen. Wir bleiben hier, bis unsere
Forderungen umgesetzt sind!" sagt Nils Müller, 26 Jahre,
Diplomingenieur.

In den sozialen Medien wurde Kritik geäußert, weil die Aktion eine
Straße blockiere, die auch für den Weg zum Krankenhaus Charité genutzt
würde. Dazu sagt Clara Thompson: "Wir sind uns unserem Eingriff in den
Straßenverkehr bewusst und haben entsprechende Maßnahmen vorbereitet.
Es ist ein Rettungsweg auf der Blockade eingerichtet. Darüber hinaus
haben wir die Blockade im Vorhinein bei der Polizei und den
Rettungsdiensten angekündigt und somit genug Zeit für Vorbereitungen
und Umleitungen gegeben."



www.extinctionrebellion.de

https://extinctionrebellion.de/berlinblockieren/broadcasts/

Facebook: @ExtinctionRebellionDeutschland

Twitter: ExtinctionR_DE

Foto&Video:

https://drive.google.com/drive/folders/1b8g3AFz7OzEO6aDTFWMprlr2HRc7U5qh

Hashtags #ExtinctionRebellion #BerlinBlockieren #AufstandoderAussterben
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VERKEHR/1193: Klimakiller Fliegen - im Luftverkehr steigt die CO2-Last um 21% (BIG)


BIG-Fluglärm Hamburg - 8. Oktober 2019

CO2-Bilanz im Luftverkehr: Klimakiller Fliegen!

Im Luftverkehr steigt die CO2-Last um 21 Prozent



Das Statistikamt Nord hat mit der neuen CO2-Bilanz für Hamburg die
Belastungskennzahlen für das Jahr 2017 veröffentlicht.

Im Teilsektor Luftverkehr steigt die CO2-Last in Hamburg seit 2013
kontinuierlich. Während die Belastungen im Straßenverkehr in diesem
Zeitraum um "nur" 5,34 Prozent gestiegen sind, weist der Hamburger
Luftverkehr von 2013 zu 2017 einen CO2-Zuwachs von 21 Prozent auf!

"Das ist ein unerträglicher Zustand und zeigt die völlige
klimapolitische Arg- und gegebenenfalls auch Ahnungslosigkeit der
Verantwortlichen für den Hamburger Luftverkehr auf", kritisiert Martin
Mosel, geschäftsführendes Mitglied der BIG-Fluglärm Hamburg, des
Dachverbandes der Bürger-Initiativen-Gegen Fluglärm Hamburg e. V.

"Da wird um einen mutmaßlich klimaneutralen Bodenbetrieb des
Flughafens herum getänzelt, wie um eine heilige Kuh und verliert dabei
völlig aus dem Auge, wo das CO2 am Flughafen verursacht wird. Der
Hamburger Senat ist aufgefordert endlich seine Hausaufgaben zu machen
und in Hamburg für saubere Luft zu sorgen. Wir brauchen ein
vollständiges Ende der kapazitätssteigernden Maßnahmen am
innerstädtisch gelegenen Hamburger Verkehrsflughafen und eine
deutliche Reduzierung der Flugbewegungen. Als Maßnahmen zählen wir
hierzu insbesondere die sofortige ersatzlose Streichung sämtlicher
politisch beschlossenen Wachstums- und Rabattprogramme des
Flughafenbetriebes und insbesondere ein Stoppen sämtlicher
Ausbauvorhaben auf dem Flughafengelände", fordert Mosel.

"Hamburg muss endlich erkennen, dass der innerstädtische
Flughafenbetrieb in jeder Hinsicht dem Klimakiller Kohlekraftwerk
Moorburg in nichts nachsteht", appelliert Mosel und fordert den Senat
zu Sofortmaßnahmen auf und die Privilegierung des Flughafenbetriebs in
Fuhlsbüttel einschneidend zu beenden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.10.2019

BIG-Fluglärm Hamburg
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LANDWIRTSCHAFT/130: Systemwandel statt Hype einzelner Technologien - Ökozüchtung als Alternative (FUE Rundbrief)


Forum Umwelt & Entwicklung - Rundbrief 2/2019

Neue Gentechnik: Zwischen Labor, Konzernmacht und bäuerlicher Zukunft

Systemwandel statt Hype einzelner Technologien

Die Ökozüchtung als eine Alternative zu industriell-konventioneller
Züchtung und neuer Gentechnik

von Stefanie Hundsdorfer und Eva Gelinsky



Die neuen Gentechnik-Pflanzen führen das industrielle Agrarsystem
fort und bauen es weiter aus. Alternative Ansätze wie die
gemeingüterorientierte Ökozüchtung bergen dagegen großes Potenzial,
unsere Ernährungssysteme auf eine nachhaltige Grundlage zu stellen.
Dabei stoßen sie jedoch an die Grenzen des bestehenden Systems. Statt
auf einzelne (Gen-)Technologien zu setzen, benötigen wir einen
radikalen Systemwandel, um der Vielzahl unterschiedlicher Ansätze für
alternative Landwirtschafts- und Ernährungssysteme weltweit Rückenwind
zu verleihen.


Die enorme Kulturpflanzenvielfalt verdanken wir der Arbeit von
BäuerInnen und GärtnerInnen. Sie wurde durch Selektion und Züchtung
über Jahrhunderte hinweg aus Wildpflanzen entwickelt, angepasst an
Boden und Klima vor Ort. Ab Mitte des 19. Jahrhunderts beginnt sich in
Europa ein eigenständiges Züchtungsgewerbe zu entwickeln, in dem fast
100 Jahre lang kleinteilige Unternehmensstrukturen erhalten bleiben.
Erst in jüngster Zeit sind Züchtung und Saatgutproduktion zu einem
Industriezweig geworden, in dem, wie in anderen Geschäftsfeldern
Kapitalgröße, Konkurrenz, Marktmacht und der Unternehmenswert
dominieren. In der Pflanzenzüchtung geht es v. a. um die Schaffung
neuer genetischer Vielfalt. Dazu werden z. B. Pflanzen miteinander
gekreuzt. Im Anschluss können Nachkommen mit gewünschten Eigenschaften
selektiert werden, um neue Pflanzensorten mit spezifischen
Eigenschaften zu entwickeln.

Konventionelle Pflanzenzüchtung für die industrielle Landwirtschaft
 

Die konventionelle, auf eine industrielle Landwirtschaft abgestimmte
Pflanzenzüchtung entwickelt Sorten, die unter Einsatz von
chemisch-synthetischen Düngemitteln und Pestiziden vor allem hohe
Erträge sowie einheitliche Pflanzen- und Lebensmittel liefern sollen.
Denn innerhalb eines industriellen Agrarsystems gilt es, durch
Steigerung der Produktivität, Rationalisierung und Einsparung von
Arbeitskosten die Wettbewerbsfähigkeit zu sichern. Ausgeblendet werden
die hohen sozialen und ökologischen Kosten dieses Systems, wie z. B.
die Freisetzung großer Mengen an Treibhausgasen, der Verlust
pflanzengenetischer, biologischer und züchterischer Vielfalt sowie von
Saatgut- und Ernährungssouveränität. Züchtungsunternehmen, die Sorten
für dieses System entwickeln, nutzen verschiedene biotechnologische
Methoden, vor allem um den Züchtungsprozess zu beschleunigen. Für die
Re-Finanzierung der Forschungs- und Entwicklungsausgaben nutzen sie
Patente.

Eine weitere signifikante Verkürzung der Züchtungszeit versprechen nun
einige der neuen gentechnischen Verfahren, allen voran CRISPR/Cas.
Daher wollen die Unternehmen sie unbedingt nutzen, und zwar ohne die
derzeitigen EU-Regulierungsauflagen. Im Unterschied zur herkömmlichen
Züchtung greifen gentechnische Verfahren direkt in pflanzliche Zellen
ein. So sollen gezielt gewünschte Eigenschaften in Pflanzen
eingebracht und jahrelange Kreuzungs- und Selektionsarbeit vermieden
werden. Allerdings müssen die im Labor veränderten Pflanzenzellen nach
einem gentechnischen Eingriff in einem langwierigen Prozess erst zu
ganzen Pflanzen regeneriert und danach noch züchterisch bearbeitet und
im Freiland getestet werden, bevor marktfähige Sorten vorliegen.

Neue Gentechnik: Motor der industriellen Landwirtschaft

Die neue Gentechnik wird die weitere Effizienzsteigerung und
Industrialisierung der Landwirtschaft vorantreiben. Dies liegt vor
allem an der Marktstruktur und den Geschäftsmodellen der großen
Agrarchemie-Konzerne. Sie werden mit den neuen Gentechnikverfahren
Pflanzen entwickeln, die vor allem auf großen Märkten und auf ebenso
großen Flächen "funktionieren". Damit werden sie alternativen
Züchtungs- und Landwirtschaftsmodellen neue Hürden in den Weg legen:
neue Kontaminationsrisiken, steigende Kosten, um die eigenen Pflanzen
gentechnikfrei zu halten, eine weiter abnehmende Verfügbarkeit
genetischer Vielfalt für die eigene Züchtung bis hin zu zunehmenden
Sorgen vor Patentverletzungsklagen.

Gemeingüterorientierte Alternative: ökologische Pflanzenzüchtung
 

Als eine Alternative zum industriell-konventionellen Agrarsystem und
der entsprechenden Pflanzenzüchtung haben sich im deutschsprachigen
Raum Initiativen der ökologischen Pflanzenzüchtung (Öko-Züchtung)
entwickelt.(1) Die Öko-Züchtung ist auf die Bedürfnisse des
Ökolandbaus abgestimmt und findet in allen Phasen unter dessen
Bedingungen statt, also ohne Einsatz von chemisch-synthetischen
Pestiziden und Mineraldüngern Öko-ZüchterInnen richten ihre Arbeit
nicht auf Profitmaximierung, sondern auf Gemeingüter aus, wie die
Herstellung qualitativ hochwertiger Lebensmittel, die Erhaltung
genetischer Diversität und eine nachhaltige Nutzung natürlicher
Ressourcen. Da alle alten wie neuen gentechnischen Verfahren den
Prinzipien des Ökolandbaus widersprechen,(2) ist deren Einsatz in der
Öko-Züchtung ausgeschlossen. Im Ökolandbau ist es verboten, mit
gentechnischen Verfahren die Integrität der Zelle als kleinste Einheit
des sich selbst organisierenden Lebens zu verletzen. Zudem lehnt die
Öko-Züchtung die mit den Gentechnik-Verfahren verbundenen Patente ab.
Sorten und pflanzengenetische Vielfalt werden als gemeinsames
Kulturgut angesehen, das es zu schützen und weiterzuentwickeln gilt.
Anderen ZüchterInnen soll die Weiterentwicklung der gezüchteten Sorten
immer offenstehen.

Bessere Finanzierung dringend benötigt!

Die Öko-Züchtung kann einen wichtigen Beitrag zu zukunftsfähigen
Ernährungssystemen leisten, z. B. indem sie eine breite
pflanzengenetische Vielfalt fördert und Pflanzen gezielt auf
Robustheit gegenüber Schaderregern, unterschiedlichen
Nährstoffverfügbarkeiten und auf Anpassungsfähigkeit gegenüber stark
divergierenden Umwelteinflüssen züchtet. Öko-Sorten sind zudem immer
nachbaufähig und können von LandwirtInnen zu lokal angepassten Sorten
weiterentwickelt werden.

Doch der Blick auf die Zahlen ernüchtert: Trotz ihres Potenzials führt
die Ökozüchtung bisher nicht mehr als ein Nischendasein. Dies liegt
vor allem an ihrer chronischen Unterfinanzierung. Die Forschung zur
Anwendung von Gentechnik an Tieren und Pflanzen mit dem Ziel der
Freisetzung und/oder Nahrungsmittelerzeugung wurde im Zeitraum von
2012 bis 2025 in Deutschland mit öffentlichen Mitteln von über 100
Millionen Euro bedacht.(3) Die Öko-Züchtung finanziert sich dagegen
momentan vornehmlich durch Stiftungs- und Spendengelder. Damit sie
wirklich zu einer tragfähigen Alternative werden kann, benötigt sie
dringend mehr staatliche und private Mittel, die langfristig stabil
fließen.

Zwänge im industriellen Agrarsystem

Ökologisch gezüchtete Sorten haben es auch deshalb schwer, sich auf
dem Markt durchzusetzen, da auch ihre AbnehmerInnen,
Öko-ErwerbsgärtnerInnen und Öko-LandwirtInnen, den ökonomischen
Zwängen des bestehenden industriellen Agrar-Systems unterliegen. Auch
sie, die eigentlich anders wirtschaften wollen, sehen sich gezwungen,
die Arbeitskosten im Anbau möglichst niedrig zu halten (z. B. über
eine gleichmäßige Abreife der Ernte), hohe Erträge zu erzielen, und
dem Handel "makellose" und einheitliche, über lange Zeit lager- und
transportfähige Ware zu liefern. Dies gelingt momentan noch am
verlässlichsten mit den für eine "Hochleistungslandwirtschaft"
gezüchteten konventionellen Sorten. Auch sollen
VerbraucherInnenwünsche wie "wir brauchen Kopfsalat das ganze Jahr
über" bedient werden, was gerade im Gemüseanbau, auch im Öko-Bereich,
zu intensiven Anbausystemen mit engen Fruchtfolgen führt, die den
Schädlingsdruck und die Krankheitsanfälligkeit der Pflanzen erhöhen.
Solchermaßen hausgemachte Probleme des industriellen Systems können
nicht alleine mit neuen Öko-Sorten gelöst werden. Stattdessen wird
auch ein Wandel der Ansprüche von Handel und VerbraucherInnen
benötigt: GärtnerInnen und LandwirtInnen benötigen wieder mehr
Spielraum, robuste, vitale und ökologisch nachhaltige Anbausysteme zu
gestalten.

Systemwandel statt Technologie-Hype

Klar ist: Züchtung, ganz egal, ob konventionell oder ökologisch, kann
immer nur ein Teil der Lösung sein. Es geht um die viel umfassendere
Frage: Welche Ernährungssysteme - und dazu zählen
Landwirtschaftsformen, vielfältige Züchtungsansätze und das
Miteinander von ErzeugerInnen, Handel und VerbraucherInnen - benötigen
wir, um den Herausforderungen zu begegnen? Einzelne Technologien sind
ganz sicher keine Lösung. Im Gegenteil: Technologien wie die
Gentechnik behindern alternative Ansätze und helfen dabei, das
herrschende industrielle Agrarsystem weiter auszubauen. Stattdessen
sollten wir unsere Kraft in einen radikalen Systemwandel stecken und
rechtliche sowie wirtschaftliche Rahmenbedingungen schaffen, die der
Vielzahl unterschiedlicher Ansätze für alternative Landwirtschafts-
und Ernährungssysteme weltweit Rückenwind geben.


Die Autorinnen Stefanie Hundsdorfer und Dr. Eva Gelinsky
leiten die politische Arbeit der Interessengemeinschaft für
gentechnikfreie Saatgutarbeit (IG Saatgut). 

Mehr Informationen: www.ig-saatgut.de


Anmerkungen

1) Eva Gelinsky (2018): Saatgut im globalisierten Weltmarkt.
Großfusionen versus gemeingüterorientierte Initiativen. Der Kritische
Agrarbericht 2018, S. 74-78.

2) IFOAM Organics International (2017): Compatibility of Breeding
Techniques in Organic Systems, Position Paper.

3) Angaben der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage der Grünen, 


https://www.testbiotech.org/pressemitteilung/bundesregierung-foerdert-den-einsatz-von-gentechnik.



Das Forum Umwelt & Entwicklung wurde 1992 nach der UN-Konferenz für
Umwelt und Entwicklung gegründet und koordiniert die Aktivitäten der
deutschen NROs in internationalen Politikprozessen zu nachhaltiger
Entwicklung. Rechtsträger ist der Deutsche Naturschutzring,
Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzverbände (DNR)
e.V.
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LATEINAMERIKA/200: Elielson da Silva - Megaprojekte stürzen Amazonasgebiet in die Misere (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Interview: Megaprojekte stürzen Amazonasgebiet in die Misere

Von: João Vitor Santos
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(São Leopoldo, 2. Oktober 2019, ihu-unisinos) - In einem
Interview mit IHU On-Line spricht Elielson Silva über die Geschichte
des Einzugs des kanadischen Bergbauunternehmens Belo Sun in der
brasilianischen Region Volta Grande am Xingu-Fluss im Amazonasgebiet.
Die Region ist seitdem geprägt von Konflikten zwischen den Interessen
des Unternehmens, der Bevölkerung in der Gegend und dem Umweltschutz.
Silva ist Forscher des Projeto Nova Cartografia Social da Amazônia
(Projekt Neue Sozialkartografie Amazoniens), die mit einer
Kartographie der Ethnien und Gemeinden im Amazonasgebiet Landnahme
dokumentieren und soziale Bewegungen stärken wollen.

Mit dem Versprechen, durch Megaprojekte im Bergbau Arbeitsplätze zu
schaffen und wirtschaftlichen Wohlstand zu bringen, wird der Region
der Volta Grande in der brasilianischen Provinz Pará die Idee einer
unausweichlichen Entwicklung als Ausweg für das Amazonasgebiet
verkauft. Für die Bevölkerung vor Ort gibt es dabei de facto nur
unzählige Verschlechterungen im Umwelt- und sozialen Bereich. "Kurz
gesagt, wird hier in soziale Prozesse eingegriffen, und zwar begleitet
von Gewalt und schweren Konflikten", fasst der Forscher Elielson Silva
zusammen. Der Fall des kanadischen Bergbauunternehmens Belo Sun,
welches sich seit 2010 in der Region Volta Grande am Fluss Xingu
einrichtet, ist ein klassisches Beispiel für diesen Entwicklungswahn.
Silva hat die Veränderungen seit den ersten Bewegungen des
Projektbeginns aus der Nähe begleitet. "Die Zunahme der Aktivitäten
von Belo Sun ist einerseits geprägt von Strategien einer
Außendarstellung, in der die Vorteile der Entwicklung im Vordergrund
stehen und andererseits von verschiedensten Formen von Gewalt",
erklärt er.

Im Interview gibt der Forscher Einblick in die Machtstrategien des
Unternehmens. Die Vorherrschaft von Belo Sun begann direkt mit der
Eröffnung des ersten Verwaltungsbüros, noch bevor irgendwelche
Arbeiten angefangen hatten. "Die Präsenz eines physischen Büros des
Unternehmens im Dorf Vila Ressaca verstärkt den Eindruck eines
'unveränderlichen Faktes', in dem Sinn, dass die Aufnahme der Arbeiten
unausweichlich und nur eine Frage der Zeit sei", beobachtet er. "Aus
sozialer Sicht erzeugt das Instabilität und verbreitet Angst und
Schrecken, welche durch die wirtschaftlichen Zusammenbrüche von
kleinen Bergbauunternehmen und die Schäden, die durch den Staudamm im
Fluss sowie die damit zusammenhängenden Versuche, die Bewohner zu
vertreiben, verstärkt werden", fügt er hinzu.


Bergbauunternehmen verbreitet "Angst und Schrecken"

Wenn er von "Angst und Schrecken" spricht, meint Silva vor allem
"Enteignungen, Wegnahme von Land, Zwangsräumungen, illegale Landnahme,
drakonische Entschädigungszahlungen, Zutrittsverbote an öffentlichen
Orten, Schließung von nicht-industriellen Bergbaubetrieben, Drohungen
sowie zum Schweigen bringen und Kriminalisierung widerständiger
Führungspersonen". Das alles schließt noch nicht einmal die negativen
Auswirkungen auf die Umwelt im Umland des Flusses Xingu ein. "Die
große bevorstehende Bedrohung hängt vor allem mit der Häufung der
Schäden in einer Region zusammen, die bereits unter den
schwerwiegenden Folgen zu leiden hat, die der Bau des Staudamms Belo
Monte nach sich zieht", folgert er.

Silva fasst zusammen: "Die soziale und wirtschaftliche Dynamik des
Ortes wurde durch diese Belastungen, Unsicherheiten und Veränderungen
der natürlichen Abläufe zum Zusammenbruch gebracht". Er betont
allerdings, dass die Vila Ressaca, von der aus Belo Sun die Projekte
steuert, trotz dieser negativen Einflüsse immer noch ein Ort des
Widerstands ist. "Ressaca ist ein Lebensraum, der aufbegehrt",
bekräftigt er. Um diesen Widerstand zu stärken und seine Potentiale zu
unterstützen, betont Silva die "Notwendigkeit des Zuhörens und die
Anerkennung und Sichtbarmachung der Narrative traditioneller Völker
und Gemeinden, die von wirtschaftsorientierten Megaprojekten im
Amazonasgebiet umgeben sind". Denn letztendlich ist der Xingu, wie er
sagt, "Quelle der physischen, sozialen, wirtschaftlichen und
kosmologischen Reproduktion der Völker, die dort leben".

Das Interview auf Portugiesisch:

http://www.ihu.unisinos.br/593064-belo-monte-e-belo-sun-o-desenvolvimentismo-triunfalista-e-violento-que-afunda-a-regiao-amazonica-em-degradacoes-entrevista-especial-com-elielson-silva


URL des Artikels:

https://www.npla.de/thema/umwelt-wirtschaft/interview-megaprojekte-stuerzen-amazonasgebiet-in-die-misere/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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PROJEKT/115: 25 Jahre Herdenschutzhunde in Namibia - Eine Erfolgsgeschichte zum Tag des Hundes (AGA)


Aktionsgemeinschaft Artenschutz (AGA) e.V. - Korntal-Münchingen,
9. Oktober 2019

Tag des Hundes am 10. Oktober 2019 / 25 jähriges Jubiläum des
Herdenschutzhundeprograms zum Schutz der Geparde

25 Jahre Herdenschutzhunde in Namibia - Eine Erfolgsgeschichte zum Tag
des Hundes



Vor 25 Jahren hat der Cheetah Conservation Fund (CCF) in Namibia sein
von der Aktionsgemeinschaft Artenschutz (AGA) e.V. unterstütztes
Herdenschutzhundeprogramm gestartet. Was 1994 im Kleinen begann, ist
bis heute stetig gewachsen - und tut es noch.
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Bis heute konnten bereits 673 Herdenschutzhunde an Farmen in Namibia,
Südafrika und Tansania, abgegeben werden. "Unsere Forschung zeigt,
dass Lösungen wie Herdenschutzhunde sehr erfolgreich sein können. Wir
sind jedes Mal begeistert, wenn wir ein Programm in einem anderen Land
initiieren können. Es ist ein echter Schritt nach vorn im Wettlauf der
Geparde ums Überleben" erklärt Dr. Laurie Marker, Gründerin und
Geschäftsführerin des CCF.




[image: Farmer mit Hütehund, Herde im Hintergrund, im Vordergrund drei muntere Ziegen - Foto: © Birgit Braun, AGA]
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Herdenschutzhunde, wie der Kangal, werden in Europa seit Jahrtausenden
mit Erfolg zum Schutz der Viehherden vor Wölfen und Bären eingesetzt.
Diese hocheffiziente, wildtierfreundliche Methode ist auch beim CCF
fester Bestandteil des Gepardenschutzes. Die Besonderheit bei der
Aufzucht von Herdenschutzhunden besteht darin, dass sie bereits als
Welpen in die Viehherden integriert werden und dadurch zu diesen eine
enge Bindung eingehen. Raubtiere werden mit lautem Gebell so wirksam
in die Flucht geschlagen, dass nach Angaben der teilnehmenden Farmer
80-100 Prozent weniger Vieh gerissen wird. Die Farmer sehen sich
dadurch nicht mehr gezwungen, Geparde und andere Raubtiere zu töten,
da diese keine Bedrohung mehr für ihre Herde und den Lebensunterhalt
der Familien darstellen. Dank der Hunde wird so der vorherrschende
Mensch-Wildtier-Konflikt deutlich entschärft und damit die Raubkatzen
geschützt.




[image: Aleya-Welpen, zwei mit dem Hintern und einer mit dem Kopf in Richtung Kamera - Foto: © Eli H. Walker, CCF]
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In Namibia lebt mit etwa 3.000 Tieren die größte noch verbliebene
Gepardenpopulation, weltweit gibt es nur noch etwa 7.100 Geparde. Die
meisten der Geparde leben auf zur Viehhaltung genutztem Farmland. Dort
gibt es für sie wild lebende Beutetiere im Überfluss, doch die Farmer
sehen in ihnen trotzdem nach wie vor eine Bedrohung ihrer
Nutzviehherden. Sie jagen die Geparde, stellen Fallen auf und töten
sie, um ihre eigene Existenz zu schützen. Aus diesem Grund setzt sich
die AGA in Namibia in Zusammenarbeit mit dem CCF für die Lösung des
bestehenden Mensch-Wildtier-Konfliktes ein. Dazu zählt unter anderem
die Entwicklung von "Geparden-freundlichen" Methoden in der
Viehhaltung. "Hierbei kommt den Herdenschutzhunden eine besondere
Bedeutung zu und die vierbeinigen Gepardenschützer sind große
Hoffnungsträger für den Schutz der eleganten Katzen", erklärt Birgit
Braun, Geschäftsführerin der AGA.
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1994 begann das Herdenschutzhundeprogramm. Die jungen Hunde werden von
den Artenschützern an interessierte Farmer abgegeben, die in Umgang
und der richtigen Pflege der Tiere entsprechend geschult wurden.
Außerdem werden die Haltungsbedingungen auf den Farmen regelmäßig
überprüft, denn den Hunden soll es gut gehen. "Die Herdenschutzhunde
verteidigen erfolgreich das Nutzvieh, halten Raubtiere fern und
verbessern damit insgesamt die wirtschaftliche Situation der Farmer",
ergänzt Braun. "Mensch-Wildtier-Konflikte sind in der Regel lösbar -
die Herdenschutzhunde sind ein schönes Beispiel dafür."



Die AGA ist als gemeinnützige Natur- und Artenschutzorganisation
anerkannt und setzt sich seit über 30 Jahren für den Erhalt von
bedrohten Tier- und Pflanzenarten und deren Lebensräumen ein. Ihr Ziel
ist es, weltweit den Schutz und den Erhalt der Natur zu fördern, das
Umweltbewusstsein zu stärken und die Zerstörung der Lebensgrundlage
von Menschen, Tieren und Pflanzen zu verhindern.

 * 
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STANDPUNKT/1133: Nachhaltige Chemie - Lebensqualität und Sicherheit für Mensch und Umwelt (Umwelt Perspektiven)


Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung UFZ

Umwelt Perspektiven

Der UFZ-Newsletter - Mai 2019

ESSAY

Nachhaltige Chemie: Lebensqualität und Sicherheit für Mensch und
Umwelt

von Rolf Altenburger



Menschen bestimmen heutzutage in hohem Maße die Bedingungen, unter
denen sie miteinander und mit ihrer Umwelt leben. Diese
Gestaltungsmacht war und ist nicht zuletzt mit dem Einsatz von
Chemikalien verbunden. Er ermöglichte zu einem großen Teil die
Steigerung der Produktivität in der Landwirtschaft, verbesserte die
Ernährungssicherheit, revolutionierte den lebensverlängernden Umgang
mit Krankheiten und ermöglichte so enormes Bevölkerungswachstum. Folgt
man den Argumenten des US-amerikanischen Psychologen Steven Pinkers
zur Entwicklung gesellschaftlicher Organisationsformen, hat die
Entfaltung menschlicher Möglichkeiten weltweit auch die Gewalt
zwischen Menschen und nach Analysen der Weltbank extreme Armut
substanziell reduziert.

Gleichzeitig nahm die Eingriffstiefe menschlichen Handelns auf der
globalen Skala zu. Seit dem Bericht des Club of Rome von 1972
debattieren wir über planetare Grenzen, also Schwellenwerte, die nicht
über- oder unterschritten werden dürfen, um die nachhaltige
menschliche Nutzung des Systems Erde nicht zu gefährden. Die globale
Dimension menschlichen Handelns wird heute schneller als vormals
erreicht, sei es durch die schiere Anzahl an Menschen etwa mit Blick
auf ihre individuellen Mobilitätsbedürfnisse oder durch die Dimension
von technologischen Gefährdungspotenzialen zum Beispiel in der
Energie- oder Biowirtschaft. Um Risiken zu beurteilen, reagieren
moderne Gesellschaften mit immer differenzierteren Expertensystemen.
Zunächst waren es vorrangig Katastrophen, die zu
wissenschaftsgestützter Risikobetrachtung und Handlungsvorschlägen
führten - Chemieunfälle wie die im indischen Bhopal oder im
italienischen Seveso, bei denen zahlreiche Menschen Schaden nahmen,
Brände und Öltankerunglücke mit verheerenden Auswirkungen auf die
Natur oder Arzneimittelskandale, die wie im Fall von Contergan zu
massiven gesundheitlichen Schäden bei vielen tausend Kindern führten.
Mittlerweile geht die öffentliche Erwartung dahin, dass Wissenschaft
schon vor der Einführung und Vermarktung von neuen Stoffen, Produkten,
Technologien oder Prozessen deren Auswirkungen auf Mensch und Umwelt
präzise prognostisch abschätzen muss.

Die Öffentlichkeit erwartet, dass Wissenschaft Auswirkungen
 auf Mensch und Umwelt prognostisch abschätzt.



Alltagserfahrungen mit Prognosen haben wir beim Wetter: Wir
orientieren uns beinahe täglich daran und wissen gleichzeitig, dass
sie unpräzise oder falsch sein können. Innerhalb der Wissenschaft wird
daher über Prognoseverfahren gerne gestritten. Wenn, wie kürzlich
geschehen, eine Gruppe von Lungenärzten die Gültigkeit eines
Grenzwertes für einen Luftschadstoff öffentlich bezweifelt, zeigt dies
das Dilemma der aktuellen Debatten zur Chemikaliensicherheit. Heute
kann die Legitimität von spezialisiertem Expertenwissen durch
'alternative' Experten jederzeit infrage gestellt werden. Die
Transparenz der Debatte ist lobenswert, denn nur so konnten die
Rechenfehler der Lungenärzte ans Tageslicht kommen. Ob ein Kind, das
sich an einer vielbefahrenen Straße bewegt, nun 30 Tage oder eher 30
Jahre regelmäßig Zigaretten rauchen müsste, um einem vergleichbaren
Gesundheitsrisiko ausgesetzt zu sein, ist jedoch eine
Gespensterdebatte. Weder sollte ein selbst gewähltes Risiko mit einem
zugemuteten Risiko ohne Not verglichen werden ("Stellen Sie sich nicht
so an, schließlich gehen Sie doch größere Risiken ein, wenn Sie Ski
oder Fahrrad fahren"), noch lebt ein Kind an einer vielbefahrenen
Straße ausgestattet mit Feinstaub- und Ozonfilter. Belastungen treten
aber, anders als in dieser Debatte unterstellt, weder isoliert
gegenüber einzelnen Chemikalien auf, noch will die Allgemeinheit es
hinnehmen, dass Schäden an Menschen erst nachweisbar auftreten müssen,
bevor gehandelt wird.

Diese und ähnliche Debatten über einzelne Chemikalien, egal ob sie
Glyphosat, Fipronil oder Stickoxid heißen, greifen also typischerweise
zu kurz. Und hierin liegen echte Herausforderungen für Wissenschaft
und rationales Handeln. Eine Prognose von unerwünschten Auswirkungen
erfolgt heute überwiegend sektoral. Wir bewerten also die schädlichen
Potenziale eines neuen Pflanzenschutzmittels, Kosmetikums oder einer
Wandfarbe isoliert. Die Informationen hierfür zu beschaffen ist mehr
oder weniger aufwendig, aber, eben solange sie vorsorgend orientiert
sind, immer losgelöst von realen Menschen oder spezifischen Umwelten.
Auch die Dimensionen eines möglichen Gebrauchs sind, da in der Zukunft
liegend, weitgehend unbekannt. Demgegenüber wissen wir aus vielen
Beobachtungen, dass Schutzziele wie die Erhaltung der menschlichen
Gesundheit oder der biologischen Vielfalt jeweils ganz
unterschiedlichen und zeitlich stark veränderlichen Gemischen von
Stoffen und weiteren Stressoren ausgesetzt sind.

In den Gesundheits- und Umweltwissenschaften wird für diese Sachlage
der Begriff 'Exposom' verwendet. Das Exposom soll die Gesamtheit aller
Umwelteinflüsse, denen Individuen über ihre Lebenszeit ausgesetzt
sind, in den Blick nehmen und deren Bedeutung für das
Krankheitsgeschehen zum Gegenstand machen. Der Begriff lehnt sich an
das Wort Genom an, da die umfassende Analyse der genetischen Ursachen
von Erkrankungen lange im Mittelpunkt naturwissenschaftlicher
Forschung stand. Doch stellte es sich heraus, dass genetische
Prädispositionen nur zu einem kleineren Anteil Erkrankungen zu
erklären vermögen. Der weitaus größere Teil gilt mittlerweile als
umweltbedingt und damit prinzipiell vermeidbar.

Die Untersuchung des Exposoms ist ein vielversprechender neuer Ansatz
in der Umwelt- und Gesundheitsforschung. Er berücksichtigt viele Dinge
gleichzeitig: Erstens diverse Einflussfaktoren, die zu einer Krankheit
beitragen können; zweitens Ereignisse des Ausgesetztseins gegenüber
schädlichen Einflüssen (Exposition) über lange Zeiträume und drittens
die Vorstellung, dass Beobachtungen in Populationen mit dem Wissen
über das Umweltverhalten von Chemikalien kausal verknüpft werden
sollen.

Am UFZ wollen wir in den kommenden Jahren das Thema Gesundheit und das
Universum der Chemikalien noch stärker in den Blick nehmen. Unser Ziel
ist es, die Vielfalt der Chemikalien, denen Umwelt und Menschen
ausgesetzt sind, systematisch zu erfassen und vorausschauend zu
beurteilen. Um ihre Wirkung zu erforschen, werden wir uns vor allem
auf Kinder konzentrieren, die in bestimmten Zeitfenstern besonders
sensibel auf Umweltfaktoren reagieren. Diese Vorhaben sind
ambitioniert und weder kurzfristig noch ohne die Vernetzung mit
Partnern umzusetzen. Bei Erfolg versprechen sie jedoch wichtige
Erkenntnisse für die dringend gebotene Weiterentwicklung der
Chemikalienbewertung. Damit erarbeiten wir moderne Optionen für ein
wissensbasiertes Management von veränderlichen, komplexen Belastungen
von Menschen und Umwelt. Mit anderen Worten: Wir schaffen Grundlagen
für eine nachhaltige Chemie, die Lebensqualität und Sicherheit
vereinbart.


Prof. Dr. Rolf Altenburger

Leiter des Themenbereichs Chemikalien in der Umwelt

sowie des Departments Bioanalytische Ökotoxikologie

 * 

Quelle:

Umwelt Perspektiven / Der UFZ-Newsletter - Mai 2019, Seite 2 - 3

Herausgeber:

Helmholtz-Zentrum für Umweltforschung GmbH - UFZ

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Permoserstraße 15, 04318 Leipzig

Tel.: 0341/235-1269, Fax: 0341/235-450819

E-mail: info@ufz.de

Internet: www.ufz.de
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AKTIONSTAGE/1038: Dem Ruf der Kraniche folgen - Birdwatch 2019 (NABU TH)


NABU Landesverband Thüringen - 8. Oktober 2019

Dem Ruf der Kraniche folgen - Birdwatch 2019

Mit dem NABU Thüringen Zugvögel am Rückhaltebecken Straußfurt
beobachten



Jena - Dem Ruf der Kraniche folgen, den Flug von Alpenstrandläufern
beobachten und Uferschnepfen beim Fressen zusehen - dies alles kann
man gemeinsam mit dem NABU Thüringen am Samstag den 12. Oktober am
Rückhaltebecken in Straußfurt erleben.




[image: Kraniche im Flug - Foto; &copy: Deter Damschen]

Foto: © Deter Damschen



"Jetzt Anfang Oktober haben schon zahlreiche Zugvögel ihren Weg in die
Winterquartiere angetreten. Das Rückhaltebecken dient vielen Vögeln
als Tankstelle zur Kraft- und Nahrungsaufnahme, bevor sie ihren Weg in
Richtung Süden vorsetzen", erklärt Tino Sauer, ein Vogelexperte des
NABU Thüringen. "Zurzeit können auch schon erste Kraniche beobachtet
werden. Größere Zugaktivitäten erwarten wir ab diesem Wochenende."

Unter den Gästen am Rückhaltebecken befinden sich auch Kiebitze, Große
Brachvögel und Seeadler. Wer das Schauspiel des Vogelzuges live
erleben möchte, den lädt der NABU Thüringen am 12. Oktober 2019 von
8:30 Uhr bis 15:00 Uhr zur Zugvogelbeobachtung am Rückhaltebecken
Straußfurt, am Zwischendamm Henschleben ein. Die Teilnehmer können
erfahren, welche Vogelarten zu beobachten sind oder wie man ziehende
Vögel in einem Schwarm identifiziert. Dabei ist es möglich, einige der
neuesten Spektive und Ferngläser verschiedener namhafter Firmen
auszuprobieren. Die Veranstaltung bei Straußfurt findet im Rahmen des
EuroBirdwatch statt und Tino Sauer motiviert dazu, an der
Veranstaltung teilzunehmen: "Wer bei uns vorbeikommen möchte, der muss
kein Vogelexperte sein und muss auch keine Vorkenntnisse mitbringen.
Uns ist es wichtig, Spaß zu haben und unsere Freude an der Vogelwelt
mit anderen zu teilen."

Hintergrund

Der NABU und der Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV) bieten
Anfang Oktober zahlreiche fachkundig geleitete Exkursionen und
Veranstaltungen an. Der Birdwatch ist eine gemeinsame Aktion der
Partner im Netzwerk BirdLife International und findet in diesem Jahr
zum 26. Mal statt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.10.2019

Herausgeber: Naturschutzbund Deutschland e.V.

NABU Thüringen

Leutra 15, 07751 Jena

E-Mail: LGS@NABU-Thueringen.de

Internet: www.NABU-Thueringen.de
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AKTIONSTAGE/1037: "Gemma Geier zählen" - Internationale Bartgeierbeobachtungstage, alpenweiter Fokus auf 12.10.


"Gemma Geier zählen"

14. Internationale Bartgeierbeobachtungstage - alpenweiter Fokus auf
Samstag, 12.10.2019 - Wanderer sind aufgerufen Augen offen zu halten



Hilpoltstein, 09.10.19 - Im gesamten Alpenraum werden alljährlich die
Internationalen Bartgeierbeobachtungstage durchgeführt. Ziel ist es,
den aktuellen Bartgeierbestand zu schätzen und Hinweise auf neue
Bartgeierbrutpaare zu bekommen. Dieses Jahr finden die mittlerweile
14. Internationalen Beobachtungstage vom 12. bis 20. Oktober statt.
Der LBV ruft zur Unterstützung auf und hofft auf viele Teilnehmer, die
Bartgeiersichtungen melden. Denn auch in den bayerischen Alpen können
Wanderer mittlerweile fast regelmäßig die majestätischen Vögel am
Himmel entdecken.


Der zentrale Zähltag ist Samstag, der 12. Oktober
2019. "Mit ihren nahezu drei Metern Spannweite und einem
unverkennbaren Flugprofil, sind Bartgeier schon gut von Weitem zu
erkennen", sagt Henning Werth, LBV-Gebietsbetreuer Allgäuer Hochalpen.
Die besten Chancen einen Bartgeier in Bayern zu beobachten, bestehen
derzeit in den Allgäuer Hochalpen. Wer also ab Samstag in den Bergen
unterwegs ist, soll die Augen offenhalten und Bartgeier-Sichtungen dem
LBV melden. Meldungen bitte mit Datum, Uhrzeit und möglichst genauem
Standort der Vögel per Mail an: geiermeldung@lbv.de.

Melden Sie uns Ihre Geiersichtungen!

Der LBV ruft alle Wanderer auf in den Tagen vom 12. bis zum 20.
Oktober bei ihren Bergtouren über der Baumgrenze nach Bartgeiern
Ausschau zu halten. Beobachtungen von Bartgeiern mit Datum,
Bergname/Ort und Dauer der Sichtung bitte an geiermeldung@lbv.de
schicken. Auch die Anzahl und mögliche erkennbare Zeichen am Vogel zum
Beispiel eine Färbung an Kopf oder Brust, das Verhalten und eventuell
erkennbare Markierungen, sind wichtig. "Vom 12. bis zum 20. Oktober
2019 gehören Fernglas, Foto, Smartphone und Schreibzeug also unbedingt
mit in den Wanderrucksack. Mit einem Foto oder einer genauen
Beschreibung lässt sich Art, Alter und sogar das Individuum
bestimmen", erklärt Werth. Die besten Chancen einen Blick auf die
imposanten Greifvögel zu erhaschen, gibt es bei Bergtouren derzeit in
den Allgäuer Hochalpen.

Der Schwerpunkt der Beobachtungstage liegt auf dem 12. Oktober. "Wer
sich zutraut Bartgeier zu erkennen und bereit ist am 12. Oktober von
9:00 bis 15:00 Uhr, mindestens jedoch von 10:00 bis 14:00 Uhr, von
einem fixen, vorgegebenen Beobachtungsstandort Bartgeier zu suchen,
kann als Bartgeierbeobachter*in an der Zählung teilnehmen", so der
LBV-Geierexperte. Interessierte melden sich bitte unter Angabe der
Telefonnummer, Adresse und E-Mailadresse mit der bevorzugten Region
für den Beobachtungsplatz unter geiermeldung@lbv.de.

Die Zähltage finden terminlich abgestimmt über die ganzen Alpen und im
französischen Zentralmassiv statt. "Anfang bis Mitte Oktober eignet
sich als Zählzeitpunkt, da die Brutzeit vollständig abgeschlossen ist
und die Jungvögel nun bereits auch etwas weitere Strecken innerhalb
des elterlichen Reviers zurücklegen", sagt Henning Werth. Bartgeier
zählen mit einer Spannweite von fast drei Metern zu den größten Vögeln
Europas. Sie sind sehr mobil und legen auf ihren Wanderungen durch die
Alpen hunderte Kilometer am Tag zurück. Deshalb ist die Mithilfe
vieler Beobachter sehr wichtig, um den Bartgeierbestand möglichst
genau erfassen zu können.

Bestimmungshilfe

Um Bartgeier von anderen großen Alpenvögeln wie Gänsegeier, Steinadler
oder Kolkrabe zu unterscheiden hat der LBV ein Plakat mit den
Silhouetten der Tiere gestaltet. Ein weiterer Tipp von
LBV-Geierexperte Henning Werth: "Bartgeier fliegen meist einzeln und
tief über Grund. So können sie Wanderern sehr nahekommen."

Wer keine Bartgeier vor Ort antrifft, kann dennoch wertvolle Daten
dokumentieren. Gerade in den Alpen gibt es immer noch große Lücken zur
Verbreitung verschiedener Vogelarten. So können auch Alpenschneehuhn
und Steinadler bei einer Bergtour gesehen werden oder mit viel Glück
andere Geierarten wie Gänsegeier und Mönchsgeier. Auch über diese
Sichtungen freut sich der LBV unter geiermeldung@lbv.de.

Bei aller Begeisterung für die imposanten Tiere bittet der LBV alle
Freiwilligen auf bestehenden Wegen zu bleiben und auf alpine Gefahren
zu achten. Falls die Witterungsbedingungen am 12.10.2019 schlecht
sind, kann die Beobachtung bis zum 20.10. nachgeholt werden.

 * 




[image: Infoplakat zeigt Flugsilhouette von Kolkrabe, Steinadler, Gänsegeier und Bartgeier sowie vom Bartgeier in 6 Altersstufen - Bild: © LBV]

Plakat zur Aktion

Bild: © LBV



Quelle:

Presseinformation 71/19, 09.10.2019

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de

Internet: www.lbv.de
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BILDUNG/3401: Magdeburg - Gewächshaus-Rundgang "Vielfalt tropischer Aronstabgewächse" am 20.10.2019


Stadt Magdeburg

Monstera, Efeutute und Titanenwurz - die Vielfalt tropischer
Aronstabgewächse

Am 20. Oktober in den Gruson-Gewächshäusern



Für den 20. Oktober laden die Gruson-Gewächshäuser in der Schönebecker
Straße zum nächsten thematischen Rundgang ein. Im Mittelpunkt steht
mit den Aronstabgewächsen diesmal eine besondere tropisch-subtropische
Pflanzenfamilie. Beginn ist um 15.00 Uhr.

Die Aronstabgewächse kommen mit zwei Arten auch in Deutschland vor. In
den Tropen hat diese Pflanzenfamilie eine unglaubliche Formenfülle
entwickelt. Einige der tropischen Arten sind als Zimmerpflanzen
bekannt. Dazu gehören Monstera (Fensterblatt), Baumfreund,
Flamingoblume und Efeutute. Bei der Führung mit dem Biologen Dr.
Ludwig Martins werden diese und viele andere exotische
Aronstabgewächse vorgestellt, darunter auch die kleinste Blütenpflanze
der Welt und die Pflanze mit den größten Blumen des Pflanzenreichs.

Der Rundgang kostet einschließlich Eintritt 4,50 Euro (ermäßigt 3,00
Euro). Weil die Teilnehmerzahl begrenzt ist, können unter der
Rufnummer 0391/4 04 29 10 Plätze reserviert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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BILDUNG/3400: Klimaanpassung in der grünen Stadt - Vortrag mit Führung, 18.10., anmelden bis 15.10. (HARBURG21)


HARBURG21 - 8. September 2019

Klimaanpassung in der grünen Stadt

Besuch
in der Baumschule Lorenz von Ehren mit Führung im Klimabaum-Hain



Im Rahmen der Netzwerkreihe "HARBURG GRÜN & FAIR" laden die Baumschule
Lorenz von Ehren und HARBURG21 am 18. Oktober 2019 zu einer
Veranstaltung ein, die sich mit Klimaanpassung in der "grünen" Stadt
befasst. Die Veranstaltung beginnt um 14 Uhr mit einem Vortrag von
Bernhard von Ehren. Es schließt sich eine Führung durch den
Klimabaum-Hain auf dem Gelände der Baumschule Lorenz von Ehren an. Sie
endet gegen 17:30 Uhr. Die Teilnahme ist kostenlos. Da die Plätze
begrenzt sind, ist eine verbindliche Anmeldung bis zum 15. Oktober
unter buero@harburg21.de erforderlich.

Hintergrund

Unser Klima wandelt sich und verändert auch die Lebensbedingungen für
Stadt- und Straßenbäume: Längere Hitze- und Frostperioden,
Trockenheit. Starkregen, Überschwemmungen und Stürme führen vermehrt
zu Baumschäden in der Stadt. Eine Maßnahme für die Entwicklung und den
Erhalt einer gesunden und verkehrssicheren Stadt ist die Anpflanzung
klimawandel-tauglicher Gehölze, die extrem genügsam und zugleich
anpassungs- und widerstandsfähig sind. Mit anderen Worten: Die Stadt
braucht zu einer gelingenden Klimaanpassung auf Dauer stabile
Klimabäume. 61 Arten können bei Lorenz von Ehren im Klimabaum-Hain
begutachtet werden, der sich über 1 Hektar erstreckt.

Weitere Infos unter

https://www.lve-baumschule.de/pflanzen/klimabaeume/

Veranstaltungsdaten


	Was: Besuch bei der Baumschule Lorenz von Ehren (mit Klimabaum-Hain)

	Wann: 18. Oktober 2019, 14 - 17:30 Uhr

	Wo: Baumschule Lorenz von Ehren, Maldfeldstraße 4, 21077 Hamburg

	Wer: Baumschule Lorenz von Ehren und HARBURG21 - Lokales NachhaltigkeitsNetzwerk

	Teilnahme kostenfrei - bitte bis 15.10.2019 verbindlich anmelden (buero@harburg21.de)



 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 08.10.2019

HARBURG21 - Lokales NachhaltigkeitsNetzwerk

POSTANSCHRIFT: Harburger Rathausplatz 1, 21073 Hamburg

GESCHÄFTSSTELLE: Harburger Ring 33/35, 21073 Hamburg

E-Mail: buero@harburg21.de

Internet: https://www.harburg21.de/de
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KINO/5745: Münster - Tatort-Premiere "Lakritz" am 24. Oktober 2019


Stadt Münster

Neuer Tatort: Mord am Marktmeister

Kinopremiere des Münster-Tatorts "Lakritz"



Münster (SMS) Kommissar Frank Thiel (Axel Prahl) und sein Kollege von
der Rechtsmedizin Professor Karl-Friedrich Boerne (Jan Josef Liefers)
sind mal wieder auf Mördersuche in Münster unterwegs. Der Filmservice
Münster.Land des städtischen Presseamtes, der WDR und das Cineplex
Münster laden gemeinsam zur Kinopremiere ein: Am 24. Oktober 2019 um
19 Uhr können Tatort-Fans die Ermittler bei der Arbeit begleiten,
bevor der neue Tatort "Lakritz" am 3. November um 20.15 Uhr im Ersten
ausgestrahlt wird.

Hannes Wagner ist in Münster eine Institution. Oder besser gesagt er
war es. Denn am Morgen nach seinem 40. Dienstjubiläum als Marktmeister
des weit über die Stadtgrenzen hinaus bekannten Wochenmarktes liegt er
mausetot in seiner Wohnung. Und beinahe jeder der Marktbeschicker
hätte guten Grund, Hannes Wagner ins Jenseits zu befördern. Gar nicht
erst zu reden von denen, die Wagner in den Jahrzehnten seiner
Herrschaft nicht mit einer der begehrten Lizenzen für einen Stand auf
dem Markt beglückt hat. Eine der vielen Spuren führt unsere Helden zu
einer kleinen Lakritzmanufaktur, zu Monika, Boernes erster Liebe und
zu einem lange zurückliegenden Fall, der aus dem kleinen
Karl-Friedrich schließlich den großen Boerne werden ließ ...

Zur Vorstellung werden auch "Cast und Crew" des Münster-Tatort im
Cineplex erwartet. Axel Prahl, ChrisTine Urspruch, Mechthild Großmann,
Autor Thorsten Wettcke und die Regisseurin Randa Chaoud haben bereits
ihr Kommen angekündigt. Karten für die Premiere des Münster-Tatorts
gibt es ab sofort zu den Kassenöffnungszeiten im Cineplex Münster.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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MARKT/4210: Borken - Traditioneller Bauernmarkt am 27. Oktober 2019


Stadt Borken

Traditioneller Bauernmarkt



Am 27. Oktober 2019 findet der traditionelle Remigiussonntag in Borken
statt. Bei dem großen Bauernmarkt von 11 - 18 Uhr auf dem Marktplatz
können die Besucher durch eine Vielzahl von Ständen Schlendern. Das
Angebot reicht von einer großen Auswahl von Herbstblumen und
Dekoration über verschiedene Kunstgegenstände bis hin zu einem
vielfältigen Bauernhofimbiss. Von 13 - 18 Uhr haben die Geschäfte in
der Innenstadt geöffnet und laden zu einem Einkaufsbummel ein.

Für die kleinen Gäste gibt es auch tolle Highlights: Im Stadtpark
können sich die Kinder im großen Kinderspielzelt mit verschiedenen
Indoor-Aktivitäten austoben. Ein 1001 Nacht Zelt lädt mit
orientalischen Zaubershows zum Verweilen und Mitmachen ein.

In der Otto-Hahn-Straße präsentieren sich die Geschäfte mit einem
bunten und vielfältigen Programm. Die Besucher/innen können sich auf
einen großen Handwerkermarkt mit Landmaschinenausstellung, hochwertige
Kinderanimation und Streetfood freuen.

Die Stadt Borken freut sich auf zahlreiche Besucherinnen und Besucher.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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MARKT/4209: Wertheim - "Markt & Meer" rückt Herbst in den Mittelpunkt am 12.10.2019


Stadt Wertheim

"Markt & Meer" rückt Herbst in den Mittelpunkt



Wertheim. Unter dem Motto "Goldener Oktober" bereichern einige
Gaststände in der Reihe "Markt & Meer" am Samstag, 12. Oktober, von 8
bis 14 Uhr wieder das Stammangebot des Wertheimer Wochenmarkts. Darauf
weist die Stadtverwaltung hin.

Passend zum Motto kündigt die Evangelische Allianz Wertheim an, mit
"königlichen Umfragen" etwas "Gold" zu verteilen und zum Besuch des
Adonia-Musicals "Isaak - so sehr gelebt" einzuladen. Der Händler
"Blumental Floristik" wird mit passenden Kränzen und Pflanzen auf die
herbstliche Jahreszeit einstimmen.

Eine kulinarische Besonderheit kann man am Stand der Familie Dorsch
aus Höhefeld erwerben, nämlich Wachteleier sowie daraus produzierten
Sahne-Likör - von dem es für Unentschlossene auch eine Kostprobe gibt.
Die Johannes-Diakonie bietet frischen, selbstgebackenen Apfelkuchen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 9. Oktober 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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Bartgeiersichtungen MELDEN!

Kolkrabe 120 cm
E ) sind die spitz endenden Schwung- und Steuerfe-
dern, die groRe Spannweite und eine oft sehr geringe
Fluggeschwindigkeit manchmal wenige Meter tber
Grund. Bei guten Sichtbedingungen ist es moglich, das
Alter oder sogar Indivdualmerkmale zu erfassen.
Bartgeiermeldungen kénnen einen wichtigen Beitrag
zum Monitoring des erfolgreichen Wiedereinbiirge-
rungsprojektes in den Alpen leisten. Seit 1996 werden

die Tiere in den Alpen ausgewidert. Freigelassene
g Junguégel werden markiert und einzelne Federn weif}
gefarbt

Steinadler 220 cm

Bartgeier 290 cm

im Jungenkleid haben Bartgeier ein dunkelbraunes Gefieder, bei einem dunkien Kopf. Am Rucken befindet sich eine
vHformige Zeichnung, die ab dem 3. Jahr verschwindet. Mauserlicken der Schwungfedem treten erst ab dem 2. Jahr
auf: zunachst die inneren Handschwingen, spéter die Arnschwingen, ab dem 4. Jahr ist die Mauser variabel. Dann
verfarben sich auch Brust, Bauch und Kopfpartien wei. Nun findet eine interessante Verhalt des Viogels statt:
Er farbt sich die hellen Gefiederbe urch Baden in Eisenhaltigem Sediment. Das G cuchtend oran-
ge. Bei adulten Vogeln sind die Unterflugeldecken im deutlichen Kontrast deutlich von den grauen Schwungfedern.
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